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Erster Abschnitt. 



Die Stufenleiter der Erkenntnis. 

§. 1. 

Es hat bisher zwei ganze und eine halbe Erklärung 
der Vorgänge auf geschichtlichem oder, was auf dasselbe 
hinauskommt, auf gesellschaftlichem Gebiete gegeben. Die 
ganzen waren die theologische und die rationa- 
listische; die halbe war die naturwissenschaftliche. 

Die theologische bestand darin, dass sie alle Vor- 
gänge auf geschichtlichem Gebiete aus dem Willen einer 
über den Welten thronenden allwissenden und allmächtigen 
Vorsehung erklärte. 

Die rationalistische bestand darin, dass sie diese 
Vorgänge aus der Vernunft und dem Willen des „Herrn der 
Schöpfung", des Menschen, ableitete. 

Die naturwissenschaftliche endlich führt alle 
diese Vorgänge auf allgemeine Naturgesetze zurück, die sie 
allerdings bisher nur dunkel andeutete, ohne sie klar und 
deutlich zu formuliren, und deren Zusammenhang mit den 
Vorgängen selbst sie nicht ersichtlich machen konnte. 

Daher nennen wir diese letztere Erklärung eine halbe, 
weil sie unvollständig bleibt und nur als mächtige Anregung 
zu weiterer Forschung gelten kann. 

Onmplowicz, Die sociologische Staatsidee. 1 
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§. 2. 

Die ersten beiden Erklärungen nun müssen aus dem 
Grunde als unwissenschaftlich bezeichnet werden, weil sie 
uns gleicherweise den Nachweis des Zusammenhanges 
zwischen Ursache und Wirkung nicht erbringen können. 

Dass jede dieser Erklärungen übrigens als aus dem 
Entwicklungsgange menschlicher Erkenntnis sich ergebend, 
nicht nur berechtigt, sondern auch nothwendig war, 
braucht nicht erst gesagt zu werden. Und zwar kann es 
keinem Zweifel unterliegen, dass die theologische in ihrer 
praktischen Wirksamkeit und in ihrer formalen Voll- 
kommenheit höher steht, als die rationalistische. Denn 
die theologische Erklärung ist ein Werk aus einem Gusse. 
Sie lautet klar und einfach uiid in dieser Einfachheit er- 
haben: so wollte es Gott! Und auf die Frage rationali- 
stischer Zweifler : warum ? — antwortet sie : unergründlich 
sind Seine Eathschlüsse. 

Wenn man theoretische Erklärungen nach ihrer Brauch- 
barkeit im praktischen Leben beurtheilen sollte, nach dem 
Einfluss den sie auf das menschliche Gemüth üben: so 
gibt es keine höhere, keine weisere Erklärung, als die 
theologische. Denn sie erhebt den Menschen über all den 
irdischen Jammer, sie beruhigt die in seinem Geiste auf*-^ 
tauchenden Zweifel an die Weisheit der Weltordnung, sie 
predigt ihm Verzicht auf Güter, die für ihn nicht erreichbar 
sind. 

Aber all diesen Werth hat die theologische Erklärung 
doch nur für denjenigen, dem Freude und Leid ein nen- 
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nenswerthes Moment sind in der Beurtheilung der Welt, 
dessen Zweifel beruhigt werden können durch den Hinweis 
auf ein Unbekanntes und dem der Verzicht auf Güter dieser 
Welt sonst schwer fiele. 

Daher verliert die theologische Erklärung all ihren 
Werth vor dem Forum der Wissenschaft, deren Wesen 
es ist, dass ihre Zweifel vor jedem Unbekannten aufs Neue 
aufsteigen, für welche Freude und Leid nicht existiren und 
die von Haus aus nur ein einziges höchstes Gut kennt, auf 
das sie unter keinen Umständen verzichtet : die Forschung 
nach dem Unbekannten. 

§. 3. 

Und so war es denn auch die Wissenschaft, die der 
theologischen Erklärung den Krieg erklärte und sich der 
rationalistischen zuwandte, zumal diese ihr volle Befrie- 
digung ihres Strebens versprach. 

An Stelle einer geheimnisvollen, mit den Sinnen nicht 
erkennbaren " Vorsehung zeigte sie ihr einen »greifljaren 
Urheber aller geschichtlichen Vorgänge : den Menschen und 
dessen vernünftigen Willen. 

Sollte sie aber diese Behauptung annehmbar machen, 
so müsste sie nicht nur einen entschiedenen und untrüg- 
baren Zusammenhang zwischen diesem vernünftigen Willen 
und den geschichtlichen Vorgängen nachweisen, sondern auch 
die Zweckmässigkeit all und jedes geschichtlichen Vorganges 
mit Bezug auf menschliche Bedürfnisse. Was der ver- 
nünftige, mit freiem Willen ausgestattete Mensch als Ur- 
heber aller menschlichen Geschichte ins Werk setzt, das 

1* 
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müsste doch vernünftigen menschlichen Zwecken entspre- 
chen. Dass dem so sei, müsste die rationalistische Erklä- 
rung nachweisen, wenn ihr die Wissenschaft den Vorrang 
vor der theologischen einräumen sollte. Diesen Nachweis 
aber zu führen hat die rationalistische Erklärung nicht 
vermocht und zwar offenbarte sich ihr diesbezügliches 
Unvermögen an den verschiedensten Punkten, wo eine Er- 
klärung nothwendig war. 

Warum wüthet der vernünftige Mensch blutdürstig 
gegen seine Milgeschöpfe? Warum opfert ein Xerxes, ein 
Alexander, ein Napoleon Hunderttausende seiner Mitmen- 
schen, sei es persönlichem Ehrgeiz, sei es subjectiven Plänen, 
Absichten und Gedanken, die von Millionen nicht nur nicht 
getheilt, sondern geradezu verdammt werden? Warum ist es 
bisher dem vernünftigen, mit freiem Willen ausgestatteten 
Urheber aller Geschichte nicht gelungen Friede und Ein- 
tracht zum Glücke aller Menschen zu stiften ; warum zer- 
fleischen sich gegenseitig die Nationen unter der Führung 
ihrer Besten und Grössten und warum jubeln die Massen 
denjenigen zu, welche die Urheber waren brudermörde- 
rischer Kämpfe? Ist es möglich, dass die menschliche 
Vernunft so Unmenschliches und Unvernünftiges be- 
wirke? 

Die rationalistische Erklärung scheitert an diesem 
Widerspruche. Wenn die menschliche Vernunft die geschicht- 
lichen Vorgänge leiten würde, längst schon müssten diesel- 
ben ein anderes Antlitz zeigen. Die rationalistische Er- 
klänmg der Weltgeschichte hat sich leider als die unver- 
nünftigste von allen erwiesen. — Und nicht nur, dass die 



rationalistische Geschichtserklärung uns in den Vorgängen 
der Geschichte keine Verwirklichung vernünftiger Zwecke 
nachweisen konnte, sie gewährte auch keinen praktischen 
Nutzen, wie die theologische, denn sie wirkte nicht beruhi- 
gend, sondern aufregend ; statt Resignation und stille Erge- 
bung in die unergründlichen Rathschlüsse der Vorsehung 
zu verleihen, stachelte sie alle menschlichen Begierden, 
hetzte sie alle menschlichen Leidenschaften auf, weckte 
sie alle Geister der Unzufriedenheit und Selbstsucht und 
feuerte alle niedrigen Instincte des Menschen an zum tollen 
Kampf um die vergänglichsten Güter dieser Erde. 

Enttäuscht musste sich die Wissenschaft von einer 
Erklärung menschlicher Geschichte abwenden, die weder 
den Wissens- und Wahrheitsdrang befriedigte, noch auch, 
gleich der theologischen, als Ersatz für die Nichtbefriedi 
gung djös Wissensdranges einen nennenswerthen ethischen 
Werth darbot. 

§. 4. 

Wie eine Erlösung von langer Verirrung und sünd- 
haftem Wandel begrüsste die Wissenschaft den Gedanken 
die Vorgänge der Geschichte durch das Walten unabänder- 
licher Naturgesetze zu erklären. 

Schon die Entlastung des Menschen von schwerer 
Schuld, an all dem durch geschichtliche Vorgänge gestifteten 
Unheil, musste für eine solche Erklärung einnehmen. 

Auch reizte das weite Gebiet der Forschung, das sich 
dem wissenschaftlichen Geist eröffnete, dem nun als höchstes 
Ziel die Erkenntnis der Naturgesetze des geschichtlichen 
Lebens der Menschheit winkte. 



' 
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Einleuchtend auch war der Gedanke, dass der Mensch 
keine Ausnahmsstellung in dem All der sinnen&Uigen Welt 
einnehme, und dass da wo Sonne und Planeten nach festen 
Gesetzen ihre Bahnen ziehen, wo unsere Erde nach festen 
Gesetzen aus ursprünglicher Nebelmasse zu ihrer heutigen 
Gestalt und BeschaflFenheit gelangte, wo Pflanze und Thier 
nach wunderbaren und doch alles Wunders entkleideten 
Gesetzen ihr Leben vollziehen, dass da auch Mensch und 
Menschheit solchen ewigen ehernen Gesetzen folgen. 

Und während, im Gegensatz zur theologischen Erklä- 
rung, die naturwissenschaftliche der freien Forschung die 
weitesten Gebiete eröffnete und ihr unbeschränktesten Spiel- 
raum gewährte, theilte sie mit jener den hohen ethischen 
Werth: menschlichen Grössenwahn zu bändigen, ihn vor 
der unfassbaren Erhabenheit ewig waltender Naturgesetze 
in den Staub zu werfen und ihn des Lebens Ungemach 
mit philosophischer Ruhe und Hingebung tragen zu lehren. 

In der Entwicklung der menschlichen Erkenntnis war 
damit eine hohe Stufe erreicht, die dem von Selbsttäuschun- 
gen befreiten Geist des Menschen einen weiten Ausblick 
gewährte, während sie zugleich sein von falschen Begierden 
gereinigtes Herz veredelte. 

Nicht mehr als „Herr der Schöpfung", der durch seinen 
Willen die Geschicke der Menschheit leitet, fühlt er sich ; 
sondern als Staubatom^ das vor andern Staubatomen nur 
den Vorzug hat, dass es mit Bewusstsein begabt das All 
begreifen und die Gesetze desselben erforschen kann, jene 
Gesetze, die es selbst unvermeidlich und unausweichlich 
befolgen muss. 
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§. 5. 

Und eben dieser ethische Werth war ein Ansporn 
mehr für die Wissenschaft, den Naturgesetzen der geschicht- 
lichen Entwicklung nachzuforschen, winkte ihr doch nun 
als Preis ihres Strebens ein doppelter Lohn: Erkenntnis 
der Wahrheit und Veredlung des Menschen. 

Anlass aber zur Vertiefung der Forschung auf diesem 
Gebiete war genug vorhanden. Denn trotz genialer Ver- 
suche ist es leider der naturwissenschaftlichen Methode 
nicht gelungen den causalen Zusammenhang zwischen 
äusseren natürlichen Bedingungen und Kräften und der 
Entwicklung menschlicher Geschichte zur Evidenz zu- 
bringen; die Wirksamkeit von Naturgesetzen in den ge- 
schichtlichen Vorgängen nachzuweisen. Gleichwie gross- 
artig angelegte, doch unvollendet gebliebene Denkmäler 
menschlicher Arbeit stehen sie da, die Werke eines Mon- 
tesquieu, eines Buckle, eines Schäffle; es waren 
verfehlte Versuche, das Räthsel zu lösen. 

„Wenn es wahr ist, sagt Montesquieu, dass die Be- 
schaffenheit des menschlichen Geistes und die Leiden- 
schaften seines Herzens überaus verschieden sind in den 
verschiedenen Klimaten, so müssen auch die staatlichen 
Gesetze entsprechend sein der Verschiedenheit der Leiden- 
schaften und der menschlichen Charaktere. '^ *) 



*) Mit den Worten „wenn es wahr ist** bezieht sich Montesquieu 
offenbar auf Ansichten über den Einfluss des Klimas auf den Charakter 
der Menschen und mittelbar auf die Staatsverfassungen, die schon vor 
ihm geäussert wurden. Der erste, der diese Ansicht äusserte, ist Ari- 
stotelesy der bekanntlich den Nordländern Europas wohl Muth, aber 



Und da diese Gesetze es sind, welche die staatlichen Ord- 
nungen und Verfassungen bestimmen, so seien diese letzteren 
der Ausfluss der klimatischen Verschiedenheiten. 

Auf etwas andere Weise geht Buckle dem grossen 

Problem zu Leibe. Ihm hat es die Statistik angethan. Da 
er aus ihr entnimmt, dass all und jedes menschliche 

Handeln, das indiflferenteste sowohl, wie das scheinbar 
willkürlichste von festen Gesetzen beherrscht wird, so zieht 
er daraus den Schluss, dass auch die geschichtlichen Vor- 
gänge, die doch nichts anderes sind, als eine Vielheit mensch- 
licher Handlungen von eben denselben festen Gesetzen 
beherrscht werden müssen.. Der Schluss scheint unan- 
fechtbar, und auf denselben gestützt, ging Buckle daran 
die Entwicklung der gesammten Civilisation in England, 
als von solchen Naturgesetzen beherrscht, darzustellen. 

Allerdings ist ihm die Lösung dieser Aufgabe, die er 
sich stellte, nicht gelungen. Er vermochte uns mit allem 
Aufwand von Geist und Gelehrsamkeit den stringenten 
Nachweis der Herrschaft solcher Gesetze in der Ent- 
wicklung der englischen Civilisation nicht zu erbringen. 

Gleich grossartig wie der Versuch Buckle's ist der- 
jenige Schäffle's, uns das Naturgesetz der politischen 
und somit auch der culturellen Entwicklung der Mensch- 
heit aufzuweisen. 



keine Denkkraft, den Asiaten Denkkraft, aber keinen Math und den 
Griechen, zu Folge 4er günstigen Lage ihrer Wohnsitze beides zugleich 
zuschreibt. Als Folge dieser verschiedenen Beschaffenheit der Länder 
und Charaktere der Menschen stellt er die höhere politische Be- 
fähigung der Griechen hin, die politische Freiheit besitzen nnd über alle 
andern herrschen. Das war griechischer Ethnocentrismus. 
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Die Idee rührt nicht von Schäffle her. Ihre Keime 
entwickelte bereits die „organische Staatstheorie" in 
Deutschland. Doch hat Schäffle sie mit ungewöhnlichem 
Talent und grosser Gelehrsamkeit in allen ihren Consequen- 
zen durchzuführen versucht. 

Der menschliche Staat soll darnach ein hyperorga- 
nisches Gremeinwesen sein, welches ein thierisches Leben 
höherer Ordnung darstellt. Als ein solches besitzt der- 
selbe alle Organe, welche die Functionen des thierischen 
Organismus besorgen und in ihm die den animalischen 
Functionen analogen des staatlichen Organismus ausführen. 

§. 6. 

Doch alle diese, wenn auch noch so genialen und mit 
noch so grosser Gelehrsamkeit unternommenen Versuche 
der Aufdeckung des Naturgesetzes socialer und politischer 
Vorgänge und Gestaltungen scheiterten theils an den wider- 
sprechenden Thatsachen, theils an dem all und jeder Mystik 
abgeneigten gesunden Menschenverstände. Nie und nimmer 
wird letzterer sich überzeugen lassen, dass Staatsformen 
und sociale Vorgänge ihrem Wesen nach beeinflusst 
oder erzeugt werden von Klima und Bodenbeschaffenheit, 
wie sehr er auch die Einflüsse dieser Factoren auf das 
vegetative und wirthschaftliche Leben der Menschen zu 
würdigen bereit ist. 

Noch weniger befriedigen kann uns das Bestreben, die 
Gesetze der geschichtlichen Entwicklung wie das Buckle 
thut, lediglich in dem Aufeinanderwirken „der äusseren 
Natur auf den menschlichen Geist und dieses letzteren 
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auf die erstere" finden zu wollen. (I. 16). Dieses Be- 
streben muss uns schon aus dem Grunde ungerechtfertigt 
erscheinen, weil es einen Dualismus von Geist und 
Natur zum Ausgangspunkt hat, welcher einer wissen- 
schaftlichen Analyse, die einen solchen nirgends finden 
kann, nicht Stand hält. 

Am allerwenigsten aber wird es je gelingen, die 
Menschen zu überzeugen, dass ihre Gemeinwesen, ihre 
Staaten und Staatenverbindungen thierische Organismen 
sind und denselben Entwicklungsgesetzen, wie jene folgen*). 

§. 7. 

Die Ursache des Fehlgehens aller dieser Versuche 
liegt unstreitig in einer vorzeitigen Generalisirung; in dem 
Bestreben die verschiedenen Gebiete der Erscheinungen 
mit einander verknüpfen und unter ein gemeinsames Ge- 
setz subsumiren zu wollen, ehe noch das einzelne Er- 
scheinungsgebiet genügend durchforscht und die Gesetze 
seiner Entwicklung erkannt worden sind. 

Denn mag auch eine solche Erkenntnis bezüglich der 
Gebiete der anorganischen und organischen Erscheinun- 
gen bis zu einem hohen Grade vorgeschritten sein; 
möge man die Gesetze der Entwicklung des Weltalls, 
unseres Erdballes und der auf ihm wirkenden physikali- 



*) Ich habe zu wiederholten Malen gegen die sog. i^organische** 
Staatstheorie polemisirt. Nun macht mein Grünhut^scher Kecensent die Ent- 
deckung, ich sei ein Anhänger dieser Theorie, da ich den Staat als eine 
„ Organisation •* zum Zwecke der Auf rech thaltung von Herrschaft und 
Rechtsordnung erkläre. Wer den Unterschied von „Organismus" und 
^ Organisation" nicht begreift, dem kann ich nicht helfen. 
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ßöhen, chemischen und organischen Kräfte auch voll- 
kommen erkannt haben, so fehlt doch zu einer generali- 
sirenden Verknüpfung des Gebietes der socialen Erschei- 
nungen mit jenen leichter zu durschauenden Erscheinungs- 
gebieten die zweite Vorbedingung, d. i. die Erkenntnis der 
Gesetze der Entwicklung der socialen Welt. 

Erst wenn einmal diese letzteren erkannt sein werden, 
kann der Zeitpunkt eines Versuches, den Zusammenhang 
dieser beiden Gebiete und die Identität der sie beherrschen- 
den Entwicklungsgesetze nachzuweisen, eintreten. 

Von jenem Zeitpunkte sind wir aber noch weit ent- 
fernt und daher ist vorläu% jede Generalisirung und jede 
Subsumirung der beiden grossen Erscheinungsgebiete unter 
die gleichen Gesetze entweder nur eine falsche Über- 
tragung der Gesetze des individuellen Lebens auf so- 
ciales Gebiet, wie bei Montesquieu, Buckle Schäffle 
u. A. oder aber eine so allgemeine und abstracto Formu- 
lirung der obersten Gesetze alles Seins, wie wir sie bei 
Comte und noch mehr bei Spencer finden, aus welcher 
für die Erkenntnis der Gesetze der Entwicklung, nament- 
lich der socialen Erscheinungen, kein irgendwie bemerkens- 
werther Gewinn sich ergeben kann. 

Aus diesen Gründen nun ist es vorläufig angezeigt, 
unter Verzicht auf Aufstellung solcher obersten Entwick- 
lungsgesetze des Gesammtgebietes der Erscheinungen, 
sich auf das Gebiet der socialen Erscheinungen zu be- 
schränken^ um auf diesem das nachzuholen, worin die 
Naturwissenschaft auf ihrem Gebiete die Sociologie weit 
überflügelte, und diese letztere in der Erkenntnis der 



/ 
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Entwicklungsgesetze der socialen Erscheinungen vorerst bis 
zu jenem Niveau zu erheben, auf welches die übrigen 
Naturwissenschaften sich seit zwei Jahrhunderten hinauf- 
geschwungen haben. 

§. 8. 

Nachzuholen aber gibt es hier viel; von jenem Ni- 
veau, wo die Wissenschaftlichkeit beginnt und theologische, 
metaphysische und rationalistische, vor allem aber willkür- 
liche Constructionen aufhören, ist die Wissenschaft der so- 
cialen Erscheinungen noch himmelweit entfernt. 

Die Ursachen dieses Zurückbleibens der Socialwissen- 
schaft im Vergleich mit den Fortschritten der übrigen Natur- 
wissenschaften sind in neuester Zeit keineswegs verborgen ge- 
blieben. Und zwar sind es zwei Hauptursachen, die auf diesem 
Gebiete nicht nur das Zurückbleiben, sondern auch eine auf 
anderen Gebieten kaum vorkommende Stagnation verschulden. 

Die erste ist die Tendenz, den Menschen selbst über 
die ganze ihn umgebende Natur zu erheben und als eine 
Ausnahmserscheinung hinzustellen, die sich die Bahnen der 
eigenen Entwicklung aus eigener Selbstherrlichkeit vor- 
zeichnet. 

Die zweite Ursache ist die für die Wissenschaft nicht 
minder verhängnisvolle Tendenz, die vorgefundene und 
nach ihren wahren Ursachen noch nicht genügend erkannte 
sociale Entwicklung nach persönlichen subjectiven Wünschen 
umzugestalten und in andere Bahnen zu lenken. 

Diese zwei Tendenzen waren es, welche von jeher, von 
den ersten Anfangen socialwissenschaftlicher Betrachtung 
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und Forschung, den Blick der Forscher nicht nur um- 
schleierten, sondern von dem eigentlichen Gregenstande, den 
sie zu untersuchen sich vornahmen, ablenkten und statt 
der Wahrheit nur trügerische Perspectiven vorspiegelten. 
Um es mit einem Worte zu sagen, es waren falsche 
Staatsideen, welche die Staatswissenschaft in ihrem 
Bannkreise festhielten und einen Fortschritt der Erkenntnis 
nicht aufkommen Hessen. — Diese Staatsideen wollen wir 
in Folgendem in Betracht ziehen und ihnen die sociologische 
Staatsidee, als die einzig wissenschaftliche, entgegenstellen. 



Zweiter Abschnitt. 

Die Staatsideen. 

§■ 1- 

Was man als Stoatsidee bezeichnet, ist die Idee die 
wir uns vom Wesen, von den Zwecken and Anfgaben des 
Staates machen. Diese Idee entspringt wie alle unsere 
Ideen ans der Wechselwirkung zwischen der objeetiven 
Welt und unserem 6eiste, in diesem Falle also speciell 
ans den Eindrücken des Staates auf unser geistiges Ver- 
mögen. 

Wenn wir im Lanfe der Zeit eine Wandlung und 
Entwicklung unserer Ideen von der äusseren Welt bemer- 
ken, so kann dieselbe nur zwei Ursachen haben: entweder 
eine Aenderung des Objeeta oder eine solche unseres 



Bei Gegenständen der äusseren Welt, z, B. dem Planeten- 
Systeme, sind wir keinen Augenblick im Zweifel, daas wir 
unsere veränderten Ideen über dasselbe der Vervollkomm- 
ing unseres Intellects zuzuschreiben haben, dass dagegen 
\s Object sich immer gleich blieb. 

Bemerken wir dagegen eine Aendemng unserer Staats- 
ee, so sind wir geneigt dieselbe einer Aenderung des 
bjects zuzuschreiben und zu glauben, dass der Staat sich 
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geändert habe, daher sprechen wir von einer antiken und 
modernen Staatsidee.*) Es ist nun die Frage inwieferne 
diese unsere Ansicht richtig ist und was bei der Wand- 
lung unserer Ideen vom Staat auf Rechnung des Objects, 
was auf Rechnung des Subjects zu setzen sei. 

§.2. 

Auf diese unsere Meinung über die verschiedenen Ur- 
sachen der Wandlung unserer Ideen mit Bezug auf die 
übrigen Naturerscheinungen und den Staat ist vorerst von 
Einfluss die Ueberzeugung, dass erstere kein Menschenwerk 
sind, letzterer aber allerdings ein solches ist. 

Andererseits wieder muss zugestanden werden, dass 
auf die Bildung unserer Ideen über den Staat ein Factor 
mitthätig ist, der bei der Bildung unserer Ideen über die 
äussere Natur gar nicht ins Gewicht filllt. 

Auf unsere Ideen über den Staat ist nämlich von 
grossem Einfluss die Stellung, welche wir innerhalb des- 
selben und ihm gegenüber einnehmen. Diese letztere aber 
ändert sich im Laufe der Entwicklung des Staates und der 
Geschichte und daher ist es allerdings theilweise richtig, 
dass unsere Staatsidee nicht allein durch die Vervoll- 
kommnung unseres Auffassungsvermögens, sondern auch 



*) So bebandelt z. B. Bluntschli in einem akademischen Vor- 
trage (1865) „den Unterscbied der mittelalterlicben nnd der modernen 
Staatsidee ** und Mo hl theilt die staatswissenschaftliche Literatur darnach 
ein, ob die betreffenden Werke „auf der Grundlage der antiken Staats- 
ansicht" oder „auf Grundlage religiöser Weltanschauung" u. s. w. auf- 
gebaut sind. (VergL dessen Encyklopädie. 2. Aufl. S. 560.) 
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durch die Aenderung unserer Stellung im Staate und ihm 
gegenüber, also auch was auf dasselbe hinauskommt, durch 
die geänderte Stellung des Staates uns gegenüber, einer 
Wandlung unterliegt. Anders also wie bei den Ideen über 
die Erscheinungen der äusseren Natur, ist die Aenderung 
unserer Ideen über den Staat theilweise auch auf die Aen- 
derung seiner Stellung uns gegenüber zurückzuführen. 
Allerdings aber braucht diese Aenderung seiner Stellung 
noch keineswegs eine Aenderung seines Wesens zu be- 
deuten, und wie wir das sehen werden, bleibt sich auch 
das Wesen des Staates gleich, trotzdem die Formen 
seines Verhältnisses zu dem Einzelnen einer Aenderung 
unterliegen, welche die Wandlung unserer Idee von ihm 
mit beeinflusst. 

§. 3/ 

Es ist daher die Staatsidee ein Product des Ringens 
unseres Erkenntnisdranges mit der objectiven Erscheinung 
des Staates, wobei wir im Vergleiche mit den Naturfor- 
schem deshalb in einer unendlich schwierigeren Stellung 
uns befinden, da uns unser Beobachtungsobject sozusagen 
beim Schöpfe hält. Vergebens ringen wir nach einem 
archimedischen Standpunkt ausserhalb des Stetes, wenn 
auch nicht zu dem Zwecke, um ihn in Bewegung zu setzen, 
sondern nur um ihn ruhig, unbeeinflusst von ihm beobachten 
zu können. Wenn wir nach schwerem geistigen Ringen 
einen solchen Standpunkt gewonnen zu haben glauben, so 
zeigt es sich immer wieder, dass wir im Bannkreise staat- 
licher Einflüsse uns befinden, dass wir mit allen Lebens- 
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fasern im Staate wurzeln und dass noch am Rande des 
Grabes ein Interesse uns beherrscht und bewältigt, das 
Interesse an socialen Klreisen, welche die Bestandtheile des 
Staates bilden. Wenn man diese Verhältnisse unparteiisch 
würdigt, so gelangt man zu Zweifeln, ob es der mensch- 
lichen Erkenntnis je gelingen wird über den Staat so frei 
und vorurtheilslos zu urtheilen, wie über das Wesen und 
die Beschaffenheit der Gegenstände der äusseren Natur. 

Und dennoch — trotz aller Zweifel — verfolgt der 
menschliche Forschungstrieb die dornenvolle Bahn, und ein 
Eückblick auf den, wenn auch noch so langsamen, doch 
unleugbaren Fortschritt in der Erkenntnis des Wesens 
des Staates, ermuntert auf dem Wege fortzuschreiten und 
lässt die Hoffnung auf ein einstiges Erreichen des schier 
nicht im Bereiche menschlicher Fassungskraft liegenden 
Zieles, doch nicht ganz aussichtslos erscheinen. 

§. 4. 

Es kann nun gefragt werden: worin die Bedeutung 
einer Staatsidee liege? und ob es nicht ein Widerspruch 
sei einerseits die Staatsentwicklung als Naturprocess aufzu- 
fassen, der sich nach festen unabänderlichen Gesetzen 
vollziehe, andererseits aber der Idee, welche wir uns vom 
Staate machen irgend eine Bedeutung beizumessen? Denn 
ist erstere Annahme richtig, dass die Staatsentwicklung nach 
ewigen unabänderlichen Naturgesetzen sich abspiele, dann 
sollte es ja ganz irrelevant sein, welche Ideen sich die 
Menschen über den Staat machen — da doch keine der- 

Onmplowicz, Die sociologische Staatsidee. 2 
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selben den naturgesetzlichen Gang der Staatsentwicklung 
beeinflussen könne? 

Dieser Einwand ist allerdings im Grossen und Gaozen 
richtig und man darf die Bedeutung der herrschenden Staats- 
idee nicht zu hoch veranschlagen, andererseits ist die Wich- 
tigkeit derselben auch nicht zu unterschätzen. 

Und zwar besitzt sie eine solche erstens im Hinblick 
auf unsere Erkenntnis des Staates, also eine theoretische, 
und zweitens im Hinblick auf unser Handeln im Staate, 
also eine praktische Bedeutung 

Ad 1. Für unsere Erkenntnis eines Gegenstandes 
oder einer Erscheinung ist die richtige oder falsche Idee, die 
wir uns von derselben machen, keineswegs gleichgiltig. 

Denn, wie das Stuart Mill in seiner Logik sehr 
richtig nachgewiesen hat, ist die wissenschaftliche Forschung 
weder rein deductiv, noch rein inductiv, sondern immer 
eines und das andere zugleich. Aus den einzelnen vorläufig 
erkannten Thatsachen bilden wir uns Ideen und an der 
Hand dieser letzteren untersuchen wir die weiteren That- 
sachen. Stimmen diese weiteren Thatsachen zu den vor- 
läufig gefassten Ideen, so erweisen sich diese letzteren als 
begründet*, andernfalls müssen wir dieselben berichtigen, 
andere Ideen fassen und an der Hand derselben unsere 
Forschung fortsetzen. So werden im Laufe der Forschung 
vorläufig gefasste Ideen corrigirt oder beseitigt und durch 
andere ersetzt und jede weitere Forschung ist im Grunde nur 
ein Prüfen, ob die immer neu untersuchten Thatsachen das 
Festhalten an den bereits gewonnenen Ideen gestatten oder 
eine Correctur oder einen Ersatz durch andere fordern. 
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So ist in jeder Forschung Induction und Deduction 
innig verknüpft, daher auch bei der inductiven Forschung 
ein gut Theil der Erkenntnis immer der Deduction zu ver- 
danken ist und bei einzelnen Erkenntnissen es schwer 
wird zu entscheiden, ob dieselben im Wege den Induction 
oder der Deduction gewonnen wurden. 

Wie sehr aber solche aus vorausgehenden einzelnen 
Thatsachen des betreffenden Erscheinungsgebietes abstra- 
hirten Ideen, in jedem Falle ob sie richtig oder falsch sind, 
die Forschung, fördern das lehrt die tägliche Erfahrung. Hatte 
man z. B. einmal, gestützt auf einzelne Thatsachen über 
die Infectionskrankheiten, die Idee gewonnen, dass Krank- 
heiten durch mikroskopische Organismen übertragen werden : 
so war damit der Anstoss gegeben nach solchen Bacillen 
und Bakterien überall zu suchen und diese Krankheits- 
erreger bei allen infectiösen Krankheiten zu vermuthen. 
Daraufhin folgten nun die eingehenden Untersuchungen, 
die dann bei den einzelnen Krankheiten entweder die 
Richtigkeit oder die Unrichtigkeit der vorgefassten Idee er- 
weisen — in jedem Falle aber die Erkenntnis fördern. 

Ganz so verhält es sich mit den Staatsideen; auf ver- 
einzelten Thatsachen des geschichtlichen und staatlichen 
Lebens basirend; von denselben abstrahirt, dienen sie als 
Leitsterne auf dem Wege der weiteren Forschung, haben 
also in jedem Falle, ob sie sich bewähren oder nicht, einen 
hohen methodologischen Werth. Und zwar haben sie einen 
solchen nicht nur für die eigentliche und besondere Staats- 
wissenschaft, sondern auch für die Geschichtsforschung. 
Denn man möge die Sache drehen und wenden wie man 

,.^ *-^-*-.. 2* 
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will, so bleibt der Staat der eigentliche Gegenstand der 
Geschichte. *) Denn wenn auch eine individualistische Ge- 
schichtsschreibung den Schein weckt als ob sie nur die 
Thaten und Handlungen der Monarchen zum Gegenstande 
hätte, so ist es doch klar, dass die Könige und Fürsten in ihr 
nur als Beherscher und Repräsentanten der Staaten in 
Betracht kommen. Ein Napoleon I. auf St. Helena ist kein 
Gegenstand der Geschichte mehr — ebenso wenig ein Napo- 
leon ni. auf Wilhelmshöhe. Sind also im Grunde immer 
nur die Staaten als solche Gegenstand der Geschichte, so 
braucht es wohl nicht erst ausgeführt zu werden, welche 
Bedeutung den Staatsideen d. i. der Auffassung des Wesens 
und der Entwicklung des Staates für alle Geschichts- 
forschung zukommt. 

Ad 2. Dass die Idee, die man sich vom Staate macht, 
auf die gesammte Thätigkeit des Staates und im Staate 
von Bedeutung ist, daran braucht, gewiss nur erinnert zu 
werden. Denn in der Staatsidee liegt ja mitinbegriffen 
die Auffassung von den Aufgaben und Zwecken des Staates 
und man denke nur daran wie eine neu auftauchende 
Staatsidee, wie z. B. die seit der Mitte dieses Jahrhunderts 
in Deutschland aufgetauchte Rechtsstaatsidee auf die ge- 
sammte Gesetzgebung und Verwaltung der deutschen 
Staaten und auch Oesterreichs von weittragendem Einfluss 
war;**J wie sodann die Idee von den socialen Aufgaben 



*) Vergl. meine Sociologie und Politik. Leipzig. Duncker & 
Humblot 1892. S. 26 u. ff. 

**) Vgl. darüber meinen Rechtsstaat und Socialismus. Innsbruck 
1881, Abschnitt II. 
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des Staates den Anstoss gab zu einer Reihe social-refor- 
niatorischer Gesetze und Einrichtungen. 

Nun braucht eine Staatsidee, um auch eine praktische 
Bedeutung zu haben, nicht gerade „politisch" zu sein, d. h. 
eine solche, welche vom Staate ein in einer gewissen Rich- 
tung zu absolvirendes Pensum fordert, es kann ja auch 
eine rein wissenschaftliche Idee, sein — und wir werden 
sehen, dass die sociologische eine solche ist — und den- 
noch eine praktische Bedeutung haben, indem sie nämlich 
andere Staatsideen, die dem Staate die mannigfachsten Auf- 
gaben stellen und zumuthen, widerlegt. Eine solche Idee 
kann insofeme „praktisch" werden, dass sie die Thätigkeit 
des Staates nach der einen oder anderen Richtung hin 
als ganz unzulässig auffasst und eine Ausdehnung derselben 
auf gewisse Gebiete als nicht zu seinem Wesen gehörig 
betrachtet. Jedenfalls also, ob sie „politisch" oder nur 
theoretisch ist, kann jede herrschende Staatsidee eine prak- 
tische Bedeutung erlangen.*) 

§. 5. 

Solcher Staatsideen nun hat es im Laufe der mehr als 
2000jährigen Entwicklung der Staatstheorien viele gegeben. 
Da der Ausgangspunkt aller socialwissenschaftlicher For- 
schung die Betrachtung : sei es des Staates als eines Menschen- 



*) Richtig bemerkt Fouill^e : Toute id^e con^ue par nous a une 
action sur nous et tend a se realiser par cela m§me qu'elle est con9ue. 
(L'id^e moderne du droit, p. 247.) Darin liegt das Geheimnis der „Macht 
der Ideen" die allerdings oft für Staat und Menschheit verhängnisvoll 
wird — weil es auch Wahnideen gibt. 
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Vereines, sei es des Menschen als dessen Mitgliedes bildet, 
so sind begreiflicherweise bei diesen Betrachtungen nur 
zwei Standpunkte möglich, indem man entweder vom Stand- 
punkt des Staates die Menschen, oder vom Standpunkt des 
Menschen den Staat betrachtet. Da der erstere Standpunkt 
bei den Schriftstellern des Alterthums, der letztere bei 
denjenigen des europäischen Mittelalters und der Neuzeit 
überwiegt, so hat man vielleicht nicht mit Unrecht den 
ersteren als die antike, den letzteren als die moderne Staats- 
idee bezeichnet. Wenn man aber daran anknüpfend 
meint, der antike Staat sei sich Selbstzweck gewesen und 
betrachtete das Individuum als Mittel, der moderne Staat 
dagegen sei nur ein Mittel, um den Menschen seiner Be- 
stimmung zuzuiführen, unterordne sich daher den obersten 
Zwecken der menschlichen Individualität, so ist das wieder 
nur eine selbstgefällige Verherrlichung des modernen Staates 
und eine Verdrehung der Thatsachen subjectiven Ten. 
denzen zu Liebe. Wir werden sehen, dass der Staat, als 
sociale Erscheinung immer nur denselben Gesetzen socialer 
Entwicklung folgend, die Richtung dieser Entwicklung nie 
verändern kann, und dass es zwischen Staat und Staat im 
Wesen der Sache keinen Unterschied gibt; für diese so- 
ciale Erscheinung als solche, ist es ganz irrelevant wohin 
sie unsere Zeitrechnung setzt; unsere Begriffe von antik 
und modern, von europäisch oder asiatisch berühren ebenso 
wenig das Wesen dieser socialen Erscheinung, wie es das 
Wesen eines Kometen berührt, ob er von uns beobachtet 
wird oder nicht, ob er von der Nord- oder Südhälfte unseres 
Erdballs aus betrachtet wird. 
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§. 6. 

Im Allgemeinen entspricht den einzelnen Stufen der 
Erkenntnis, die wir oben (Abschnitt I ) in Betracht gezogen 
haben je eine Staatsidee und so folgten einander in den 
Theorien Europas seit dem Mittelalter erst die theologische 
Staatsidee, sodann die rationalistische; gegenwärtig ringt 
sich die sociologische zur Geltung durch. Die theo- 
logische betrachtet den Staat als göttliche Institution und 
verlangt von ihm Unterwerfung unter religiöse Satzungen 
und Gebote der Kirche; ihr am nächsten steht die landes- 
fürstliche, die auch als patrimoniale oder privatrechtliche 
Staatsidee bezeichnet wird, welche den Staat als Domäne 
des Fürsten, als Object der freien Verfügung, des freien 
Schaltens und Waltens des legitimen Souveräns betrachtet 
und sich nichts mehr angelegen sein lässt, als die theore- 
tische Ausgestaltung des SouveränitätsbegriflFs, ihre höchste 
Aufgabe aber darin erblickt, die Fürsten über die „ars 
legendi" aufzuklären, ihnen die richtige Art und Weise, 
wie sie zu regieren haben, beizubringen. 

Die rationalistische Staatsidee erscheint im Laufe ihrer 
Entwicklung in mehreren Spielarten, die wichtigste der- 
selben ist die Rousseau' sehe Vertragsidee, deren Ausläufer in 
Deutschland die Rechtsstaatstheorie war. Es ist im Grossen 
und Ganzen eine Uebertragung der im Staate zur Aus- 
bildung gelangten Rechtsbegriffe auf den Ursprung und 
das Wesen des Staates. Allerdings erscheint dadurch so- 
wohl ersterer, wie letzteres in einem falschen Lichte. Nichts- 
destoweniger hat sowohl die Vertragstheorie, wie die Rechts- 
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Staatstheorie, die man mit einem gemeinsamen Namen als 
die juristische Staatsidee bezeichnen kann, ihre grosse Be- 
deutungj und weitreichende Berechtigung. 

Aber weder der im Alterthum vorwiegende staatliche, 
noch der im Mittelalter herrschende theokratische ; weder 
der am Beginn der Neuzeit auftauchende landesfürstliche, 
noch endlich der in der Neuzeit vorwaltende individuelle, 
staatsbürgerliche Standpunkt waren geeignet eine richtige 
Erkenntnis des Staates als socialer Erscheinung anzubahnen, 
und zwar aus folgendem Grunde. 

Alle diese Standpunkte und Richtungen sind im Vor- 
hinein tendenziös und geben den von ihnen aus unter- 
nommenen Betrachtungen des Staates eine voreingenom- 
mene Richtung, sozusagen eine gebundene Marschroute. 
Denn der staatliche Standpunkt wird im Vorhinein zu dem 
Zwecke eingenommen, um zu zeigen, nicht was der Staat 
sei, sondern wie er sein solle; der theokratische hat eine 
ausgesprochene kirchliche Tendenz, der patrimoniale eine 
ausgesprochene conservative und ebenso wird der staats- 
bürgerliche nur zu dem Zwecke eingenommen, um aus- 
zuführen, wie sich der Staat dem Einzelnen gegenüber zu 
benehmen habe. 

Alle diese Tendenzen aber sind so überwältigend, dass 
sie jede objective Erkenntnis des Wesens des Staates im 
Vorhinein unmöglich machen. 

§• 7- 

Mehr noch als diese tendenziösen und parteipolitischen 
Standpunkte stand der Erkenntnis des Wesens des Staates 
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die Jurisprudenz im Wege, welche den Staat als das 
Product eines Rechtsactes ausschliesslich ftlr sich recla- 
mirte. 

Will man den ganzen Irrthum dieser ausschliesslich 
juristischen Betrachtung des Staates begreifen, so muss man 
sich zuerst den Unterschied zwischen Staats- und Rechts- 
wissenschaft klar machen. 

Der Complex von Erscheinungen, welche durch die 
Entstehung des Staates hervorgerufen werden, kann zum 
mindesten einen zwiefachen Gegenstand der Forschung 
abgeben. Es können nämlich einerseits jene wirkenden 
Kräfte, welche den Zusammenschluss und Zusammenhalt 
der heterogenen, socialen Gruppen hervorbringen, mitsammt 
ihren Folgen, andererseits jenes System von durch diesen 
Zusammenschluss und Zusammenhalt erzeugten gegensei- 
tigen Verhältnissen zum Gegenstande der Forschung und 
Betrachtung gemacht werden. 

Mit ersteren beschäftigt sich die Sociologie, als deren 
Bestandtheil die Staatswissenschaft erscheint, mit letzteren 
die Jurisprudenz. Während erstere die gesammte Stellung 
und Lage der socialen Bestandtheile des Staates mit Inbe- 
griff der durch denselben hervorgerufenen gegenseitigen 
Verhältnisse derselben zum Gegenstande hat, fasst die 
letztere vorwiegend diese durch die Gesammtlage erzeugten 
individuellen Verhältnisse ins Auge, jenes ganze System 
von Contactslinien, die aus der Gesammtlage der socialen 
Bestandtheile für die einzelnen Individuen sich ergeben. 
Während daher die Sociologie auch die staatliche Ordnung 
im Grossen in das Gebiet ihrer Forschung einbezieht, hat 
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es die Jurisprudenz ausschliesslich mit den in Folge der 
staatlichen Ordnung gesetzlich geregelten Verhältnissen der 
Individuen oder ihrer Verbände zu einander zu thun. 

§. 8. 

Da in Folge dieses verschiedenen Gegenstandes diese 
zwei Disciplinen zwei fern von einander abliegende Stand- und 
Gesichtspunkte einnehmen müssen, so ist es begreiflich, dass 
sie sich gegenseitig aus den Augen verlieren und zwischen 
ihnen eine gegenseitige Entfremdung so weit eintritt, dass 
sie sich einander bald gar nicht mehr zu verständigen im 
Stande sind. 

Wir wollen dieses gegenseitige Verhältnis der Socio- 
logie und der Jurisprudenz in einem Bilde verdeutlichen. 

Es gleicht nämlich der Staat einem weitläufigen 
Schlossgebäude, das sich von aussen als Complex mannig- 
faltiger zu verschiedenen Zeiten auf- und zugebauten Theile 
darstellt ; da gibt es mannigfache Längs- und Quertracte, 
äussere und innere Flügel, Thürme^ Erker und Vorsprünge; 
das Ganze von den verschiedenen Seiten, da von Hügeln 
umgeben, die in eine Berglandschaft hinüberleiten, dort von 
Wald und Schluchten, hier wieder an eine Ebene grenzend. 

Im Innern aber des Schlossgebäudes sind alle die 
Theile und Geschosse desselben verbunden, theils durch 
offene Colonaden, theils durch geschlossene Gäng^, durch 
Treppen und Stiegen mannigfacher Art, durch geheime 
Durchschlüpfe und nur dem Kundigen bemerkbare Thüren 
und OeflFnungen. 
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Denken wir uns nun einen Menschen, der entweder 
in dem Schlossgebäude geboren, sein Leben dort zubrachte, 
ohne je aus demselben herausgekommen zu sein, oder einen 
der mit verbundenen Augen hereingebracht wurde, um 
sein Leben da drinnen zuzubringen. Er wird sich mit den 
Jahren da drinnen auskennen, wie kein anderer. Aus jedem 
Tract oder Flügel wird er den kürzesten Weg über Gänge 
und Treppen in die anderen Theile des Schlosses sofort 
finden, aus jedem Kellergewölbe ohne zu tasten oder zu 
straucheln den kürzesten Weg in jedes Geschoss bis in die 
höchste Dachkammer finden. Von der Aussenlage des 
Schlosses aber, von seiner äusseren Situation in Beziehung 
auf die es umgebende Landschaft, wird er keine blasse 
Idee, keine entfernte Ahnung haben. Das ist der Jurist. 
Er kennt alle Gänge, Schliche und Durchschlüpfe im Innern 
des Schlosses; wie es sich aber von aussen präsentirt, die 
äusseren Grössen- Verhältnisse der Theile zu einander, ihre 
gegenseitige Lage, leichtere oder schwierigere Zugäng- 
lichkeit von Aussen, ob sie an den Berg, an den Wald, 
an die Ebene stossen — von alledem hat er keinen klaren 
Begriff. Dieses alles aber überbUckt der Sociolog. 

Allerdings, über die innere Structur des Gebäudes 
kann er nur aus dessen äusserer Gestalt mehr oder weniger 
richtige Schlüsse ziehen, nur Vermuthungen aufstellen; 
gelangt er ins Innere und soll sich da zurechtfinden, dann 
wird er schwanken und tasten — nicht immer den rich- 
tigen Weg finden — in den dunklen Gängen leicht über eine 
unbemerkte Schwelle straucheln; dagegen wird aber der 
Jurist, der in diesen inneren Gängen und Verbindungen 
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sich heimisch fühlt, wenn er hinaustritt ins Freie und die 
äussere Lage des Schlosses beurtheilen soll, schon von dem 
hellen Glänze der Sonne der Wissenschaft geblendet, seinen 
Blick scheu abwenden und gar die fernen Perspectiven 
nach Aussen, die Beziehungen und Zusammenhänge der 
äusseren Lage mit deren Umgebung und mit fernen Ob- 
jecten, za überblicken gar nicht im Stande sein. Sein 
myopes Auge, für die finsteren Maulwurfsgänge der Juris- 
prudenz geschärft, versagt ihm gänzlich den Dienst, wenn 
es sich darum handelt den Staat als solchen in seiner Ge- 
sammtheit und Lage, in seinen Beziehungen zu anderen 
Staaten und zur Menschheit in Gegenwart und Vergangen- 
heit aufzufassen. 

Aus dieser Sachlage erklärt sich die übrigens bekannte 
Thatsache, dass auch hervorragende Juristen für das Wesen 
des Staates und seine Bedürfnisse kein Verständnis haben, 
dass sie zumeist kurzsichtige Staatsmänner sind und in 
der Politik immer Fiasco gemacht haben.*) 



*) Selbstverständlich sind unter „Juristen" hier nur jene gemeint, 
die in der Casuistik des Privatrechts aufgehend, für den Staat als so- 
ciale' Organisation kein Verständnis haben. Diese Species aber ist 
eine sehr zahlreiche. Andererseits gibt es ja auch Juristen, die eine 
gleiche Begabung . für allerhand andere Wissenszweige besitzen. Wie 
es — was nicht gar so selten ist — Juristen gibt die ganz gute Dichter 
sind (ich erinnere an Felix Dahn, an Josef Kohler und manche an- 
dere) so hat es auch von jeher Juristen gegeben, die für Geschichte, 
Philosophie, Staatswissenschaft u. dgl. Sinn und Verständnis hatten. 
Eine Plage Gottes sind nur jene Juristen, die jedes Verständnisses für den 
Staat und sociale Erscheinungen bar, dennoch mit juristischen Formeln 
die staatlichen und socialen Erscheinungen bemeistem wollen. Doch 
auch diese' sind noch zu ertragen; ganz unerträglich sind nur jene 
Aftergelehrten, von denen die Juristen glauben, daßs sie Staatsrechtler 
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§. 9. 



Diese gegensätzliche Stellung der Sociologie und Staats- 
wissenschaft einerseits und der Jurisprudenz andererseits er- 
klärt zur Genüge den unerquicklichen Streit der beider- 
seitigen Vertreter um die Methode der Behandlung dieser 
grundverschiedenen Disciplinen. Eines ist sicher, dass 
für zwei so verschiedenartige Disciplinen die Methode 
keinesfalls dieselbe sein kann. Und zwar hat man dabei 
nicht nur an die formale Methode^ sondern noch viel mehr 
an die materielle zu denken; diese letztere nämlich be- 
greift den Ausgangspunkt und die von demselben aus ein- 
zuschlagende Richtung, um den gegebenen Gegenstand der 



sind und die den Staatsrechtlem einreden wollen, dass sie Juristen sind. 
Zu diesen letzteren zähle ich z. B. Herrn Georg Jellinek. In der Juris- 
prudenz hat dieser Herr nichts geleistet, das Staatsrecht aher hat er 
„juristisch '^ misshandelt. Dabei thut er sich aber auf sein „juristisches 
Denken ** etwas zu Gute. Von dieser juristischen Misshandlung des 
Staatsrechtes mögen aus seinem Werke „Gesetz und Verordnung'* hier 
einige Proben zur Erläuterung des soeben gesagten Platz finden. Auf 
S. 194 wird der Staat definirt als „ein von physischen Personen ge- 
tragener, jedoch von ihnen sich loslösender und zu einer selbst- 
ständigen Einheit verdichteter Wille.** Dieser Wille, der hier ge- 
tragen wurde, erweist an einer andern Stelle (S. 190) dem Staate den 
Gegendienst, indem er ihn trägt, denn dort ist der Staat „die von 
einem machtvollen Willen getragene herrschaftliche Organi- 
sation." Damit es aber Niemanden Wunder nehme, dass ein Wille nicht 
nur getragen werden, sondern auch andere tragen kann, erklärt G. Jel- 
linek auf S. 312, dass dieser Wille ein „physischer" sei; sollte es aber 
Leute geben, die noch nicht wissen was „physische Willen" sind, so 
werden sie auf S. 196 belehrt, dass „aller Wille die Fähigkeit besitzt, 
Veränderungen in der Aussenwelt zu veranlassen," dass „aller Wille 
Macht, Gewalt" sei. Solchen blühenden Unsinns sind die „staatsrecht- 
lichen" Schriften Jellinek's voll. Das soll „juristisches Denken" sein! 



/ 

/ 
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/ 
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Forschung zu erkennen. Es ist also nicht nur der be- 
kannte Gegensatz der juristischen und historisch-politischen 
Methode, der mehr ein formaler ist, als vielmehr der wich- 
tigere Gegensatz des Ganges und der ganzen Richtung der 
Untersuchung, der bei den Juristen lautet : vom Recht zum 
Staat, bei den Sociologen lauten muss: vom menschlichen 
Hordenleben zum Staat und vom Staat zum Recht. Der 
Werth dieser beiden Richtungen für die Erkenntnis des 
Staates aber wird uns bald klar, wenn wir an das oben 
gebrauchte Bild uns erinnern. Der Jurist will aus dem 
inneren Gewirre der Maulwurfsgänge, aus dem er nicht 
hinaustreten kann, die äussere Lage und Beschaffenheit des 
Gebäudes erkennen — was ein Ding der Unmöglichkeit 
ist. Der Sociologe beginnt seine Betrachtungen mit dem 
weitesten Umblick über die ganze das Gebäude umgebende 
Landschaft, übergeht sodann zur Betrachtung der einzelnen 
Bestandtheile, Tracte, Flügel und Annexe des Gebäudes, 
um sodann aus der Natur und Lage derselben, die in ihrem 
Innern befindlichen Rechtsverbindungen, die sich aus 
dieser äusseren Lage und Beschaffenheit mit 
Nothwendigkeit ergeben, zu erklären. 

Eines aber ist klar : während der Weg vom Recht zur 
Erklärung des Staates vollkommen verfehlt ist, weil nicht 
das äussere Gebäude nach Massgabe der inneren Gänge 
hergestellt wurde, sondern umgekehrt: ist der Weg der 
Erkenntnis des Gebäudes von seiner Umgebung her, also 
des Staates von der Naturgeschichte der Menschheit und 
vom Leben der menschlichen Horden her der einzig ratio- 
nelle und wissenschaftliche, alles Gerede aber der Juristen 
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über den Staat, d. h. alles Gerede über den Staat vom 
Rechte aus ein Urtheilen eines Blinden über Farben. 

Nun ist aber leider dieser letztere Weg vom Recht 
zum Staat von jeher eingeschlagen worden und da sich 
mit dem Staat, der Zahl nach, vorwiegend Juristen beschäf- 
tigten, so ist die Betrachtung desselben vom Rechte aus 
die in den Literaturen vorherrschende. Das Resultat ist 
aber auch darnach! Denn im Verhältnis zu der riesig 
angewachsenen Literatur über den Staat und das Staatsrecht 
sind die für die Erkenntnis des Staates einen merklichen 
Werth besitzenden Schriften über den Staat nur äusserst 
gering. Allerdings, wenn man in dieser Literatur die 
Stimmen nicht zählt, sondern wägt, wie es die Vernunft 
gebietet, dann überwiegen die wenigen Schriften über den 
Staat, die ein Aristoteles, Macchiavelli, Montesquieu und 
Herbert Spencer geschrieben, jene Unzahl von Werken der 
über den Staat schreibenden Juristen, deren Namen ins 
Meer der Vergessenheit sinken, weil wir bei ihnen immer und 
ewig wieder die paar juristischen Formeln finden über die 
Persönlichkeit des Staates, sein Entstehen aus dem Rechte, 
über die Bildung eines Gesammtwillens aus allen Einzel- 
willen der Staatsbürger, über „Organschaft" und „Compe- 
tenz-Competenz" und wie diese abgeschmackten Termini des 
gelehrten Kauderwelsch alle lauten, mit denen man den 
Laien zu imponiren sucht, die aber im Grunde jedes Sinnes 
bar, nur die geistige Leere ihrer Urheber verrathen. 

Anmerkung. Einer Eigenthiimlichkeit mancher Juristen in der 
literarischen Polemik sei an dieser Stelle aus dem Grunde gedacht, weil 
sie mit dem grossen principiellen Gegensatz zwischen Wissenschaft 
und praktischer Jurisprudenz zusammenhängt. Während nämlich alle 
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Wissenschaft nur auf Erkenntnis der Wahrheit ausgeht, überwiegt bei 
der praktischen Jurisprudenz das Streben nach Erringung eines Gewinnes, 
eines momentanen Yortheils. Dieses verschiedene Streben beeinflusst die- 
jenigen, die sich demselben hingeben. Der wirklich wissenschaftliche 
Forscher wird sich daher auch in der literarischen Polemik nie einer Un- 
wahrheit schuldig machen, während es bei Juristen manchmal vorkommt, 
dass sie, die Gewohnheiten des Processes („Advocatenkniffe" etc.) auf das 
literarische Gebiet übertragend, es mit der Wahrheit nicht zu genau 
nehmen. Ein Beispiel möge das illustriren. In der Kecension meines 
„Oesterr. Staatsrechts" (1891) in der Grünhut *schen Zeitschrift citirt 
Bematzik eine Stelle aus meinem 1877 erschienenen „Philosophischen 
Staatsrecht, um zu beweisen, dass meine Aeusserungen über den Staat 
in dem „Philosophischen Staatsrecht^' sich in Widerspruch befinden mit 
einer solchen Aeusserung in meinem „Grundriss der Sociologie" (1885). 
Während ich nämlich in diesem letzteren Buche behaupte, dass der Staat 
eine Organisation der Herrschaft einer Minorität über eine Majorität 
sei, soll sich nach Bematzik in meinem „Philosoph. Staatsrecht (1877) 
auf Seite 89 der Satz befinden: „Was die Mehrheit will, das will der 
Staat. ** Nun, einen solchen Satz gibt es dort einfach nicht; wohl aber 
einen ähnlichen, obendrein in einem ganz anderen Znsammenhange. 
Auf S. 89 meines „Philosophischen Staatsrechts ** ist nämlich eben von jener 
Minorität die Bede, welche den Staat beherrscht. Es heisst dort: 
„Nicht der Einzelne also, und wäre er auch der Beherrscher aller Gläu- 
bigen, ist Inhaber der Staatsgewalt, sondern der herrschende Stamm, 
resp. die Mehrheit desselben, die im Besitze der Machtmittel sich be- 
findet.^ (Also die Mehrheit des herrschenden Stammes, der selbst eine 
Minorität im Staate ist.) Dann heisst es mit Beziehung auf obigen 
Satz: „was nun diese Mehrheit will, das will der Staat.** Was thut 
nun H. Bematzik um aus jener Stelle im „Philosophischen Staatsrecht'' 
einen Widerspruch mit der Definition des Staates in meinem „Grundriss 
der Sociologie** herauszuspintisiren ? Er erlaubt sich nur eine kleine 
Emendation! Er emendirt nämlich den obigen Satz, „was diese 
Mehrheit will,** und ändert denselben in den ähnlichen „was die Mehr- 
heit will**; reisst dann den so emendirten Satz aus dem Zusammen- 
hange und stellt ihn einfach dem Satz aus meiner Sociologie entgegen, 
wonach der Staat eine „Organisation der Herrschaft einer Minorität 
über eine Majorität** sei und ruft triumphirend : seht, den Widerspruch! 
hier herrscht die Minorität — dort die Mehrheit. So hat H. Bematzik 
mit einem kleinen Mittelchen einen grossen Erfolg erzielt — er hat nur einen 
Satz aus seinem Zusammenhang gerissen und ein kleines Pronomen 
indicativum „diese** in den Artikel „die** emendirt: der momentane 
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Erfolg, mir einen Widersprach nachzuweisen, war da. Ja ! aber auch ab- 
gesehen von der Frage der Anständigkeit, was nützt ein solcher momentane 
Erfolg, eine solche momentane Irreführung des Lesers durch Erweckung 
eines falschen Scheines? Hintendrein kommt ja doch die Wahrheit auf, 
daiss jener Satz nicht so lautet, wie ihn Bematzik citirt, sondern anders, 
und dass er in einem ganz anderen Gedankenzusammenhang als den, 
den Bematzik dem Leser vorspiegeln will, gebraucht wurde, und nun 
verschwindet plötzlich der angebliche Widerspruch und für den allzu- 
kuhnen Juristen bleibt nur die — Blamage. 

Solcher Kunststücke von zweifelhafter moralischer Natur machen 
sich wissenschaftliche Forscher, denen es unter allen Umständen um die 
Wahrheit zu thun ist, nie schuldig; dass es Juristen manchmal thun, 
zeigt das eben angeführte Beispiel ; allerdings aber auch nur gewisse 
Juristen, die eigentlich zur Unterscheidung als Rabulisten bezeichnet 
werden sollten. 



§. 10. 

Fragen wir nach alledem, warum es in einer mehr als 
2000-jährigen Entwicklung der Ideen nicht gelungen ist, 
eine befriedigende Erklärung der auf staatlichem Gebiete 
uns entgegentretenden socialen Erscheinungen zu geben, so 
liegt die Ursache in erster Linie in der falschen Vorstöllung 
über die Uranfänge der Menschheit und über die Art und 
Weise der Entstehung der ersten Staatengebilde. 

Während sich die Alten über jene Uranfänge über- 
haupt nicht den Kopf zerbrechen und den Hebel zur Er- 
klärung des Rechts und der Gerechtigkeit auf den gege- 
benen Staat als den einzigen festen Stützpunkt aller Staats 
Philosophie ansetzten, glaubte das Mittelalter seine Staats- 
idee nur auf der überlieferten Lehre von der ErschaflFung 
des Menschen und der ihm vom Schöpfer mit ins Leben 
gegebenen Bestimmung gründen zu müssen. 

Gamplowicz, Die sociologische Staatsidee. 3 
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Dem gegenüber schien es schon ein grosser Fortschritt, 
ja eine weittragende Neuerung zu sein, als seit Hobbes das 
Naturrecht seinen Ausgangspunkt zur Erklärung des Staates 
vom Menschen selbst und seiner „natürlichen" Beschaffen- 
heit nahm. 

Die Irrthümer dieser verschiedenen Methoden liegen 
heute klar zu Tage. 

Der antike Staat war ein spätes Culturproduct ; mit 
der naturgemässen Tendenz, ihn so wie er geworden war 
zu erhalten, zu schützen und zu vertheidigen war eine 
objective Erkenntnis seines Ursprungs nicht zu erlangen. 
Man klügelte darüber, woher Recht und Gerechtigkeit in 
diesen Staat hineingekommen seien, hatte aber weder den 
Muth, noch auch vielleicht die Möglichkeit zum Zwecke 
dieser Erkenntnis einen objectiven Standpunkt ausserhalb 
dieses Staates einzunehmen und seinen Werdeprocess von 
den Uranftlngen zu betrachten. 

Die ganze Staatsphilosophie P 1 a t o s gipfelte in einem 
beschränkten Conservativismus, wonach die höchste Gerech- 
tigkeit im Staate darin bestünde, dass jeder das Seine treibe 
(xa eaüTOü Tcpaxxstv) und der kühnste Reformgedanke, zu 
dem er sich aufschwingt, ist der naive Doctrinarismus, dass 
an der Spitze des Staates die Philosophen stehen sollen. 
Im Uebrigen geht sein Sinnen und Trachten nur auf die Mittel, 
um die bestehende Staatsordnung zu Gunsten derjenigen 
Classen, die im Besitz der Macht sind, zu erhalten. Weder 
reicht sein Blick über die engen Grenzen des hellenischen 
Stadtstaates, noch rückwärts zu den Uranfängen mensch- 
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lieber Geschichte, wo aus dem Chaos des menschlichen 
Hordenlebens die ersten Staatenbildungen auftauchen. 

In letzterer Beziehung war der Blick der mittelalter- 
lichen Staatstheoretiker ein weiterer, ihr Gesichtskreis um- 
fasste nicht nur die ganze Menschheit, sondern dehnte sich 
nach rückwärts über die Anfönge derselben aus. 

Leider aber durften sie diesen weiten Horizont nur 
durch die gefärbten Gläser der überlieferten Lehre und 
nur vom einseitigen Standpunkt der Kirche betrachten. 
Ihr Auge war in gläubiger Entzückung auf den „Staat 
Gottes" gerichtet, statt auf die wirkliche Welt und ihre 
Menschheit hatte keine andere Entwicklung durchgemacht, 
als die vom Sündenfall zur Erlösung und sollte nun in 
frommer Ascese des jüngsten Tages harren. 

Gewiss, es waren dies erhabene Ideen, doch nichts 
anderes als Traumbilder, in denen man nur mit last ge- 
schlossenen Augen schwelgen konnte. 

Wenn die mittelalterliche Staatstheorie in die Be- 
trachtung einer fictiven Welt sich versenkte: so versenkte 
das Naturrecht seit Hobbes sich in die Betrachtung eines 
fictiven Menschen. 

Ob er nun Raubthier oder geselliges Wesen, ob er 

aus klugen Nützlichkeitsrücksichten mit Ueberlegung handelt 

oder dem Bedürfnisse einer Autorität sich zu unterwerfen 

folgt, immer bleibt er es, der Einzelne, das Individuum, 

der künftige Staatsbürger, der den Staat ins Leben ruft. 

Und wie sollte nun der Staat diesem seinem Schöpfer nicht 

dankbar sich erweisen, indem er ihm im Vorhinein eine Fülle 

3* 
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angeborener Rechte zuerkennt? Wie sollte dem Gründer 
des Staates das Recht denselben zu beherrschen aberkannt 
werden? Was Rousseau und die Encyklopädisten sanmit 
ihren Epigonen bis hinunter zu den Theoretikern des Rechts- 
staates dem Individuum als solchem zuerkennen, ist die ein- 
fache Consequenz der Naturrechtslehre, die den Staat, mit 
allem was er enthält, aus dem sittlich-freien Individuum 
ableitet. Denn wie könnte auch der Staat irgend ein 
Recht demjenigen versagen, aus dessen freier Entschlies- 
sung er ins Dasein gelangte? 

Wie ging aber dabei die Wissenschaft aus? Nicht 
besser wie bei den antiken Philosophen und mittelalter- 
lichen Theologen. Sie gerieth in ein schier undurchdring- 
liches und unzerreissbares Netz von Täuschungen und Irr- 
thtimern, mit dem einzigen Unterschied, dass diesmal die 
Fäden dieses Netzes aus der vermeintlichen Natur des 
Menschen herausgesponnen wurden, statt wie bei Plato aus 
der vermeintlichen „Gerechtigkeit" des gegebenen helle- 
nischen Staates, oder wie bei den Theologen aus den ver- 
mutheten und geglaubten Absichten der Vorsehung in Hin- 
sicht auf die Bestimmung des Menschen. 

§. 11. 

Es war von Vortheil für die Erkenntnis des Staates, 
dass seit dem Anfang dieses Jahrhunderts, zuerst in Frank- 
reich, für die Betrachtung desselben ein Standpunkt ein- 
genommen wurde, der, obwohl er ganz so wie alle vor- 
hergehenden ein einseitiger und tendenziöser war, dennoch 
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den Blick der Forscher nach einer Richtung lenkte, die 
bisher wenig beachtet wurde. Ich meine den socialistischen 
Standpunkt. An und für sich war er ebenso wenig ob- 
jeetiv und wissenschaftlich, wie der staatsbürgerliche, der 
theokratische oder landesfürstliche ; denn auch von diesem 
Standpunkte waltete ja eine einseitige Tendenz, das Streben 
nach Besserung des Looses der arbeitenden Classen. Für 
die Erkenntnis des Wesens des Staates aber war er inso- 
ferne förderlicher, weil er das Augenmerk auf die innere 
sociale Structur des Staates lenkte und einerseits eine ganze 
Menge von Fragen nach der Entstehung und dem Wesen 
des Staates anregte, andrerseits viel dazu beitrug die Grund- 
und Haltlosigkeit aller früheren einseitigen Standpunkte 
aufzudecken. 

Zunächst förderte die socialistische Staatsidee die 
volkswirthschaftliche Betrachtung des Staates, in welcher 
der Staat lediglich als eine Organisation der wirthschaft- 
lichen Arbeitstheilung erscheint. 

Diese Idee ist in Deutschland zuerst von Lorenz Stein 
geltend gemacht worden und hat bei den Nationalökonomen 
grossen Anklang gefunden. Für nationalökonomische theore- 
tische Operationen und Analysen mag sie von einigem Nutzen 
sein, indem sie die nationalökonomischen Erscheinungen 
isolirt und daher ihre gesonderte Beobachtung erleichtert. 

Wenn uns z. B. Mithof „den gesammten nationalen 
Reinertrag oder das gesammte Volkseinkommen," als in 
die ^vier grossen Einkommenszweige: der Grundrente, 
des Arbeitslohnes, des Capitalszinses und des Untemehmer- 
gewinnes" zerfallend, darstellt, und darauf hinweist, dass die 
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Empfänger dieser verschiedenen Einkommensarten durch 
die dadurch bewirkte Gleichheit ihrer socialen Stellungen 
zu Interessengemeinschaften verbunden werden, so ist diese 
Darstellung für theoretische und didaktische Zwecke sehr 
anschaulich. 

Es mag auch im Hinblick auf diesen Zweck unange- 
fochten bleiben, dass ^jdadurch," d. h. auf diesem rein wirth- 
schaftlichen Wege „in der Gegenwart die ökonomischen 
Stände der Grundbesitzer, Lohnarbeiter, Capitalisten und 
Unternehmer gebildet werden," und dass „in Folge dessen 
einzelne Stände eine Gemeinschaft der Interessen gegen- 
über anderen Ständen haben." 

Nichtsdestoweniger würde man irren, wenn man die 
Stä^debildung im Staate lediglich auf wirthschaftliche Ver- 
hMkume nnd Ursachen zurückführen wollte und darin liegt 
das Einseitige einer wirthschaftlichen Staatsidee. 

Es ist ja Thatsache, dass der Staat auch eine Organi- 
sation der wirthschaftlichen Arbeit ist und es von jeher 
war, doch war er es nie ausschliesslich und ist es auch 
heute nicht. Erst die sociologische Staatsidee zeigt die 
Sache im richtigen Lichte. Der Staat ist erst in zweiter 
Linie eine wirthschaftliche Organisation — in erster Linie 
ist er ein Zusammenschluss socialer Bestandtheile, deren 
Verschiedenheit von Haus aus auf ganz anderen Unter- 
schieden beruht und die ihre ursprünglichen Verschieden- 
heiten, wie wir das unten sehen werden, in ihren wirthschaft- 
lichen Beruf im Staate hineintragen. Die wirthschaftliche 
Staatsidee also, welche nur das wirthschaftende Indi- 
viduum ins Auge fasst, hat einen zu engen Horizont, sie 
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zeigt uns wohl den Bestand, erklärt uns aber nicht den 
geschichtlichen Werdeprocess der wirthschaftlichen Unter- 
schiede.*) Doch sind sowohl die socialistische, wie die aus 
ihr hervorgegangene volkswirthschaftliche Staatsidee von 
grosser Bedeutung als Uebergang zur sociologischen, die 
wir nun näher ins Auge fassen wollen. 



*) Vergl. darüber meine Abhandlung „Verwaltungslehre und So- 
ciologie** im Jahrgang 1891 der Griinhut'schen Zeitschrift. 



Dritter Abschnitt. 



Die sociologische Staatsidee. 

§• 1. 

Alle bisher erörterten Staatsideen verfolgen gewisse 
einseitige Tendenzen; alle treten mit dem Anspruch auf 
Staat und Gesellschaft zu verbessern, sogar die wirthschafb- 
liche Staatsidee verlangt ja vom Staate dass er in den wirth- 
schaftlichen Classenkampf, zu gewissen Zwecken eingreife. 
Dem gegenüber ist die sociologische Staatsidee zunächst 
nur eine erkenntnisiördemde, keine reformatorische. Sie ist 
in erster Linie keine Politik; indem sie von der natur- 
gesetzlichen Entwicklung des Staates die Besserung viel- 
facher üebel und Missstände erwartet, verzichtet sie auf die 
Lösung des Problems wie der Staat besser zu organisiren 
sei; sie strebt keine grundstürzende Umgestaltung an, 
sondern begnügt sich mit der Erkenntnis des Wesens des 
Staates, welches sie aus der Art seiner Entstehung und 
Enfw^icklung zu erklären sucht. 

Sie will weder der Anwalt des Staates, noch derjenige 
des Individuums sein, sondern begnügt sich mit der Con- 
statirung der factischen Verhältnisse^ die zwischen dem 
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Staate und dem Individuum auf den verschiedenen- Stufen 
der staatlichen und individuellen Entwicklung Platz greifen. 

Sie fasst weder den Staat als Mittel und das Individuum 
als Zweck, noch das umgekehrte Verhältnis als der Wahr- 
heit entsprechend auf, sondern nimmt ihren Ausgangspunkt 
von den vor- und ausserstaatlichen socialen Gruppen, betrach- 
tet den Staat als Mittel für die Zwecke derselben und das 
Individuum als ein von seiner Gruppe abhängiges, von den- 
selben zu deren Zwecken bewusst oder unbewusst gebrauch- 
tes Material. 

Als constitutive Elemente des Staates betrachtet sie 
nicht d as y, freie und gleiche" Individuum, sondern lene so- 
cialen Grupp en^ deren gegenseitiges Verhältnis die Ver- 
fassung eines Staates ausmacht. Die sociologische Staats- 
idee fasst daher den Staat als eine Meh rheit^jibeg:::. 
untergeordneter soc ialer Gruppen auf, deren gegenseitiges 
Ringen in erster Linie die Erhaltung des Staates, in zweiter 
Linie eine solche Entwicklung desselben fördert, dass die 
Daseinsbedingungen der einzelnen Gruppen mit den Daseins- 
bedingungen der Gesammtheit in Einklang gebracht werden. 

Die sociologische Staatsidee gibt daher den Anstoss 
zur Erforschung des Staates in der Richtung der gegen- 
seitigen Auseinandersetzungen dieser seiner constitutiven Be- 
standtheile, wobei die jedesmaligen Grenzen der erkämpften 
Machtsphären identisch sind mit dem im Staate gesetzten 
Rechte. 

Die sociologische Staatsidee leitet daher das Recht 
weder aus dem Geiste des Individuums, noch auch aus 
einem fictiven Gesammtwillen ab, sondern aus dem Kampfe 
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der socialen Bestandtheile die den Staat bilden, indem sie 

die in diesem Kampfe zwischen dem einen Bestandtheil 

und dem oder den anderen jeweilig festgestellten Schranken 

ihrer Machtübung als das Recht dieses Staates auffasst. 

Die sociologische Staatsidee beruht daher keineswegs 

auf der „Verwechslung der wirthschaftlichen Übermacht 

mit rechtlicher Herrschaft" wie mir das eine etwas kühne 

Rabulistik in der Grünhut'schen Zeitschrift imputiren möchte, 

sondern auf der Erkenntnis, dass jede wirthschaffcliche und 
sociale Macht nach rechtlicher Herrschaft strebt und dass 

letztere nichts anderes ist, als der Ausdruck, die Form 

der ersteren. 

§. 2. 

In einer solchen Betrachtung des Staates liegt die 
grösstmöglichste Sicherstellung der Staatswissenschaft vor 
dem Vorwalten subjectiver Tendenzen. 

Denn wenn jeder der oben besprochenen Standpunkte 
der Betrachtung im Vorhinein den Forscher beeinflusst, ja, 
wenn es im Vorhinein als sicher angenommen werden kann, 
dass es nur natürliche Vertreter der socialen Gruppen sind, 
welche von ihren Standpunkten aus den Staat betrachten, so 
bietet die sociologische Staatsidee für solche subjective 
Tendenzen keinen Raum. 

Wer sind sie denn, die im griechischen Alterthum 
über Staat und Politik schrieben? Es sind freie Bürger, 
also Mitglieder der herrschenden Classen, für die der Staat 
ein Pensionsinstitut war, das ihnen ihren Lebensunterhalt 
sicherte. Ihr Patriotismus ist begreiflich; wenn sie vom 
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Staat und von der Freiheit sprechen, so denken sie an 
ihr Gemeinwesen, das ihnen werth und theuer ist, das 
ihnen nicht nur Freiheit und Leben, sondern Herrschaft 
über rechtlose Sclaven sicherstellt, über deren Rechte sie 
kein Wort verlieren. Was Wunder, dass diese „antike 
Staatsidee" sich in Argumenten und geistigen Auskunfts- 
mitteln erschöpft zum Zweck der Erhaltung dieses Staates, 
dieser Gesammtheit von Einrichtungen, welche der Mino- 
rität der freien Bürger die den Sclavenmassen aberkannten 
höchsten irdischen Güter zusichert? 

Und ebenso ist es klar, dass die ganze moderne, auf der 
staatsbürgerlichen Staatsidee basirende Richtung der Staats- 
wissenschaft, die seit Rousseau die europäische Literatur 
beherrscht, vorwiegend von denjenigen propagirt wird, die 
das Recht der intelligenten Mittelclassen Europas im Kampfe 
gegen die früher bevorrechteten Classen vertheidigen; das 
gesanunte auf dieser Staatsidee aufgebaute „constitutionelle 
Staatsrecht" Europas ist ja nichts anderes, als eine Verthei- 
digung der „allgemeinen staatsbürgerlichen Rechte" auf 
Grrundlage von mehr oder weniger zutreffenden Construc- 
tionen von natürlichen oder angeborenen Rechten des Indi- 
viduums, zu deren Unterstützung und Geltendmachung das 
Bürgerthum, die intelligente und besitzende Mittelclasse 
der europäischen Culturstaaten sich erhoben hat. Die 
staatsbürgerliche Staatsidee mit ihrer Auffassung des Staates 
als Mittel und Werkzeug zur Förderung der Entfaltung 
aller materiellen und geistigen Kräfte des Individuums war 
eben nichts anderes, als eine Waffe im Kampfe um die 
rechtliche Stellung des Individuums als „Staatsbürger". 
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Auch dieser Staatsidee war die Tendenz das Oberste die 
wissenschaftliche Erkenntniss nur Nebensache. Und dasselbe 
gilt ja zweifelsohne von der „civitas Dei'^, von der theo- 
kratischen Staatsidee, die nichts anderes anstrebte, als die 
Herrschaft der Kirche und nicht minder von der „patrimo- 
nialen" Staatsidee, die nichts anderes war, als die Vertheidi- 
gung der historisch überkommenen Verhältnisse des Über- 
gewichtes und der Herrschaft des Adels und der Grundherren, 
welche „für die Erlaubnis der Benützung ihres Grundes und 
Bodens ein Recht hatten sich vom Ijandvolk die Leistung 
von Roboten auszubedingen." Keine dieser Staatsideen 
liess eine objective, wissenschaftliche Beurtheilung und Er- 
kenntnis des Staates auikommen. 

§. 3. 

Wenn nun auch keineswegs behauptet werden soll, dass 
die sociologische Staatsidee ein für allemal, all und jede 
tendenziöse Darstellung ausschließe, so gewährt sie doch 
verhältnismäßig eine gewisse Bürgschaft gegen einseitige, 
nur im Interesse einzelner Bestandtheile des Staates aus- 
zuführende theoretische Staatsconstructionen. Diese Bürg- 
schaft liegt in der ganzen Art und Weise der Betrachtung 
des Staates, die sich in Folge dieser Idee Bahn brechen 
muss. 

Indem nämlich die sociologische Staatsidee die Be- 
trachtung im vorhinein auf das Kräftespiel der socialen Be- 
standtheile als constitutiver Elemente des Staates hinlenkt 
und auf jedem Punkte der Staatsentwicklung die beste- 
hende Verfassung als Resultat des staatsrechtlichen Kam- 
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pfes derselben hinstellt, wird das Hauptaugenmerk der 
Forschung mit Nothwendigkeit auf diesen Naturprocess 
gelenkt, der als solcher mit der Allgewalt elementarer 
Vorgänge sich abspielend, jede einseitige Geltendmachung 
von Verdienst und Vorzug zu Gunsten eines socialen Be- 
standtheiles ausschliesst — indem er alle zugleich im Dienste 
eines überwältigenden Naturgesetzes unbewusst wirkend 
aufzufassen lernt und lehrt. In einer solchen Betrachtung 
ist kein Raum für menschliche Eitelkeit und kleinliche 
Selbstgefälligkeit; kein Raum für subjective Tendenzen 
zu Gunsten einzelner Individuen oder Classen; keine Ge- 
legenheit zu parteiischer und willkürlicher Vertheilung 
von Verdienst und Schuld; eine solche Betrachtung drängt 
wie jede Naturbetrachtung und Forschung nur zu dem 
einen mächtigen Finale, zu dem einen erhebenden Schluss- 
accord: zur Erkenntnis der Gesetzmässigkeit des Natur- 
vorganges selbst. 

Mit nichten kann hier für die einstigen Eroberer und 
Staatsbegründer ein besonderes Verdienst in Anspruch ge- 
nommen oder, wie das ofk von Historikern geschehen, gegen 
dieselben Vorwurf und Klage erhoben werden: sie stürzten 
sich auf eine bodenständige Bevölkerung, wie die Lawine, 
von den Sonnenstrahlen gelockert, friedliche Hütten zer- 
malmend und wegfegend zu Thale stürzt, ohne Verdienst 
ohne Schuld. 

Und auch die sesshaftc bodenständige Bevölkerung, die 
ihi'en Acker bebaute, „nach fremden Gut nicht lüstete und 
fremden Boden mit Feuer und Schwert nicht überzog", kann 
keinen sonderlichen Ansprach auf Vorrecht und Bevor- 
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zugung erheben : ob sie „friedlich" lebte, ist erst die Frage, 
denn die Friedlichkeit, die sie innerhalb der staatlichen 
Ordnung an den Tag legt, mag ja ein Verdienst dieser 
letzteren sein, wie es gewiss nur dieser letzteren angerechnet 
werden muss, dass diese friedliche Bevölkerung „ihren" 
Acker bebaut. 

Und ebenso wenig dürfen die „Arbeiter", wie das die 
Socialisten glauben machen wollen, einen besonderen Vor- 
zug für sich geltend machen, als ob sie es wären, die den 
Staat erhalten, da doch die „Arbeit" alle ernähre. Aller- 
dings ernährt die Arbeit alle, aber nicht lediglich diejenige, 
welche die „Arbeiter" verrichten. Diese Arbeit ist 
lediglich eine Ausführung einer höheren Arbeit — der 
Arbeit des Erfinders, des Gelehrten, des Staatsmannes, des 
Organisators, des Unternehmers. Es kann keinen Staat 
geben, in welchem es nur ausführende Arbeiter gebe und 
ohne schöpferische Ideen, zu denen in erster Linie die 
staatserhaltenden organisatorischen gehören, gebe es weder 
Arbeit noch Arbeiter. Die ausführenden Arbeiter können 
höchstens Strikes ins Werk setzen, sie können damit 
Industrieen zu Grunde richten, aber Industrieen ins 
Leben rufen können sie nicht. Gewiss sind sie ein 
wichtiger, nicht zu unterschätzender, nicht geringschätzig 
zu behandelnder Factor des staatlichen Lebens; gewiss 
haben sie einen Anspruch auf menschenwürdige Behand- 
lung, doch ist es eine Wahnidee als ob ihre Arbeit den 
Staat erhalte und daher sie einen Staat erhalten könnten. 
Sie und ihre Arbeit sind wenn auch ein integrirender, 
doch immer nur ein Bestandtheil des Staates. 
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Nicht einmal die Verkünder und Apostel der Lehren 
der Moral und Sittlichkeit, die Spender des Trostes, welche 
lindernden Balsam träufeln in die Wunden der Menschen, 
dürfen Anspruch erheben auf besonderes Verdienst: sie 
gleichen der regenspendenden Wolke, die ihr kostbares 
Nass aus den vom Erdreich aufsteigenden Dünsten und 
Dämpfen empfing, um es in wohlthuenden Niederschlägen 
dem Erdreich zurückzuerstatten. Das Kostbarste, das sie 
dem Volke verkiLnden können, haben sie von ihm empfangen 
und ihre Lehren würden im Winde verhallen, wenn nicht 
im Gemüthe des Volkes, aus dessen Noth die Heilslehren 
entsprangen, für dieselben im Vorhinein der empfkngliche 
Boden vorbereitet wäre. Das beste Gold ihrer Lehren 
stammt aus dem tiefen Schachte der Volksseele. 

Die theokratische Staatsidee, die im Namen der hohen 
Mission der Kirche die Herrschaft derselben beansprucht, 
beruht daher auf vollkommener Verkennung der That- 
sachen : nicht minder aber die rationalistischen Lehren der 
Encyklopädisten, welche diese innere sociale und socio- 
logische Berechtigung der confessionellen Organisationen 
nicht anerkennen. 

Die sociologische Staatsidee lässt all und jedem social 
entstandenen und social berechtigten Factor des Staatslebens 
volle Gerechtigkeit widerfahren und trachtet nur ihr gegen- 
seitiges Verhältnis und ihre gegenseitigen Stellungen nach 
ihrer socialen Nothwendigkeit, daher auch nach ihrer histo- 
rischen Vemünftigkeit zu begreifen. 

Dadurch allein schon übt sie, so viel es in der Macht 
einer Theorie ist sociale Entwicklungen zu beeinflussen, 
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auf den socialen Kampf einen ernüchternden und versöhnen- 
den Einfluss. Denn während ideale Staatsideen, indem sie 
das Wesen und die Aufgaben des Staates zu nicht realisir- 
barer Höhe hinaufschrauben, nur die Erbitterung gegen den 
wirklichen Staat, der die geweckten Aspirationen nicht be- 
friedigt, steigern, wirkt die sociologische Staatsidee besänfti- 
gend und beruhigend, indem sie gerade die Unvermögenheit 
des Staates, den socialen Kampf je aus der Welt zu schaffen, 
nachweist. *) 



*} Mein Griinhut^scher Recensent ist anderer Ansicht. Er meint 
die Anarchisten werden die ihnen von der Sociologie ertheilten Rath- 
schläge nicht befolgen und „statt zur philosophischen Resignation — 
zum Dynamit greifen." Nun, wenn man schon den Werth einer Theorie 
darnach beurtheilen will, welche Folgerungen aus denselben die Anar- 
chisten ziehen werden, so ist die sociologische Staatsidee jedenfalls der 
juristischen Construction des Staates aus den „gleichen und freien" Indi- 
viduen vorzuziehen. Denn der Anarchismus entsteht eben aus der Nicht- 
erfüllung derjenigen Verheissungen, welche die juristische Staatsconstruc- 
tion, die Staats- Vertrags-Theorie den „freien und gleichen" Individuen 
macht. Die sociologische Staatsidee hingegen stellt den Staat allerdings 
als die „Ordnung der Ungleichheit" aber als die unter Menschen ein- 
zig mögliche „Ordnung" dar und verlangt demnach Resignation und 
ein Sichfügen ins Unvermeidliche. Wenn man nun schon irgend einer 
Theorie den Anarchismus in die Schuhe schieben wollte, so könnte man 
das lediglich der juristischen Staatsconstruction, weil nicht der Nachweis 
der Nothwendigkeit und Unvermeidlichkeit der ungleichen Ordnung 
im Staate, sondern die Enttäuschungen, die ihnen die Lehren der Freiheit 
und Gleichheit bereiteten, den Anarchismus hervorgerufen haben konnten, 
wie das in Frankreich vielleicht thatsächlich der Fall war. 

Wenn aber der Recensent Nachdruck darauf legt, dass die Anar- 
chisten sich auf die „Ausbeutung" ausreden werden, welche, von dritter 
Seite gebrauchte Bezeichnung für die Action der heiTschenden Classe 
ich in gewissem von mir genau präcisiertem Sinne gelten 
lasse, so hat er auch dieses sehr geschickt inscenirt. In meinem von 
ihm citirten Satze kommt nämlich das Wort Ausbeutung zwischen An- 
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§. 4. 

Dass die sociologische Staatsidee aus allen diesen 
Gründen auch für die Geschichtssclireibung eine weitrei- 
chende Bedeutung hat und worin dieselbe liegt, brauchen 
wir hier nicht erst auszuführen, zumal wir dieses Thema 
an einem anderen Orte behandelt haben.*) Hier wollen wir 



ftÜLrungszeichen vor; diese Zeichen haben doch offenbar bei mir eine 
Bedentang. Wollte der Recensent dieselbe Bedeutung in meinem von ihm 
citirten Satz treu wiedergeben, müsste er dieses Anführungszeichen ver- 
doppeln ; dann würde der Leser es merken können, welchen Sinn da die 
„Ausbeutung" hat. Indem er das unterlässt und das Wort mit einfachen 
Anführungszeichen gibt, weckt er den Schein, als ob er nur meinen 
Ausdruck anführt, während ich doch offenbar den Ausdruck als einen 
fremden citirte. Durch dieses geschickte Mittel — Geschicklichkeit 
ist keine Hexerei — ändert er, allerdings ganz unauffällig, den Sinn 
meiner Worte und ruft ganz entrüstet aus: Dieser Professor predigt in 
seinen freien Stunden Monarchenvertreibung „wenn man kann" und 
hetzt die Anarchisten gegen den Staat ; ist keine Polizei in der Nähe ? 

Wenn sich verletzte Eitelkeit des Recensenten in kleinlichen Aus- 
stellungen und läppischen Verdächtigungen Luft macht, so ist das zum 
mindesten begreiflich; dass aber diesen letzteren Herr Professor 
Grünhut einem vieljährigen Mitarbeiter seiner Zeitschrift gegenüber 
Raum gibt, verdient hier notirt zu werden. Der arme Herr Professor 
Grünhut ! Er wusste es nicht, dass seit mehr als einem Decennium 
einer seiner Mitarbeiter, indem er in seiner Zeitschrift eine ganze Reihe 
von Erscheinungen der staatswissenschaftlichen Literatur vom socio- 
logischen Standpunkte besprach, dabei antimonarchische Gesinnungen 
verbreitete und anarchistische Propaganda machte. Und die Wiener 
Staatsanwaltschaft hat kein einziges dieser Grünhut'schen Hefte con- 
fiscirt! Ist das eine Schlamperei bei uns in Oesterreich! Erst jetzt 
entdeckte Herr Bematzik das staatsgefährliche Treiben. Kriegt er keine 
Ergreiferprämie? Diessfalls gebührt dem Herrn Professor Grünhut ein 
Antheil daran. 

*) Vergl. Sociologie und Politik. Leipzig, Duncker & Humblot, 
1891. Seite 18 ff. 

Gnmplowicz, Die sociologische Staatsidee. 4 
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nur noch hervorheben, dass dieselbe nicht nur für die Er- 
forschung und Erkenntnis historischer Zeiten, in denen 
die Staaten und ihre Aufeinanderfolge den Mittelpunkt 
unseres Interesses bilden, von Wichtigkeit ist, sondern dass 
dieselbe auch für die vorhistorische Zeit, bezüglich 
welcher uns die Fragen nach dem Ursprung der Mensch- 
heit, der Rassen und Menschenarten interessiren, einen 
mächtigen Hebel der Erkenntnis bildet. 

Denn da dieselbe sich nicht mit der Thatsache des 
Staatsbestandes begnügt, sondern auf die Entstehung des 
Staates aus heterogenen ethnischen Bestandtbeilen einen 
entschiedenen Nachdruck legt, so drängt sie die Forschung 
auf ein Terrain, dass bisher von jeder Staatswisseoachaft 
gemieden wurde, das ist: die Uranfönge der Menschheit. 
Und doch ist die Kenntnis dieser Uranfänge und speciell 
die Frage nach dem mono- oder polygenistisehen Anfang 
der Menschheit ans dem örunde von Wichtigkeit, weil von 
jedem dieser beiden Standpunkte aus der Gang der Ent- 
wicklung der Menschheit in verschiedener Richtung vor 
sich gehend sich daxstellt, was für die allgememe Geschichte 
der Menschheit von grosser präjudicieller Bedeutung ist 
Wir haben es an einem anderen Orte*) ausgeführt, dass 
während der Monogenismus die Entwicklungsgeschichte der 
Menschheit als ein Auseinandei^ehen des sich differen- 
zirenden Einheitlichen anffasst, der Polygenismus diese 
Entwicklung als einen Process der Vereinheitlichung des 

*) Vergl. Der Kasseakanipf. Sociologische UntorBucliungen. Innabruck, 
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ursprünglich Verschiedenen, allerdings unter Eliminirung 
des Nichtassimilirbaren beti'achtet. 

Hier sei nur daran erinnert, dass die erstere Anschauung, 
welche die logische Consequenz der monogenistischen Theorie 
ist, von der Entwicklung der Menschheit in historischen 
Zeiten widerlegt wird, denn die Geschichte aller Staaten 
zeigt uns ein Fortschreiten von dem Vielfachen, Heterogenen 
zu einer immer grösseren Vereinheitlichung und Assimilirung, 
w^elche Erscheinung der polygenistischen Theorie entspricht 
— ausser man wollte annehmen, was aber dem Begriffeines 
Naturprocesses widerspricht — dass die Entwicklung der 
Menschheit bis zur Schwelle der historischen Zeit eine der 
seitherigen diametral entgegengesetzte war, 

§. 5. 

In der That hat ein sehr bedeutender Historiker, 
Lob eil, sich nicht gescheut, die soeben erwähnte, all und 
jeder Naturwissenschaft und dem gesunden naturwissen- 
schaftlichen Denken widerstrebende Behauptung aufzustellen. 
Er sagt: „Die Geschichte hat in dien Urzeiten die Stämme 
der Menschen immer mehr verzweigt und verviel- 
facht. Wer keinen anderen Beweis dafür zugeben will, 
muss wenigstens den aus der grossen Sprachverwandtschaft 
hergenommenen gelten lassen. In ihrem Fortgange hat sie 
dies Verfahren umgekehrt (!!) und das Durcheinander- 
mengen der Völkerstämme immer mehr betrieben."*) 



*) Löbell: Gregor von Tours und seine Zeit. S. 80. 

4* 
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Dieser Aussprach LöbelFs ist höchst interessant und 
für die Historik im Allgemeinen charakteristisch. Fragen 
wir warum nimmt Löbell (und mit ihm alle Historiker!) 
für die Urzeit einen ^umgekehrten'' Gang der Geschichte 
an, als in der historischen Zeit? Wäre es nicht logischer, 
nachdem es Thatsache ist, dass die Geschichte „in ihrem 
Fortgange", d. i. in historischer Zeit „das Durcheinander- 
mengen der Völkerstämme immer mehr betreibt, " anzunehmen, 
dass sie dasselbe Geschäft auch damals „betrieben'' hat, wo sie 
von Historikern nicht beobachtet wurde, also in der ;, Urzeit?" 
Warum nimmt Löbell gerade das Gegentheil an, warum 
lässt er die Geschichte beim Anfang der Urzeit und an 
der Schwelle der historischen Zeit Kehrt machen und eine 
entgegengesetzte Richtung ihrer Arbeit einschlagen? Es 
gibt dafür nur eine Erklärung. Würde er nämlich aus 
der bekannten Geschichte die logische Consequenz 
ziehen und für die Urzeit denselben Gang der Geschichte, 
den sie in historischer Zeit verfolgt, annehmen, so würde 
er für den Anfang der Urzeit zu einer unendlichen Anzahl 
kleiner heterogener Menschenschwärme gelangen, sich also 
mit der herrschenden Tradition eines einzigen Schöpfungs- 
herdes in Widerspruch setzen; das aber wollte er offenbar 
vermeiden. Um sich aber mit dieser Tradition in Ueberein- 
stimmung zu setzen, blieb ihm nichts anderes übrig, als 
anzunehmen, dass die Geschichte in der Urzeit einen „um- 
gekehrten" Weg verfolgte, als in der historischen Zeit ; dar- 
aus folgt dann eine allerdings künstlich construirte allmählige 
Abnahme der Zahl der Menschenstämme und zu Anfang 
der Urzeit die gewünschte Ankunft beim ersten Eltempaare. 
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Zwar gibt sich Löbell den Anschein, als ob seine An- 
nahme sich auch auf einen wissenschaftlichen Beweis 
stützen würde namentlich auf den „aus der grossen Sprach- 
verwandtschaft hergenommenen." Dieser Beweis aber war 
schon zu LöbelFs Zeit hinfällig und ist es vollends heutzutage 
angesichts der grossen Fortschritte der Sprachwissenschaft. 

Heute weiss man es, dass aus Sprachgemeinschaft kei- 
nerlei Schlüsse auf gemeinsame Abstammung gezogen werden 
dürfen, dass im Fortgang menschheitlicher Entwicklung un- 
zählige Sprachen kleinerer Menschengruppen spurlos unter- 
gingen und einem allmächtigen Anpassungsgesetze folgend, 
immer grössere Volksgesammtheiten behufs gegenseitiger 
Verständigung gemeisame Sprachen annahmen. Die That- 
sache z. B., dass von* der Moldau bis zur Wolga und von der 
Newa bis zum ägäischen Meer die slavischen Sprachen 
herrschen, ist keineswegs ein Beweis dafür, dass alle die 
slavisch sprechenden Völker einer Abstammung sind — viel- 
mehr haben die Vorfahi'en dieser Völkerstämme hunderte 
und aber hunderte Sprachen gesprochen, die seither spurlos 
verschwunden sind. Im Gegentheile beweist die „grosse 
Sprachverwandtschaft" nur, dass die immer grössere Sprach- 
einigung nebst und gleichzeitig mit der Staatenbildung eines 
jener mächtigen Mittel und Factoren ist, denen sich die Ge- 
schichte bedient, um in ihrem Fortgange das „Durchein- 
andermengen der Völkerstämme zu betreiben."*) 



*) Vergl. Rassenkampf, Sociologische Untersuchangen, Innsbruck 
1879. 8. 148 ff. wo der Beweis geführt wird, dass ein esolche Annahme, 
wie wir sie bei Löbell and im Grunde genommen bei allen Historikern 
finden, ganz unwissenschaftlich ist, dass im Gegentheil alle Grundsätze des 
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§. 6. 

Da die sociologische Staatsidee, so wie jede andere 
Staatsidee eine Gesammtauffassung des Staates, ein Ge- 
sammtbild desselben ist, so setzt sie sich offenbar aus einer 
Anzahl von Elementen zusammen, welche dieses Gesammt- 
bild herstellen. 

Diese Elemente sind Gedanken und Ansichten über 
einzelne Momente des Staatsbegriffes, die sich durch den 
consequenten Zusammenbang unter sich und durch die 
strenge Causalität, welche sie beherrscht, zu einer vollkom- 
menen Staatsidee gestalten. 

Es müssen sich daher diese Elemente der sociologischen 
Staatsidee beziehen: 

1. auf die Entstehung des Staates, 

2. auf den Zusammenhang seiner Entstehungsart mit 
seinem Bestände und mit seiner Entwicklung, 

3. auf diejenigen Einrichtungen und Thatsachen, welche 
als die Grundpfeiler seines Bestehens angesehen werden 
müssen, als da sind: Herrschaft, Recht, Moral, Religion, 
Volkswirthschaft und geistige Cultur. 



wissenschaftlichen Denkens zu der gegentheiligen Annahme drängen, dass 
der Process der Entwicklung der Menschheit in vorhistorischen Zeiten 
sich ganz in denselben Bahnen bewegen musste, wie in historischen 
Zeiten, und dass es daher für das wissenschaftliche Denken keinen 
andern Ausweg gibt, als die Annahme des poljgenistischen Ur- 
sprunges der Menschheit, mit dessen Consequenzen allein die that- 
sächliche Entwicklung der Menschheit in historischen Zeiten überein- 
stimmt. Denn man vergesse nicht, dass nur jene Hypothese wissen- 
schaftlich ist, mit welcher die nachfolgenden Erfahrungsthat- 
sachen in Uebereinstimmung gebracht werden können. 
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So lange eine Staatsidee nicht alle diese Momente in 
sich aufnimmt und zu einem harmonischen Granzen ver- 
webt, bleibt sie unvollständig; die Herstellung aber einer 
Harmonie zwischen allen diesen Momenten ist zugleich der 
Beweis ihrer Richtigkeit. Denn eine Staatsidee, welche diese 
Momente nicht aus einem Princip erklären, sie nicht alle 
aus einem Gusse herstellen kann, die unter den einzelnen 
dieser Momente des Staatsbegriffes ungelöste Widersprüche 
bestehen lässt, ist offenbar eine lückenhafte ; nur diejenige, 
welche alle solche Lücken befriedigend ausfüllt, liefert die 
Probe ihrer Richtigkeit. 

Wir wollen, bevor wir weiter gehen, diese Elemente 
der sociologischen Idee, die später eingehend zu begründen 
sein werden, vorerst nur im Umrisse aufstellen, sozusagen 
das Credo der sociologischen Staatsidee skizziren. 

In der sociologischen Staatsidee erscheint die Ent- 
stehung des Staates als ein durch die Uebermacht einer 
kriegerisch organisirten, gegenüber einer unkriegerischen 
Menschengruppe herbeigeführtes historisches Er- 
eignis. 

Im Zusammenhang mit dieser Entstehungsart er- 
scheint das Wesen des Staates als eine zwangs- 
weise durchgeführte und aufrechterhaltene Arbeitstheilung 
verschiedener zu einem Ganzen zusammengegliederter so- 
cialer Bestandtheile. 

Die Entwicklung aber dieses Ganzen geht vor sich 
vermittelst des Kampfes seiner Bestandtheile mit einander 
um ihre gegenseitigen Machtstellungen, deren jeweilige 
Abgrenzung durch Recht und Gesetz sich vollzieht. 
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In diesem Kampfe spielt das Individuum nur eine solche 
Rolle, wie etwa der einzelne Soldat in der Heeresabtheilung. 

Es kämpft als Mitglied seiner Gruppe, hat als Indivi- 
duum eine minimale Bedeutung, auch wo es an der Spitze 
der Gruppe steht, denn an dieser Stelle hat es höchstens 
die Bedeutung eines Generals, der ohne Truppen keine 
Schlacht liefern kann. Kurz in diesem socialen Kampf, 
also in der Entwicklung des Staates bedeutet das Indivi- 
duum soviel wie nichts — nur die sociale Gruppe kommt 
in Betracht. *) 



*) Ich habe dem Gedanken der Abhängigkeit des Individuums von 
seiner socialen Gruppe in meinem „Grundriss der Sociologie** (1886) einen 
besonderen Paragraph gewidmet. (S. 167. ff.) Es sind seither sehr zahl- 
reiche Besprechungen dieses Buches in deutschen, französischen, italie- 
nischen und englischen Zeitschriften mir bekannt geworden. Ich kann 
nicht finden, dass irgend einer meiner sehr geehrten Herren Kecensenten an 
diesem Gedanken Anstoss genommen — noch weniger aber, dass er den- 
selben als einen sinnlosen hingestellt hätte. Letzteres blieb meinem 
Grünhut'schen Recensenten vorbehalten, der diesen Gedanken einfach nicht 
begreift und ihn daher — nach seiner löblichen Gewohnheit — als Un- 
sinn hinstellt, was übrigens begreiflich ist, denn es liegt ja in der mensch- 
lichen Natur, wenn man etwas nicht versteht, in erster Linie denjenigen, 
der es sagte oder schiieb, dafür verantwortlich zu machen ; nun, allerdings, 
einer von beiden muss daran schuld sein, entweder, der es geschrieben 
oder der es nicht versteht. Nur wer? — that is the question. 

Den obigen Gedanken von der Abhängigkeit des Individuums von seiner 
Gruppe habe ich in dem erwähnten Abschnitt nach vorhergehender Be- 
gründung in folgendem Satze zusammengefasst:^ Wer ist es nun, der hier 
(im Individuum) denkt, fühlt, schmeckt — ist es das Individuum? Nein ! 
es ist die sociale Gruppe, es sind ihre Gedanken, ihre Gefühle, ihr 
Geschmack, ihre Anschauungen '^ u. s. w. 

Ich musste bei Lesern der Sociologie soviel Verständnis voraus- 
setzen, dass sie diesen Satz verstehen ; ich hatte bisher keinen Grund? 
diese meine Voraussetzung als irrthümlich anzusehen. Der Grünhut'sche 
Becensent findet diese „Ansicht des Verfassers unverständlich,** und auch 
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Gehalten und gestützt aber wird diese ganze Orga- 
nisation ausser durch Recht und Gesetz durch sittliche 
Kräfte, die aus dem Zusammenleben dieser socialen Be- 



dass dieser Satz mit meiner Ablehnung der „organisclien** Staatstheorie 
in , Widerspruch" sich befinde. Ich muss gestehen, dass auch nach den 
vielen Proben der Yerstandnisslosigkeit, die ich in dieser Becension finde, 
das Nichtverstehen dieses klaren und leichtverständlichen Satzes mich 
noch immer überrascht. Denn es bedarf ja nicht erst der elementarsten 
Kenntnisse der Culturgeschichte und Ethnographie, sondern mir einer nüch- 
ternen Beobachtung des Lebens, um die Wahrheit und Richtigkeit desselben 
zu begreifen. Insbesondere scheint es dem Recensenten drollig, dass es 
nicht nur die Gedanken und Gefühle des Einzelnen, sondern auch sein 
Geschmackssinn sein soll, der social erzeugt und gebildet wird. Ich schliesse 
das aus dem Umstände, dass er bei der Wiedergabe meiner Worte das 
Wörtchen „schmeckt** links mit Gedankenstrich und rechts mit Aus- 
rufungszeichen versieht. Also das, dass auch der Geschmacksinn des Ein- 
zelnen sozusagen nicht seine individuelle Qualität, sondern die seiner 
Gruppe sei, das scheint ihm der Gipfel des Unsinns. 

Nun vielleicht kann ich ihm diesen Unsinn begreiflich machen. Hat 
er nicht davon gehört, dass Eskimos den Wallfischthran sehr wohlschme- 
ckend finden, dass Syrer, Araber und Egypter gebackene Heuschrecken 
als Leckerbissen betrachten, dass Neger an Schlangenfleisch sich delectiren, 
sowie Jakuten an dem Fleisch des Aasgeiers u. s. w. Glaubt er nun, dass 
das individuelle Geschmacksrichtungen sind? Hat er, wenn er sich mit 
Ethnographie nicht befasste, nicht vielleicht die Beobachtung gemacht, dass 
auch in unserer bürgerlichen Gesellschaft der Geschmackssinn „gruppen- 
weise" ein verschiedener ist. Soll ich für diese allgemein bekannte That- 
sache Beispiele anführen? Und ist es ihm danach noch nicht einleuch- 
tend, dass nicht nur über das Denken und Fühlen, sondern auch über 
den Greschmackssinn des Individuums seine sociale Gruppe entscheidet? 
Und begreift er es vielleicht nach dieser Erläuterung, was der in meiner 
Sociologie vorkommende Satz bedeutet: was im Individuimi denkt, fühlt 
und schmeckt, seine sociale Gruppe sei, die ihm ihre Gedanken, Gefühle, 
ja ihren Geschmackssinn anerzog, einimpfte ? — Jetzt wird er es wohl be- 
greifen. Hätte ich denn aber meine Sociologie in „gemeinfasslicher Dar- 
stellung** für solche Herren Recensenten herausgeben, oder hätte ich 
dieselbe mit Commentaren für solche „scharfsinnige Juristen" versehen 
sollen? 
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standtheile erwachsen, wie gemeinsame Sitte, Moral, 
Religion, Sprache, Cultur. 

Bevor wir nun zur Nachweisung der Thatsäehlichkeit 
und Wirklichkeit dieser Elemente der sociologischen Staats- 
idee übergehen, wollen wir zuerst ihre Keime und Ansätze 
in der Staatsphilosophie der europäischen Nationen ver- 
folgen. 



Vierter Abschnitt. 



Zar Entwicklungsgeschichte der sociologischen 

Staatsidee. 

§. 1. 

Dass die sociologische Staatsidee sich weder im Aiter- 
thum noch auch im Mittelalter und in der Neuzeit in ihrer 
Vollständigkeit entwickeln konnte, hat seine leicht begreif- 
lichen Gründe. Denn bis in die Gegenwart fehlte es an 
all denjenigen scientifischen Voraussetzungen, welche ihr 
Entstehen möglich machten und zwar fehlte in erster Linie 
der durch historische, prähistorische, anthropologische und 
ethnographische Kenntnisse erweiterte Gesichtskreis und 
zweitens die durch naturwissenschaftliche Fortschritte er- 
langte monistische Weltanschauung. Beim Mangel aber 
dieser Voraussetzungen der sociologischen Staatsidee ist es 
kein Wunder, dass alle Staatswissenschaft sowohl des Alter- 
thums wie noch mehr des Mittelalters und der Neuzeit vor- 
wiegend Parteipolitik war, dass sie sich in Forderungen 
erschöpft, die nur den Partei-Interessen der Betrachtenden 
und ihrer Ginippen entsprachen*, denn in dem Maasse als 
das Wissen mangelt, überwiegt natürlicherweise das egoi- 
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stische Streben; nur jenes kann diesem das Gleichgewicht 
halten. 

Nichtsdestoweniger finden wir, insbesondere bei den 
Griechen, zahlreiche Ansätze einer sociologischen Staats- 
betrachtung, denn die Thatsachen, welche einer solchen 
Betrachtung zur Grundlage dienen, sind ja nicht erst in 
unseren Tagen entstanden, sie waren von jeher vorhanden, 
fielen daher auch vereinzelt in den Wissenskreis der Alten 
und konnten ihr Denken nicht unbeeinflusst lassen, wenn 
sie sich auch in demselben nirgends zu einem Gesammt- 
bilde ausgestalteten. 

Es wäre eine lohnende Aufgabe mittelst des Nach- 
weises solcher Elemente der sociologischen Staatsidee bei 
den Staatsphilosophen aller Zeiten und Nationen in Europa 
von den Griechen angefangen die Entwicklung dieser Idee 
nachzuweisen. Hier, wo es uns lediglich um die Begrün- 
dung dieser Idee als solcher sich handelt, müssen wir uns 
auf einige allgemeine Bemerkungen über den Gang ihrer 
Entwicklung beschränken und uns damit begnügen bei der 
Darstellung der einzelnen Elemente derselben gelegentlich 
auf das Vorkommen derselben bei den Schriftstellern des 
Alterthums, des Mittelalters und der Neuzeit hinzuweisen. 

Den Griechen, insbesondere Socrates, Plato und Aristo- 
teles, war die innere sociale Structur des Staates, seine Zu- 
sammensetzung aus heterogenen Bestandtheilen, denen in 
der volkswirthschaftlichen Arbeitstheilung je besondere Auf- 
gaben zufielen, wohl bekannt. Was ihnen aber fehlte, das 
ist der Begriff der Entwicklung, der ihnen die gegebene 
arbeitstheilige Organisation des Staates nur als ein momen- 
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tanes Resultat des historischen Ringens heterogener socialer 
Kräfte miteinander hätte erscheinen lassen sollen. Aehnlich 
wie sie Griechenland als den Mittelpunkt der Welt, auf 
den die Götter ihre schönsten Gaben häuften, ansahen, als 
das Reich der Mitte, welches alle einseitigen Vortheile, die 
je den einzelnen Völkern des Nordens und des Südens 
(Asiens) zu Theil wurden, in sich vereinigte, ebenso hielten 
sie die griechische Gesellschaftsordnung als das Ideal der 
Vollkommenheit, welches die Götter ein flir allemal ihren 
Lieblingen zum Geschenke machten. Daran zweifelt auch 
ein so philosophischer Kopf wie Aristoteles nicht, dass die 
Griechen zur Herrschaft über alle anderen Völker berufen 
sind, und dass die freien griechischen Bürger zur Herr- 
schaft geboren, ihre Sclaven aber „wie alle Barbaren" von 
Natur aus zur Knechtschaft bestimmt sind, *) 

Den Gedanken, dass diese Verhältnisse einst anders 
waren, und dass sie daher in der Zukunft auch anders sein 
können — mit einem Worte den Gedanken der socialen 
Entwicklung konnten die Griechen nicht fassen. „Hellenen 
herrschen über die Welt, die von Barbaren bewohnt wird 
und in Hellas herrschen die Freien über die zur Knecht- 
schaft geborenen Sclaven," das war die von Göttern gesetzte 
Weltordnung, deren Erkenntnis den Inhalt der griechischen 
Staatsphilosophie bildet. Worüber sie nur noch stritten, 
das war die innere Ordnung, welche in den einzelnen 
Gemeinden der Freien einzuhalten wäre, denn diese 
Gemeinden der Freien waren verschieden geordnet und 



') Politik I. 4. 7. 
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was die griechischen StaÄtsphilosophen lediglich zu imtiren 
scheint, ist, dass in diesen Gremeinden der Freien so wenig 
Ruhe herrscht, dass hier die Kämpfe nicht aufhören. Um 
hier Buhe, festen Bestand und Ordnung einzuführen, er- 
sinnt P 1 a t o seine Staatsideale und untersucht Aristoteles, 
welche dieser Ordnungen wohl die beste sei. 

Dass alle diese Bewegung und all diese ELämpfe nichts 
anderes waren, als nothwendige Folgen des grossen socialen 
Entwicklungsprocesses aus dem diese Ordnungen einst her- 
vorgingen und dessen grundstüi'zende Umwälzungen in der 
Zukunft auch Hellas nicht verschonen sollten — davon 
hatten die griechischen Staatsphilosophen keine entfernte 
Ahnung. 

§. 2. 

Und noch weniger die Römer. Gewiss! das innere 
Gebälke des Staatsgebäudes, alle die Hauptpfeiler, auf denen 
dasselbe ruht: das Eigenthum, die Familie, das Erbrecht 
und schliesslich die Hauptbedingung alles Geschäftsverkehrs 
das Vertragsrecht kannten sie gut und bildeten es aus; 
all diese nothwendigen Stützen des Staates lagen ihnen am 
Herzen und um die juristische Klarstellung derselben haben 
sie sich unvergängliche Verdienste erworben, aber um 
das Wesen des Staates, seine Entstehung und seine Ent- 
wicklung kümmerten sie sich wenig. Denn auch sie kannten 
ja hur eine urbs und ein imperium, Rom als Mittelpunkt 
der Welt und das römische Volk als das einzige zur Welt- 
herrschaft berufene. Bei einer solchen Auffassung des 
eigenen Staates kann offenbar eine objective Wissenschaft- 
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liehe Betrachtung des gesammten Geschichtsprocesses, nicht 
aufkommen. Den eigenen Staat aber betrachtet der Römer 
nur als eine Rechtsgemeinschaft: quid est enim dvitas nisi 
juris sodetas? (Cic, de re pvhL XXXIL 48) mit der 
allerdings stark hinkenden Begründung, dass Rechtsgleich- 
heit unter denjenigen herrschen müsse y^qui sunt cives 
in eadem re publica " 

Diese Betrachtung des Staates vom Rechte aus, ist die 
grosse Einseitigkeit der Römer als Juristen, die sie allen 
Juristen der Zukunft als verhängnisvolle Erbschaft übei> 
machten: es ist die sich forterbende Ansicht, dass „die Er- 
zeugung des Staates eine Art Rechtserzeugung, ja die 
höchste Stufe der Rechtserzeugung überhaupt sei." (Savigny.) 

Wenn wir also bei den griechischen Staatsphilosophen 
noch sociologische Elemente finden, bei den Römern sind 
dieselben durch die ausschliessliche Herrschaft des juristi- 
schen Standpunktes verdrängt. 

§. 3. 

Dagegen enthält die Staatsphilosophie des Mittelalters 
insofern e gewichtige sociologische Elemente, als sie theils die 
sociale Bedeutung der Kirche, theils diejenige des König- 
thums in den Vordergrund der Beleuchtung stellte. 

Nun haben sowohl Kirche wie Königthum ihre Wur- 
zeln in den socialen Bedürfnissen der Völker, sind aus dem 
socialen Kampfe der staatlichen Elemente hervorgetrieben 
und finden ihre Berechtigung in dem Selbsterhaltungstriebe 
der Staaten als Gesammtheiten. 
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Allerdings gerathen sie häufig miteinander in Kampf 
und überwiegt bald die eine, bald die andere dieser Mächte 
und so hat denn auch die Staatsphilosophie des Mittelalters 
und der beginnenden Neuzeit bald mehr die Kirche, bald 
mehr das Königthum als oberste Staatsnothwendigkeit hin- 
gestellt. Wenn man aber von diesen Einseitigkeiten ab- 
sieht, findet man in der Staatsphilosophie jener Jahrhunderte 
manche wahre und tiefe Würdigung dieser „Schwerter, die 
Gott setzte über die Menschheit" und der bestehenden Ge- 
sellschaftsordnung. Für diese letztere hatten die Schrift- 
steller des Mittelalters ein offenes Auge; über die Ungleich- 
heiten und Ungerechtigkeiten derselben trösteten sie sich 
hinweg mit dem Hinblick auf den „ewigen" Staat, der die- 
sem „zeitlichen" folgen wird. (Augustinus.) Die Aussöh- 
nung mit diesem letzteren geschieht übrigens in der Erwä- 
gung, dass er ein nothwendiges Uebel, . eine Folge des 
Sündenfalles sei. Doch „breitet sich ja der himmlische 
immer weiter aus, nimmt an Macht zu und wird einst die 
ganze Erde umfassen, um aus allen Völkern seine Bürger 
zu rufen und sie in allen Sprachen zu sammeln. Die Zu- 
kunft desselben wird der ewige Feiertag der gangen mensch- 
lichen Gesellschaft sein." *) 

Allerdings gab es auch Schriftsteller, welche sich mit 
der wirklichen Gesellschaftsordnung nicht so leicht abfinden 
konnten, dieselbe zum Gegenstand von Satyreii machten, 
in denen sie den Gegensatz zwischen den Lehren der Re- 
ligion und der Wirklichkeit geisselteri. Nach göttlichem 



*) F. Forster: Staatslehre des Mittelalters. 1853. 
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Rechte schreibt im 11. Jahrhundert Adalbero seien alle 
Menschen gleich, im Staate aber gebe es drei Stände : Clerus, 
Adel und Sclaven; diese letzteren, ein bedauemswerthes 
Geschlecht, besitzen nichts, als das, was sie sich erarbeiten. 

„Dreifach daher ist das Haus Gottes, welches als eines 
dargestellt wird, denn während die einen beten, die an- 
dern Krieg fähren, müssen die dritten arbeiten," *) 

Wenn nun auch auf andere Weise, wie das in späteren 
Jahrhunderten geschah, so ist doch was Vertheidiger und 
Gegner der bestehenden Gesellschaftsordnung für und ge- 
gen dieselbe vorbringen, nichts anderes, als eine Behandlung 
des socialen Problems, in welcher sich so manches werth- 
volle Element der sociologischen Staatsidee findet. 

§. 4. 

Das Zeitalter der Renaissance brachte auf dem staats- 
wissenschaftlichen Gebiete einen nüchternen Realismus, dessen 
vornehmster Repräsentant Machiavelli ist. Schon in 
seinem „ü principe*' schildert er, an Aristoteles sich an- 
lehnend, jede der drei Staatsformen, die Einherrschaft, die 
Freiheit und die Volksherrschaft (principato, libertär licenza) 
als ein Resultat des Kampfes der socialen Ele- 
mente des Staates: der Grossen, des Volkes und des 
Fürsten (Cap. IX) Da nun dieser Kampf nie aufhört, so 
folgt daraus ein immer gleichmässig sich abspielender 



*j Adalbero's Satyren (a. 1006) bei Forster: 

Triplex ergo Bei domus esty quae creditur una 
Hi orantf dlii pugnant aliique laborant, 

Gnmplowicz, Die sociologische Staatsidee. & 
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Wechsel der Staatsfonnen und zwar des prindpato, des stcUo 
popolare und des govemo d'oUimati^ von denen eine immer aus 
denselben Ursachen in die andere umschlägt. „J5J ^piesto S ü 
cerchio fiel quäle girando tuUe le reptibliche si sono govemate^*) 
Um nun diesem fortwährendem Wechsel vorzubeugen, 
hätten weise Gesetzgeber, wie z. B. Licurg, ihre Staaten 
so geordnet, dass sie jedem Bestandtheil des Staates sein 
Theil an der Herrschaft im Staate einräumten, um diese 
so gemischte Staatsform dauerhafter zu machen (y^dando le 
parti sue ai Re, agli OUimati e al Popolo fece uno stato che 
durö . . . .^) Rom aber hatte keinen Licurg und doch sei 
dort in Folge des Kampfes zwischen der Plebs und dem Se- 
nate, eine ähnliche gemischte Staatsform zu Stande ge- 
kommen, so dass, was ein Gesetzgeber nicht ordnete, 
der Zufall machte (che quello che non aveva fatto uno or- 
dinatore lo fece ü caso^). Wie nahe war da Machia- 
velli daran das Walten eines Naturgesetzes socialer und 
staatlicher Entwickung zu erkennen — doch war die Zeit 
dafür noch nicht gekommen. Auch dieser klare Kopf, der 
Aristoteles der Neuzeit auf dem Gebiete der Politik, ent- 
schied sich für den „Zufall", wo er keinen „Gesetzgeber" 
sah, dem er das Werk der „gemischten Staatsform" zu- 
schreiben Itonnte. Wäre Machiavelli Zeuge ganz ähnlicher 
wiederholter Entwicklungen im modernen Frankreich, wo 
ganz in der Weise, in welcher er es darstellt, Aristokratie, De- 
mokratie und Cäsarismus einander ablösten, um dann wieder 
einer „gemischten Staatsform" Platz zu machen ~ er würde 



*) Discorsi sopt^a Livio. Libr. I. Cap. 2. 
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da gewiss von keinem „Zufall" sprechenj der dies herbei- 
führte, sondern sich eher für die Annahme eines Natur- 
gesetzes socialer Entwicklung entschieden haben. 

§. 5. 

Zu einer solchen Annahme führte in neuester Zeit nicht 
bloss eine reichere historische Erfahrung als die, welche 
Machiavelli zur Verfügung stand, sondern auch eine neue, 
vor einem halben Jahrtausend noch nicht geahnte Welt- 
anschauung, die wir den Fortschritten der Naturwissen- 
schaft verdanken. Denn wie hoch auch geniale Menschen 
stehen, über seine Zeit erhebt sich Niemand ; auch die ge- 
nialste Erkenntnis ist nicht das Werk des Genies, sondern 
die Frucht seiner Zeit. 

Von Machiavelli aber bis zur sociologischen Staats- 
auffassung unserer Zeit, führt kein gerader Weg ; erst kam 
noch das grosse Wasser der Naturrechtslehre, welches alle 
richtigen Erkenntnisse Machiavelli's überschwemmte und 
aus dem nur hie und da ein grünes Eiland hervorragt wie 
Monte squieu's Geist der Gesetze und Fergusson's 
History of civil society (1767). 

Wenn auch Montesquieu einen grösseren Erfolg hatte 
als Fergusson, so hat doch das Buch des letzteren einen 
weit grösseren wissenschaftlichen Werth. Man kann es als 
die erste Naturgeschichte der menschlichen Gesellschaft und 
Fergusson als den ersten Sociologen bezeichnen. Während 
Montesquieu den Hauptnachdruck auf die Gesetzgebung 
legt, den Gesetzen eine die menschliche Gesellschaft bildende 
und umbildende Kraft zuschreibt und sich von der Ein- 

5* 
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fährung einer Verfassung nach englischem Muster mit 
Trennung der Staatsgewalten und was damit zusammen- 
hängt, eine den Staat von Grund aus ändernde Wirkung 
verspricht, beschäftigt sich Fergusson vielmehr in wahrhaft 
wissenschaftlichem Geiste mit der Untersuchung der Ur- 
sachen socialer Entwicklungen. Dabei geht er nicht von 
einem fingirten Naturzustande und einem geträumten Natur- 
rechte, sondern von dem wirklichen Zustande der Natur- 
völker aus, wie ihn schon damals zahlreiche Reisende 
und namentlich Amerikaforscher schilderten. Er nimmt 
mit Recht an, dass die europäischen Culturvölker in vor- 
historischer Zeit nicht anders beschaflfen waren und lebten, 
wie zu seiner Zeit die Indianerstämme Amerikas und 
trachtet nun zwischen diesem wirklichen Naturzustand und 
dem staatsbürgerlichen Zustand der europäischen Völker den 
in der socialen Entwicklung liegenden causalen Zusammen- 
hang herzustellen; aus jenem Urzustände den Zustand der 
Cultur zu erklären. 

§. 6. 

Drei Thatsachen sind es insbesondere, durch deren 
Hervorhebung Fergusson die sociologische Staatsidee 
fördert, namentlich : das ursprüngliche Vorhandensein zahl- 
loser Menschenschwärme, den Kampf zwischen diesen 
Gruppen als Triebfeder aller socialen Entwicklung und 
die vollständige moralische Unterordnung des Indivi- 
duums unter seine Gruppe. 

Auf das ursprüngliche Hordenleben der Menschen, 
kommt Fergusson immer und immer wieder zurück. „Wenn 
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sowohl die ältesten, wie auch die jüngsten Berichte aus 
allen Ecken und Enden der Welttheile uns die Menschen 
vereint in H<5rden und Gesellschaftenj und den Einzelnen 
immer einerseits gebunden durch Parteizugehörigkeit, ande- 
rerseits im Gegensatz zu anderen Gruppen zeigen : so muss 
diese Thatsache als die Grundlage all unserer Betrachtun- 
gen bezüglich des Menschen genommen werden. Diese 
Doppelstellung nach Freundschaft und Feindschaft sind 
wesentliche Attribute seiner Natur . . . Der einsam im Walde 
überrumpelte Wilde, der abseits von seiner Art lebt, ist ein 
Ausnahmsbeispiel, aber kein Typus, denn die Menschheit 
darf gar nicht anders betrachtet werden, als in Gruppen, so 
wie sie immer existirt hat . . . und jede Beobachtung in 
dieser Hinsicht kann nur ganze Gesellschaften, nicht aber 
den einzelnen Menschen zum Gegenstande haben."*) 

„Ohne den Wettbewerb der Völker, ohne Krieg würde 
die bürgerliche Gesellschaft kaum je in Erscheinung ge- 
treten sein." *) 



*) „If both' the earliest and the tatest accounts collected from 
every quarter of the earth, represent manhind as assemhled in troops 
and companies : and the individiuü always joined hy affection to party 
white he is possibty opposed to another . . . these facts must he admitted 
as the foundation of dtt our reasoning retative to man. His mixed 
disposition to friedschip or enimüyy . . . are to he considered as so 
many attrihutes of his nature. A witd man therefore, caught in the 
woodSy where he had always tived apart from his speciesy is a singutar 
instance, not a spedmen of any generat character. Manhind are to 
he taken in groupes, as they have always suhsisted . . and every expe- 
riment retative to this subject schould he made toith entire societies 
not whith single men." tVergl. auch unten S.. ) 

**) Without the rivalship of nations and the practice of war, 
civil Society itself could scarcely liave found an ohject or a form. 
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Der Einzelne aber geht in seiner Gruppe vollständig 
auf ; er ist moralisch nur ein Theil derselben. „Der Mensch 
ist von Natur ein Bestandtheil einer Gemeinschaft und wenn 
wir ihn nach seinen Fähigkeiten betrachten, so ist er gar 
nicht für sich selbst geschaffen. Auch muss er sein Wohl- 
ergehen und seinen Frieden opfern, wo diese mit dem Wohl 
seiner Gemeinschaft in Gegensatz gerathen. Er ist nur 
ein Theil eines Ganzen; und das Verdienst, das wir 
seiner Tüchtigkeit zuschreiben zu müssen glauben, ist nur 
ein Zweig der viel allgemeineren Anerkennung, welche wir 
dem Gliede eines Körpers, dem Theile einer Werkstätte 
oder eines Werkzeuges zollen, dass sie wohl geeignet sind 
für den Platz, den sie einnehmen und ihrem Zwecke ent- 
sprechen." *) 

Fergusson's Werk hat noch heute für die Sociologie 
einen hohen Werth •, von seiner Zeit ist es viel zu wenig be- 
achtet worden - die Gunst des grossen Publicums wen- 
dete sich damals anderen Staatstheorien zu, die den Natur- 
zustand der Völker in schönerem Lichte darstellten, ja. 



*) Man isy hy nature, the member of a communiti/ and when 
considered in this capacityy the individual appears to he no longer 
made for himaelf. He must forego his happiness and his freedom, 
where theae interfere with the good of sodety. He is only pari of a 
whole; and the praise we think dice to his virtue, is hut a branch of 
that more general commendation we bestow on the member of a boUy, 
on the part of a fabric or engine, for being well fitted to occupy its 
place and to produ^e its effect. (I. c. p. 88) Vergl. auch p. 186 und 
187, wo die Bedeutungslosigkeit des Einzelnen in dem Entwicklungs- 
processe der Gemeinschaften hervorgehoben wird und der gewiss nicht 
unrichtige Satz ausgesprochen wird, dass y^the most refined politidans 
do not always Jcnow whither they are leading the state by their projects," 
Vergl. dazu meine Sociologie und Politik. S. 85 ff.) 
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sogar jenen schönen Naturzustand der Freiheit, Gleichheit 
und Brüderlichkeit wiederherzustellen versprachen. 

Es waren das die Theorien der Vorläufer der fran-, 
zösiscjiien Revolution, vor allem Rousseau's. Die Staats- 
wissenschaft wurde durch dieselben nicht gefördert ; als 
politisches Mittel dagegen förderten sie allerdings mächtig 
die fortschrittliche sociale Entwicklung. 

§. 7. 

Diese Theorien sind allgemein bekannt. Vollständige 
Atomisirung des Staates als einer Summe gleicher und 
freier Individuen auf deren Vertrag er beruht und Ab- 
leitung aller Rechte der Staatsbürger aus diesem supponirten 
Vertrage, mittelst dessen sie aus dem Naturzustande in den 
staatsbürgerlichen übertraten ; sodann Ableitung des ganzen 
Constitutionalismus aus diesem Rechte der Staatsbürger, deren 
Einzel willen sich zum „Gesammt willen" summiren; dazu 
Repräsentanz der Gesammtheit im Vertretungskörper etc. etc. 

Diese Theorien bewegten sicL in einer Welt von 
Täuschungen, sie beruhten auf falschen Voraussetzungen 
und konnten weder eine Wissenschaft vom Staate, noch 
von der Gesellschaft aufbauen helfen. Und dieses gilt 
nicht nur von den Generationen, die Vorläufer und Mithelfer 
der französischen Revolution waren, sondern auch von ihren 
Epigonen bis in die Mitte dieses Jahrhunderts. Wenn hie 
und da eine nüchterne gegnerische Stimme ertönte, so wurde 
sie niedergeschrieen oder todtgeschwiegen. Allerdings waren 
diese idealistischen Iheorieen mächtige Antriebe der poli- 
tischen und socialen Entwicklung, während die nüchternen 
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Stimmen die Entwicklung aufhalten wollten. Was die 
Wissenschaft vom Staate verflachte, kam der fortschrittlichen 
Entwicklung zu Gute, was gegen diese Entwicklung war 
und unter allgemeiner Entrüstung verdammt und verpönt 
wurde, enthielt so manche Wahrheit von unvergänglichem 
Werthe. Wir denken da in erster Linie an Haller. Er 
hatte den Muth sich dem mächtigen Strom der „öffentlichen 
Meinung" enl^egenzuwerfen. Er wurde in Acht und Bann 
erklärt; und dennoch, wenn man von seiner allzu sehr 
conservativen Tendenz absieht, welche den fortschrittlichen 
Bedtlrfnissen der Zeit keine Rechnung trug — wie viel 
Beherzigenswerthes in Betreff der Natur des Staates ent- 
hält seine „Restauration der Staatswissenschaften." 

Während die gesammte damalige Politik und Staats- 
wissenschaft von einem supponirten Naturzustand der Men- 
schen phantasierte, in dem allgemeine Freiheit und Gleich- 
heit herrschte und aus diem man vertragsmässig in den 
staatsbürgerlichen Verein übertrat, ward Haller nicht müde, 
jenen Naturzustand als eine Erdichtung und gerade den 
Staat als den naturgemässen Zustand der Menschen zu er- 
klären. „Ja! der Stand der Natur hat niemals aufgehört; 
er ist die ewige unveränderliche Ordnung Gottes selbst; 
in ihm leben, weben und sind wir und die Menschen werden 
sich vergebens bemühen, je aus denselben herauszutreten. 
Aber dieser natürliche Zustand der Menschen, diese göttliche 
Ordnung, welche jetzt noch wie ursprünglich existirt, ist 
nicht die einer gänzlichen Gesellschaftslosigkeit, einer all- 
gemeinen Unabhängigkeit, Freiheit und Gleichheit, sondern 
sie fasset durch ihre nothwendige Einrichtung theils 
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aussergesellige, theils mancherlei gesellige Verhältnisse in 
sich und in jedem der letzteren Ober- und Untergebene, 
Frohne und Dienstbarkeit, Herrschaft und Abhängigkeit." 
Ein aussergeselliger Zustand existirt, meint Haller unter 
Hinweis auf die Unvollkommenheit des Völkerrechts und 
die ewigen Kriege nur zwischen den Völkern. Auch hat 
Haller zuerst ein Naturgesetz der Staatenbildung ge- 
ahnt. „Gleichwie die Natur in allen ihren Producten ein- 
fachen und unveränderlichen Gesetzen folgt, so ist es auch 
ein einziges Gesetz, nach welchem sie gesellige Ver- 
hältnisse unter den Menschen und in denselben Herrschaft 
und Dienstbarkeit bildet." 

Allerdings sind Haller's Ausfährungen und Ansichten 
stark „patrimunial" angehaucht; das Entstehen der Herr- 
schaftsverhältnisse erklärt er nach einer im vorigen und 
auch in diesem Jahrhundert bei den Vertheidigern der 
Frohndienste beliebten Weise aus dem „Schutzbedürfnis" 
der Schwächeren, auf deren Bitten die Mächtigeren sich 
entschlossen, ihnen Schutz und Herrschaft angedeihen zu 
lassen; sieht man aber von solchen Velleitäten ab, so ist 
schliesslich Haller doch derjenige, der entgegen den Phan- 
tasien der Rousseau'schen Richtung auf ein Naturgesetz 
hinwies, welches die bestehenden staatlichen Ordnungen 
ins Leben rief. Für die Entwicklung der sociologischen 
Staatsidee ist das Kömlein Wahrheit, das in diesen Aus- 
führungen steckt, nicht zu unterschätzen.*) 



*) Qegen die Ansicht, dass Staatengründimgen nicht ohne lieber- 
macht und Gewalt durchgeführt wurden, sträubt sich auch HaUer aus 
Rechtsbedenken gerade so, wie auch noch heutige Juristen diese 
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„Die Universalität der Erscheinung der Staaten, 
sagt er, ist Beweis, dass sie ihren Grund in allgemeinen 
Gesetzen der Natur hat — denn eine Erscheinung, 
die überall und immer vorkommt, ist zuverlässig nicht von 
Menschen geschaffen." 

Diese Argumente Haller's stehen als Grundlagen der 
Forschung fest und unerschütterlich da, allerdings blieb 
die Forschung noch lange vor die Aufgabe gestellt die Art 
und Weise der Wirksamkeit des Naturgesetzes der Staaten- 
bildung zu erklären. 

Um zwischen den entgegengesetzten Meinungen der 
zweckbewussten vertragsmässigen Gründung der Staaten 



Behauptung nicht ohne Gruseln hören können, da nach ihrer Ansicht als 
Oonsequenz dieser Theorie sich ergäbe, dass Monarchen ,,Strassenräuber'' 
gleichgestellt werden. (So z. B. Bematzik in der Recension meines Staats- 
rechts , dass also Haller vor 80 Jahren gegen diese Theorie polemisirt, darf 
nicht Wunder nehmen. Er fand dieselbe in Böhmer 's Introductio in jus 
publicum vom J. 1709. Der ganz vernünftige Böhmer polemisierte gegen 
die faden juristischen Constructionen der Naturrechtler und meinte „pos- 
tum aliquod expressum antecedens imperium, vix fingi potest^ und sah 
sich in seiner Wahrheitsliebe zu dem Geständnis veranlasst, dass „deni- 
que regnorum praecipuorum orttcs et incrementa perltistrans, vim et 
latrodnia potentiae initia fuisse apparehit.^ Darob ist Haller sehr ent- 
setzt. „Wie konnte der würdige Mann, meint er, nicht einsehen, dass es 
weder via noch latrodnium zu sein b raucht. (!) Dass es auch nützliche 
wohlthätige Macht sein kann, sein soll und häufig gewesen ist.' Man 
sieht wie schwach hier Haller's Einwendungen sind; das Thatsächliche 
in den Behauptungen Böhmer's wagt HaUer nicht zu leugnen; er meint 
nur, es brauche nicht immer so zu sein und sei häufig anders ge- 
wesen. Nun hat aber dieser ganze Streit überhaupt keinen Sinn, denn 
aus vorstaatlichen Thatsachen, also aus Thatsachen, die sich noch jen- 
seits all und jeder Kechtsordnung zutragen, kann man doch keine 
Consequenzen ziehen, zur Beurtheilung von Thatsachen und Verhältnissen 
des Staates und des B e c h t e s. Das sollte doch meinem Grünhut 'sehen 
Kecensenten einleuchtend sein. 
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und einer naturgesetzlichen Entstehung derselben zu „ver- 
mitteln", erklärte Ancillon: „der Staat habe denselben 
Ursprung, den die Sprachen haben. So wie diese letzteren 
aus dem Bedürfnis und aus der Fähigkeit des Menschen, 
seine Gedanken und seine Gefühle mitzutheilen, sich von 
selbst erzeugt und gebildet haben, so auch haben sich die 
Staaten aus dem Bedürfnis und aus dem Triebe der Ge- 
selligkeit entwickelt."*) 

Wenn auch die „Vermittlung" von keinem grossen 
Erfolge begleitet gewesen sein dürfte, da der Gegensatz 
zwischen „Naturgesetz" und „Vertrag" noch lange bestehen 
blieb, so war doch der wiederholte Hinweis auf die „natur- 
mächtige" Entstehung des Staates gewiss von Nutzen, weil 
er immer wieder einen Theil der Forschung in einer be- 
stimmten Richtung vorwärtsdrängte und schliesslich in 
Deutschland zu der „organischen Staatstheorie" in ihren 
mannigfachen Erscheinungsformen führte, **) welche wieder 
als die Vorläuferin der sociologischen Staatsidee betrachtet 
werden muss. 

§. 8. 

Der mächtigste Impuls aber in dieser Richtung kam 
gewiss von Frankreich, wo zwischen den Jahren 1830 und 
1 842 AugusteComte bereits seinen „ Cours de philosophie 



*) Friedrich Ancillon: Zur Vermittlung der Extreme der Meinun- 
gen. 1828, I. 352. 

**) Bezüglich derselben und ihrer Vertreter verweise ich auf meine 
Darstellungen in früheren Schriften, namentlich: im ^^Philosophischen 
Staatsrecht*' (1877), III. Buch; im „Grundriss der Sociologie" (1886 
Einleitung) und in „Sociologie und Politik." (1891.) 



— 76 — 

positive" erscheinen liess .*) Wie sehr aber zunächst in Frank- 
reich die Comte'sche Idee über die Wirksamkeit von Natur- 
gesetzen auf „moralischem" Gebiete, sieh si^reich ver- 
breitete, dafür m(5ge als Beweis dienen, dass auch Rechts- 
gelehrte die entschiedene Anhiinger der theologischen 
Weltanschauung waren, sieh dem Einfluss derselben nicht 
entziehen konnten und mit denselben so gut es eben ging 
einen Compromiss zu schliessen versuchten. 

So schrieb z. B. 1845 Du Bois.**) 

„JVy a-t'il pas des lois providentielles pour le 
monde moral^ comme ü y en a pour le monde physique? 
II nous a toujours paru evident que Dieu, qui, aprds avoir 
crii les astres a itabli des causes sccondes par lesquelles ü 
les soutient dans Vespace a bien pu atcssi, aprh avoir crie 
les societis humaines laisser certains principes presider aux 
diverses phases de leur existence. Ces principes, il est vrai, 
en tant qu'ils se rapportent ä des Hres intelligents et libres, 
n^ont pas le caradh^e essenttel et fatal des lois qui rigis- 
sent la matihre. Mais rhomme, considiri comme etre 
social est impuissant ä ^y soustraire malgri la liberte dont 
il jouit individueüement, si Dieu ne suspend pas momenta- 
niment les causes secondes auxquels le monde woral 
est subordonnL^ 

Aber von der richtigen Ahnung oder auch Erkenntnis 
des Naturwaltens auf geschichtlichem und socialem Gebiete 
bis zur strengen wissenschaftlichen Erklärung der Vorgänge 



*) Vergl. meinen ,,Grandriss der Sociologie.*' S. 4. und ff. 
**; Histoire du droit pencUy p. 8. 



— 77 — 

auf letzterem und sohin zur wissenschaftlich ausgebildeten 
sociologischen Staatsidee ist noch ein weiter Weg. 

Denn auch die volle Erkenntnis der Nothwendigkeit 
und Existenz von Naturgesetzen der socialen Entwicklung 
ist nur ein Element der sociologischen Staatsidee, dasselbe 
ist so lange zur vollkommenen Ausbildung und Ausgestal- 
tung der sociologischen Staatsidee untauglich, so lange die 
Art und Weise der Wirksamkeit dieses Naturwaltens, das 
sociale Naturgesetz selbst nicht aufgedeckt wird. Und das 
war weder bei Comte der Fall, noch bei all denjenigen die 
nach ihm in Frankreich dieses eine und erste Element 
der sociologischen Idee anerkannten. 

§. 9. 

Dass es aber in Frankreich auf diesem Wege zu 
keinem nennenswerthen Fortschritt kam, wenigstens auf 
dem Gebiete der Staatslehre und der theoretischen Politik, 
daran war der falsche Ideenkreis schuld, in welchem die 
„grossen Grundsätze der französischen Revolution" die Geister 
seit mehr als 100 Jahren gebannt hielten. Diese Grund- 
sätze : Gleichheit und Freiheit, welche irrthümlicherweise 
auch als Dogma der Wissenschaft galten und die als solche 
keine Theorie in Frankreich anzutasten wagte, haben ein 
ganzes Jahrhundert einen Fortschritt auf dem Gebiete der 
Sociologie und Staatslehre dort unmöglich gemacht. 

Die ganze staatsphilosophische und sociologische Lite- 
ratur der Franzosen hat sieh in unserem Jahrhundert in 
eine Sackgasse der „Demokratie" verrannt, aus der sie 
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kernen Ausweg findet. Das Problem das sie zu lösen sucht, 
lautet: der demokratische Staat, d. h. die Durchftihrung 
der Grundsätze der Gleichheit und Freiheit unter Aufirecht- 
haltung der Bedingungen staatlicher Existenz. So oft aber 
der Constitutionalismus dieses Problem gelöst zu haben 
glaubt, tritt ihm der Socialismus mit dem Nachweis ent- 
gegen, dass dieses so lange nicht der Fall ist, so lange die 
Gleichheit nicht auch eine ökonomische und die Freiheit 
nicht zu arbeiten keine gleiche für alle sei. So wird 
jedesmal das Kartenhaus des theoretischen Liberalismus 
vom Socialismus über den Haufen geworfen und der Wis- 
senschaft jeder Weg des Fortschritts verlegt. 

Ein geistreicher Franzose fahr in den 30er Jahren über's 
Meer, um das Ideal der Staatsverfassungen „die demokra- 
tische Republik^, deren Verwirklichung in Frankreich auf 
so unüberwindliche Schwierigkeiten gestossen war, dort wo 
sie sich erfolgreich entwickelte, zu studieren. Tocqueville's 
„Democratie en Amerique" wurde in Frankreich mit Enthu- 
siasmus begrüsst. Das Buch sollte den Franzosen helfen 
ihr Staatsideal zu verwirklichen. Es enthält idealisirende 
Darstellungen des Eldorado der „Demokratie." 

Wie sehr sich auch nun Tocqueville Mühe gibt in der 
„Demokratie" alles vortrefflich zu finden, so steigen ihm 
doch hin und wieder gewichtige Scrupel über die Möglich- 
keit der Durchführung der absoluten Gleichheit in der 
menschlichen Gesellschaft auf; er kann seine Zweifel nicht 
ganz unterdrücken, dass da der Gesetzgeber gegenüber 
der Natur der G es ellschaf t machtlos sei. Die Gegensätze 
zwischen W^eissen und Negern einerseits und Weissen und 
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Indianern andererseits, veranlassen ihn zu lehrreichen Be- 
trachtangen über die natürlichen Folgen der Ungleichheit 
der Menschen im Staate und die Regelmässigkeit in der 
Entwicklung einzelner politischer Institutionen wie der des 
Wahlrechts mit dem stetig sinkenden Census zwingen ihm die 
Bemerkung ab: „(fest lä Vune des rkgles le plus invan- 
ables qui rigissent les sociHis." So durchleuchten denn auch 
Tocquevilles demokratische Staatslehre ferne Schimmer 
der Sociologie.*) 

Und dennoch hat sich noch bis heutzutage auf dem 
Gebiete der eigentlichen Staatswissenschaft eine sociologische 
Staatsidee in Frankreich nicht Bahn gebrochen, trotz der 
Anregungen, die sie dort von den eigentlichen Sociologen 
empfangen könnte, aber nicht empfängt. 

Nehmen wir den neuesten Vertreter der Gesellschafts- 
wissenschaft {science social) in Frankreich AlfredFouillee 
zur Hand und wir finden bei ihm dieselben Schlagworte 
die uns zum üeberdruss aus der französischen Literatur 
seit 100 Jahren bekannt sind ; dasselbe Verkennen der Auf- 



*) Wie sehr sich übrigens geistreiche Publicisten, die sich von Ge. 
fühlen und Tendenzen beherrschen lassen, über die Dinge, die sie zu sehen 
glauben und über die Zukunft täuschen, darüber ist Tocqeville's Buch 
ein lehrreiches Beispiel. Wir wollen nur eines anführen. Er ist so ent- 
zückt von der Gleichheit, die in der amerikaQischen Demokratie herrscht, 
und so überzeugt, dass sie immer grössere Fortschritte machen wird, dass 
er im Geiste schon die zukünftige Entwicklung der Dinge yorauszusehen- 
glaubt — nämlich jene Zeit wo „lee biens et les maux se repariissent 
assez egdlement dans le monde; les grands richesses disparaissent ; le 
nombre des petites Jortunes s^accroit". — Nun ! man denke an die heutigen 
Eisenbahnkönige Amerikas einerseits und an das amerikanische Prole- 
tarierthum andererseits. 
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gaben der Wissenschaft und das Verwechseln derselben mit 
den Zielen praktischer Parteipolitik. Fouill6e charakterisirt 
sehr treffend den Unterschied der Behandlung der Staats- 
wissenschaft in England, Frankreich und Deutschland, ist 
aber so befangen in der falschen französischen Methode, 
dass er offenbar als Lob derselben verkündet, was als 
Fluch auf ihr lastet. 

jfPosez une meme qmstion sur les choses de Vijtdt ä un 
AnglaiSy ä un Frangais, ä un AUemand; le premier votis 
parlera surtout de Putüitd, de Vexperience, de la pratique; le 
second du droit ideal, de la theorie, de la logique; le troisi^me 
du dSveloppement historique des 6tats, des races, 
deVhumanitiet mime de Vunivers^ *) Fouill6e glaubt hier offen- 
bar die Deutschen ein wenig zu verspotten, dass sie bei staats- 
wissenschaftUchen Fragen von geschichtlicher Entwicklung 
der Staaten, von Rassen, ja sogar vom Universum, während 
die Franzosen dabei nur vom idealen Recht sprechen. Er 
merkt es gar nicht, dass'er dabei das höchste wissenschaftliche 
Lob Deutschlands und den grössten Tadel über die fran- 
zösische Staatswissenschaft ausgesprochen hat. Er scheint 
stolz darauf zu sein, dass die iccle frangaise die j^direction 
essentielle du mouvement social: libertSj SgalitS, justice, huma- 
nite^ im Auge behält; alles andere ist ihm Nebensache, 
„(fest le reste qui est affaire de calcul secondaire" 

Nun! so schlecht wie das aus Fouill^e's Darstellung 
scheinen könnte, stehen die Sachen in Frankreich nicht; 
denn was die eigentlichen Staatsphilosophen und Publicisten 



*) Science social 55. 
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vernachlässigten, brachten reichlich die französischen Histo- 
riker, Economisten und Anthropologen ein. Nicht erfolglos 
konnten die tielgedachten historischen Arbeitender Thiexry's 
Guizot's,*) ßenan's und Taine's bleiben; nicht vergebens 
wiesen immer wieder und wieder auf die Wirksamkeit der 
Naturgesetze des wirthschaftlichen Lebens die französischen 
Economisten hin; nicht spurlos konnten an der Wissenschaft 
vom Staate vorbeiziehen die anthropologischen Arbeiten 
eines Broca, Topinard, Hovelacque, Herv6, Lapouge, u. a. 

§. 10. 

Trotzdem Fouillee von den Resultaten all dieser Ar- 
beiten nichts wissen will und über jene spottet, die in Sa- 
chen des Staates Aufklärung suchen in den Lehren über 
„Rassen, Menschheit und Universum," so ist doch seine 
„idealistische Schule der Social Wissenschaft in Frankreich" 
mit ihren Principien von „Gleichheit, Freiheit, Gerechtig- 
keit und Humanität" durch jene Resultate nicht nur tief 
erschüttert, sondern vollständig untergraben. Sie schwebt 
nur mehr in der Luft, auf dem Boden der Wissenschaft 
hat sie keine Gmndlagen mehr. Diese Thatsache erhellt am 



*) Als bemerkenswerther Keim der sociologischen Staatsidee möge 
hier aus Guizot^s Schrilt „La Democratie en France** (1849) folgende gegen 
die in Frankreich und in Deutschland herrschende individualistisch- 
atomistische Staatsauf fassung gerichtete Stelle verzeichnet werden: „Un 
peuple n^est point une immense addition d^hommes, tant de milliers, 
tant de millionSj comptes dans un certain espace de terre et totis con- 
tenus et representes dans un cJdffre unique qu^on appelle tantot un Roi^ 
tantdt une Assemblee. Un peuple est un g^^and corps organisej forme 
par r Union ausein dornte meme patrie, de certains Clements soci- 
aux qui se forment et s^organisent eux-memes naturellement. . ." 

Onmplowicz, Die sociologisclie Staatsidee. b 
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besten aus einer Schrift des französischen Senators Edmond 
Seh er er: „La Democratie et la France." (1884.) 

Nicht als ob dieselbe sich zu einer einheitlichen socio- 
logisclien Auffassung des Staates aufschwingen und eine 
positive Erklärung der staatlichen Erscheinungen bieten 
würde, aber die einschneidende Kritik des französischen 
Staatsidealismus die wir in derselben finden, die klipp und 
klare Ablehnung der in Frankreich so beliebten politischen 
Schlagworte beweist, dass diese letzteren bereits aufgehört 
haben nationale Dogmen zu sein die man nicht anzutasten 
wagte. 

Als Krönung des auf jenen Dogmen beruhenden de- 
mokratischen Regimes wurde ja immer das allgemeine Stimm- 
recht betrachtet, die Aeusserang des Willens des Volkes. 
Diesen Täuschungen tritt Seh er er entgegen. „2> mot de 
peuple est le grand calembour de Vhistoire^ ruft er. „Wel- 
cher Mangel an Logik, fährt er fort, oder wenn man will, 
welche Macht der Abstraction ist dazu nöthig, um das 
französische Volk von dem wir doch wissen, wie es in 
seinen untersten Schichten zurückgeblieben, unwissend, 
egoistisch, oft corrumpirt ist, als fähig hinzustellen auch nur 
seine eigenen materiellen Angelegenheiten zu besorgen, ge- 
schweige denn sich selbst zu regieren." Was der fran- 
zösische Senator hier von Frankreich sagt, passt wohl auch 
auf andere Länder. 

Und nicht minder für alle Länder gelten die sociolo- 
gischen Wahrheiten, die Scherer über den Charakter des 
„Volkes" ausspricht. „Das Volk wird oft geführt; man 
kann sagen, dass es immer geführt wird; aber dieFüh- 



J 



— 83 — 

rer ihrerseits erlangen das Vertrauen der Mas- 
sen nur, indem sie vor den Instincten derselben 
sich beugen, ihren Wünschen und geistigen Ge- 
wohnheiten sich anschmiegen. Scheinbar führen sie 
die Massen, thatsächlich folgen sie ihnen. Sie dienen den 
Leidenschaften, die sie zu entfachen scheinen oder sie ent- 
fachen sie, indem sie ihnen dienen." 

Gegenüber den Forderungen der deraokatrischen Staats- 
lehre weist er darauf hin, dass „die Gesetze, welche die 
Arbeit und das Eigenthum beherrschen, nicht geändert 
werden können, denn diese Gesetze sind tief begründet 
in der menschlichen Natur und es ist nicht abzusehen, wie 
iene socialen Gesetze sich ändern sollten, es sei denn, dass 
der Mensch ein anderes Wesen werde als dasjenige, das 
wir kennen.'^ (S. 64.) 

„Die Demokratie ist durch und durch idealistisch. Sie 
verschmäht es der Natur der Dinge Rechnung zu tragen. 
Sie wähnt nur wollen zu brauchen, um die Bedingungen 
des socialen Lebens zu ändern." 

Es ist sehr bezeichnend; dass Publicisten in Frankreich 
heute so schreiben, dass sie gegenüber den nie versiegen- 
den Declamationen der „idealistischen Schule" auf die 
Naturgesetze des socialen Lebens hinweisen; es zeigt, dass 
die Lehren der Historiker, Economisten und Anthropologen 
nicht fruchtlos geblieben sind und dass in Frankreich die 
Elemente einer sociologi sehen Staatsidee sich entwickeln. 

Dass dieses in England, in Italien, in Deutschland in 

viel höherem Maasse der Fall, ist leicht zu begreifen, weil 

in diesen Ländern die „grossen Principien von 1789" der 

6* 
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wissenschaMichen Forschung von jeher weniger im Wege 
standen. 

Insbesondere darf es gewiss als kein Zufall betrachtet 
werden, dass in dem Vaterlande F er gu s s o n s, M a 1 th u s, 
D a r w i n's die Sociologie Herbert S p e n c e r's entstand 
und dass in derselben Sprache auch die sociologisch so 
epochemachenden Untersuchungen M o r g a n ' s und S u m- 
ner Maine's erschienen. Damit hat England die Führer- 
schaft auf dem Gebiete der Sociologie in unseren Tagen 
übernommen und wenn einmal das von diesen Forschem 
dargebotene Material und die von ihnen gegebenen Anre- 
gungen verwerthet sein werden, so wird auch für die socio- 
logische Staatsidee der Tag angebrochen sein. *j 

§. 11. 

Bis dahin allerdings wird die sociologische Staatsidee 
noch von vielen Seiten heftig angegriffen und bekämpft 
werden und das nicht blos aus dem Grunde des Misoneis- 
mus, sondern von Seiten der Vertreter aller älteren Staats- 
ideen aus dem Grunde, weil sie jeder derselben nur zur 
Hälfte Recht gibt und von einem gewissen Punkte des 
gemeinsamen Weges von jeder sich trennt. Es steht ihr 
also mancher harte Strauss bevor und sie muss sich darauf 
gefasst machen, ihre Klinge mit manchen ehrlichen und 
auch unehrlichen Waffen zu kreuzen. 



*) lieber die mit den obenerwähnten Werken im Zusammenhange 
stehende neuere sociologische Literatur Italiens, Frankreichs und Deutsch- 
lands vergl. meine Sociologie und Politik. Leipzig, 1891. Buch IV. 



i 
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Die Vertreter der im Gegensatz zur antiken, sogenannten 
modernen Staatsidee werden es ihr immer zum Voi*wurf 
machen, dass sie das Individuum zu entthronen trachte, 
jene „Individualität" deren möglichste Entwicklung die 
alleinige oder doch höchste Aufgabe des modernen Staates 
sein solle; sie werden es der sociologischen Staatsidee nie 
verzeihen, dass sie den „heidnischen" Gedanken wieder 
auffrische, dass der Zweck des Staates — der Staat selber 
sei und dass sie nicht nur der Gesammtheit, sondern auch 
den einzelnen socialen Bestandtheilen desselben die Indivi- 
dualität unterordne und nöthigenfalls opfere. 

Die socialistische Staatsidee wird der sociolo- 
gischen immer ihren „Pessimismus" vorwerfen. Sie wird 
einerseits die Zugeständnisse der sociologischen Staatsidee, 
dass der Staat der Wirklichkeit eine Ordnung der Ungleich- 
heit ist, dankend quittiren aber mit Entrüstung die Begrün- 
dung zurückweisen, dass dies nicht anders sein könne und 
gar die Zumuthung sich dieser Ordnung der Ungleichheit 
zu fügen. Sie wird die sociologische Staatsidee immer eine 
„pessimistische" schelten, weil sie den Glauben an dem 
Zukunftsstaat der Gleichen und Freien untergräbt und den 
„capitalistischen" Staat als eine aus der naturgesetzlichen 
socialen Entwicklung sich ergebende Nothwendigkeit hinstellt. 

Am tollsten geberden sich die „Juristen" in Verthci- 
digung der juristischen Staatsidee, weil sie der Meinung 
sind, dass man das Recht leugnet und zu Grunde richtet, 
wenn man den Staat aus Gewaltacten hervorgehen lässt, 
dem Recht seine „rechtliche" Quelle abgräbt und ein be- 
stehendes Recht gegebenenfalls auch in historischen Kata- 



— 86 — 

Strophen rettungslos zu Grunde gehen lässt. Die Juristen 
stellen folgende Alternative auf: entweder ist das Recht von 
Ewigkeit her und unsterblich — oder es existirt nicht. 
Gibt man in gegebener Zeit und im gegebenen Staat 
dessen Existenz zu, dann müsse man auch dessen vorstaat- 
liche Existenz und dessen Fortdauer über das Grab des 
Staates hinaus zugeben. 

Dieser Wahn scheint das Lebenselement der juri- 
stischen Staatsidee zu sein. Die Juristen scheinen es nicht 
fassen zu können, dass das Recht nur ein Product des 
Staates, ein Behelf die staatliche Ordnung aufrechtzuerhalten 
sei und dass es daher jeden Augenblick, wo es diese seine 
Aufgabe zu erfüllen sich unzulänglich erweist, vom Staate 
geopfert werden kann. Diese letztere der Wirklichkeit 
entsprechende Auffassung des Rechts liegt in der sociolo- 
gischen Staatsidee. 

Anmerkung. So wie es eine natürliche Tendenz aller Menschen, 
aller Verbände und Gemeinschaften ist, ihr Machtgebiet zu vergrössem, so 
ist es auch natürlich, dass die Vertreter der einzelnen Wissenschaften sozu> 
sagen das Machtgebiet derselben zu ei*weitemn trachten. Darin liegt die 
Erklärung, wenn Juristen dem Rechte eine Ausdehnitng geben wollen, die 
es thatsächlich nicht hat. Würde ich von diesem Standtpunkte, aus dem 
Grunde, dass ich dem Rechte eine engere Sphäre zuerkenne, als es die 
Privatrechtsjuristen verlangen, angegriffen, so wäre eine wissenschaftliche 
Polemik möglich. Was aber gegen mich in der Grünhut'schen Zeitschrift 
von Bematzik aus Anlass meines „Oesterr. Staatsrechts** ins Feld geführt 
wird, dass sind mit nichten juristische Argumente, das ist einfach 
Spiegelfechterei. Es wird mir da nämlich eine schier unendliche Kette 
von „Widersprüchen" in meinen Schriften „nachgewiesen," die der 
Kccensent auf folgende geistreiche Weise aus meinen Schriften heraus- 
tüftelt: 

1. Indem er zwei grundverschiedene Begriflfe miteinander ver- 
wechselt, wie z. B. Organisation und Organismus (vgl. ob. S. 10) und so- 
dann was ich von dem einen sage auf das andere bezieht; dann ist 
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der Widerspruch allerdings da, nur bin nicht ich daran schuld, sondern 
der Mangel an Verständnis auf Seite des Herrn Eecensenten; 

2. indem er zwei Stellen aus meinen Schriften gegenüberstellt, von 
denen er die eine willkührlich ändert, um auf diese Weise den Schein 
eines Widerspruchs hervorzubringen, wie das ob. S. 31 Anmerkung nach- 
gewiesen ist; 

3. indem er sich ganz unglaubliche Verdrehungen, Ent- und Unter- 
stellungen gestattet (s. ob. S. 48 Note) und endlich 

4. klare Stellen meiner Schriften ganz falsch auffasst und missver- 
steht und aus so missverstandenen Stellen Schlussfolgerungen zieht, wovon 
ob. S. 56 und unten S. 98 in den Noten Beispiele angeführt sind. 

Wer Über so reichliche Mittel verfüg^, dem ist es allerdings ein 
Leichtes in jedes Buch, geschweige denn in eine Anzahl von Büchern, 
die der Leser nicht gleich alle nachschlagen kann, eine beliebige 
Anzahl von „Widersprüchen^^ hineinzudichten. 

Ebenso besteht der mir imputirte „Widerspruch** zwischen meinen 
sociologischen Schriften und meinem „Oesterreichischen Staatsrecht'' 
nur im Kopfe des Herrn Becensenteii. 

Drollig und auf Unverstand beruhend ist die Anklage, dass ich an mir 
selbst eine Apostasie beging, imd dass der Verfasser des „Oesterreichischen 
Staatsrechtes'' in demselben die allgemeinen Bechte der Staatsbürger imd 
die Verwaltungsgerichtsbarkeit „gerade so behandelt, als wäre er 
nicht er selbst, sondern einer der gewöhnlichen Staats- 
rechtslehre r." Wie sollte ich denn die österreichische Verwaltungs- 
gerichtsbarkeit behandeln? Etwa vom Standpunkt der Bassentheorieen? 

Wohl ist es richtig, dass ich seit Jahren meine Argumente in 
staatsrechtlichen Dingen in zwei getrennten Colonnen habe aufmarschiren 
lassen, die eine auf dem Grebiete der Sociologie, die andere auf dem des 
österreichischen Staatsrechts, (und zwar seit der im Jahre 1879 er- 
schienenen Darstellung des „Kechts der Nationalitäten und Sprachen in 
Oesterreich"); doch bedurfte es keines aussergewöhnlichen Scharfsinnes 
und nur eines halbwegs geübten Auges, um zu sehen, dass diese beiden 
Colonnen in steter Fühlung miteinander bleiben, sich gegenseitig Unter- 
stützung leihen, ein gemeinsames Ziel verfolgen und nur zu dem Zwecke 
getrennt marschiren, um vereint schlagen zu können. 

Dass ich diesen letzteren Zweck erreichte, dass ich in manchen 
principiellen Fragen des österreichischen Staatsrechts ins Schwarze ge- 
troffen habe, dafür dient mir als Beweis der, zu kleinlichen und unlauteren 
Mitteln greifende Ingrimm meiner Gegner und ihre Zomesausbrüche in 
Leitartikeln gewisser Wiener Zeitungen. 



Fünfter Abschnitt. 



Die thatsächlichen Grundlagen der sociologischen 

Staatsidee. 



Erstes Capitel. 

Die Entwicklung der Menschheit. 

§. 1. 

Wir haben zu wiederholten Malen die Art und Weise 
der Entstehung der Staaten durch das Zusammen-, 
treffen heterogener Menschengruppen dargelegt 
und diese Entstehung in causale Verbindung gebracht mit 
der Art und Weise wie der Erdball ursprünglich mit der 
vielartigen Gattung: Mensch, bevölkert wurde.*) 

Wir wollen heute nur auf die Beschaffenheit dieser 
Menschenarten und wie aus ihrem Zusammentreffen überall 
die gleichen staatlichen Organisationen erwachsen, hin- 
weisen. Die natürliche Ungleichheit der verschiedenen 
Menschenhorden war das unvermeidliche Erzeugnis ur- 
sprünglich ungleicher Lebensbedingungen — wie denn auch 



^) Yergl. insbesondere: Rassenkampf und Grundriss der Sociologie. 
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die tägliche Erfahrung noch heute lehrt,- dass die Ver- 
schiedenheit der Lebensbedingungen auf die Gewohnheiten, 
die Sitten und den Charakter der Menschen einen ent- 
scheidenden, bildenden und umbildenden Einfluss übt. 

Diese „ursprünglichen" Ungleichheiten der verschie- 
denen Menschenhorden sind keineswegs zahlreich; im 
Gegentheil bewegen sie sich innerhalb sehr enger Grenzen, 
welche durch die wenigen von der Natcir dem Menschen 
gebotenen Möglichkeiten der Lebenserhaltung gezogen sind. 

Denn die Möglichkeiten der Lebenserhaltung, welche 
die Natur den Menschenhorden bietet, sind knapp zuge- 
messen und können an den Fingern einer Hand aufge- 
zählt werden. Sie sind nämlich gegeben durch : Fischfang, 
Früchte des Erdbodens, Wild des Waldes und Ausbeute 
anderer Menschen. Eine weitere Möglichkeit der Lebens- 
erhaltung kann es überhaupt nicht geben, so lange Menschen 
weder von Steinen noch von der Luft leben können. 

Daher wiederholen sich in allen Welttheilen und in 
allen Ländern seit jeher dieselben wenigen Hordentypen 
der Fischesser, der Fruchtesser, der Jäger und der Räuber. 

§• 2. 

Wie nun in jedem organischen Wesen die Keime seiner 
Entwicklung liegen, so auch in jeder socialen Gruppe. 
Und zwar liegen in jeder einzelnen Gruppe diese Keime 
in dem Zug ihrer Bedürfnisse, in den sie umgebenden 
natürlichen Bedingungen der Befriedigung derselben, endlich 
in dem Zusammentreffen mit fremden Horden und der 
dadurch erzeugten socialen Wechselwirkung. 
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Unter solchen Einflüssen entwickeln sich die Fisch- 
esser zu Seefahrern und Handelsleuten ; die Fruchtesser zu 
Ackerbauern; die Jäger zu Viehzüchtern und die Räuber 
zu Kriegern. 

Der Irrthum der älteren schematischen Darstellungen 
der Entwicklung der Menschheit lag nun darin, dass man 
— zumeist in Consequenz der monogenistischen Ansicht — 
diese verschiedenen Arten von Menschengruppen als Ent- 
wicklungsstufen ein und derselben Menschenart auffasste. 
So glaubt z. B. Grimm,*) der noch an der Ansicht fest- 
hält, dass die ganze Bevölkerung Europas einst aus Asien 
eingewandert sei, dass dieselben Stämme, die einst 
„kampflustig" nach Europa einrückten, sich später hier 
„friedlichem Ackerbau ergaben." 

Da ihm der Gedanke fern liegt, dass die asiatischen 
Erobererstämme, die in Europa angetroffenen ackerbau- 
treibenden Bevölkerungen unterjochten, so schliesst er aus 
dem Dasein dieser letzteren in Europa, dass „bevor sie 
sich friedlichem Ackerbau ergaben, sie Jäger, Hirten, Krie- 
ger gewesen sein müssen." Das ist die irrthümliche Con- 
sequenz einer falschen Voraussetzung, die aus der mono- 
genistischen Ansicht sich ergibt. Lässt man sich von 
letzterer nicht irre führen, so ist es klar, dass ursprüngliche 
Verschiedenheiten der Lebensbedingungen und die dadurch 
entstandenen Lebensgewohnheiten im Vorhinein verschiedene 
Menschenarten erzeugten, und dass Ackerbauer, Jäger, 
Hirten nicht Uebergangsstufen der „Menschheit" oder auch 



^) Gesch. der deutschen Sprache I. 15. 
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ihrer einzelnen Stämme, sondern Qualitäten waren, welche 
den einzelnen Horden von den sie umgebenden Naturbedin- 
gungen aufgeprägt wurden. Diese „natürliche" Beschafifen- 
heit der einzelnen Menschenarten geht aber nicht so leicht 
verloren; Krieger werden nicht leicht Ackerbauer und 
Ackerbauer werden nicht so leicht Jäger. Dagegen ist aus 
denoL Zusammentreffen solcher verschiedenen Elemente der 
so wunderbare und doch natürliche Bau der Staaten ent- 
standen. 

' §. 3. 

Die Anschauung von der gl eichmässigen Entwick- 
lung der einen und einheitlichen Menschheit, aus einem 
ursprünglich gegebenen Zustande, durch die Stufen des 
Hirten-, Jäger- und Ackerbaulebens hindurch bis zu höherer 
Industrie u. s. w., datirt noch aus dem Alterthum und liegt 
ja auch der ovidischen Darstellung zu Grunde. Seit dem 
vorigen Jahrhundert ist dieselbe bei allen Culturhistorikern 
allgemein herrschend. So spricht z. B. Condorcet in 
seinem Progrh de Vesprit humain zuerst von den peuples 
pasteurSj sodann von der ^Passage de cet itat a celui des 
peuples agnculteurs^ u. s. w. 

Auch in der Antropologie und Prähistorie machte sich 
diese Anschauung insofern geltend, als man zuerst an eine 
gleichmässige Entwicklung der Menschheit von einem all- 
gemeinen Steinzeitalter zum Zeitalter der Bronze und des 
Eisens glaubte, eine Meinung, die heutzutage aufgegeben ist. 

Bei den Sociologen aber ist die Anschauung einer 
solchen allgemeinen gleichmässigen Entwicklung der 
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Menschheit oder doch aller menschlichen Stämme und 
Rassen bis heutzutage herrschend. 

So spricht Spencer sehr häufig von den „Stufen im 
Fortschritt des Menschengeschlechts" und davon, dass „die 
Menschheit manche Stufen zu durchlaufen hat."*) Als solche 
Stufen aber bezeichnet er die „nomadische; sesshafte, 
kriegerische und industrielle," wobei er offenbar an 
eine Entwicklung denkt, welche einem „Gesetze des Fort- 
schritts" entspricht. 

Aehnlich finden wir bei Albert Post die Anschauung 
einer allgemeinen gleichen Entwicklung der Menschheit 
von einer ursprünglichen „friedensgenossenschaftlichen" 
Stufe angefangen. „Der eigentlich historischen Periode 
des Völkerlebens, sagt er, der Periode der Staaten- 
bildung; in welcher wir leben und welche mit der Ent- 
stehung eines von der patriarchalischen Basis gelösten 
Häuptling- oder Königthums und mit der Entwicklung 
von Standesunterschieden beginnt, geht eine Periode 
voran, welche wir die friedensgenossenschaftliche nennen 
können."**) 

Diese friedensgenossenschaftliche Periode zerfällt bei 
ihm noch in eine geschlechtsgenossenschaftliche und eine 
gau- oder dinggenossenschaftliche. Dabei hat P o s t in seinen 
früheren Schriften offenbar angenommen, dass diese Ent- 
wicklung überall die gleiche war. In einer späteren 



*) H. Spencer: Sociologie Bd. II. Cap. V. §. 319. 

**) Post: Geschlechtsgenossenschaft. Cap. 1. vgl. auch desselben: 
Anfange des Staats- und Kechtslebens. S. 103. 
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Schrift*) scheint er bereits mit der Thatsache zu rechnen, 
dass sich verschiedene Menschenstämme zu gleicher Zeit 
auf verschiedenen Entwicklungsstufen befinden^ schreibt 
aber diesen Umstand nur einer örtlich verschiedenen 
schnelleren oder langsameren Entwicklung zu, die 
nichtsdestoweniger überall dieselbe bleibt. 

Nirgends aber, weder bei Culturhistorikem, noch bei 
Anthropologen oder Sociologen, findet sich meines Wissens 
der Gedanke klar ausgesprochen, dass die Entwicklung 
der verschiedenen Menschenstämme und Horden im Vor- 
hinein von ganz verschiedenen Ausgangspunkten begann 
und in Folge dieser ursprünglichen Verschiedenheit eine 
in ihrem Verlaufe verschiedene war. Fischer, Jäger, Hirten, 
Ackerbauer, Krieger und Industrielle oder wie man diese 
Entwicklungsphasen construirt, sind keineswegs eine noth- 
wendige Stufenleiter all und jedes Menschenstammes, son- 
dern je nach der Verschiedenheit ihrer ursprünglichen 
Naturumgebung und ihrer Lebensbedingungen sind die 
einzelnen Menschenhorden in ihren verschiedenen Lebens- 
herden bald zu der einen, bald zu der anderen Lebens- 
weise gezwungen und die Fortsetzung einer und derselben 
Lebensweise bildet sie zu besonderen Menschen arten, die 
von ihrer bestimmten Lebensweise ihren bestimmten phy- 
sischen und geistigen Typus erhalten. So wie aber dieser 
Typus das Resultat einer durch ungezählte Jahrtausende 
fortgesetzten Lebensweise vorgeschichtlicher Zeiten ist, so 
ist derselbe auch nicht so leicht unter momentan ver- 
schiedenen Einflüssen historischer Zeiten veränderlich. 



*) Bausteine für eine aUgemeine Rechtswissenschaft 1880. S. 39. 
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§. 4. 

Wir können also mit Rücksicht auf unseren engen 
Gesichtskreis, auf die kurze Spanne Zeit bekannter Ge- 
schichte, diese Menschenarten als Dauertypen bezeich- 
nen. Allerdings werden auch in historischen Zeiten bei 
einzelnen dieser Typen Uebergänge beobachtet, denn 
auch diese Typen stehen ja nicht ausserhalb der Entwick- 
lung. So z. B. weixlen ja oft Uebergänge vom kriegerischen 
zum industriellen Typus beobachtet. Nur haben die ein- 
zelnen Typen besondere Entwicklungen und nicht in jeder 
Entwicklung jedes Typus kommen alle gleichen Entwick- 
lungsstufen vor: So braucht z. B. der ursprüngliche Räuber- 
st^mm, der sich zum Kriegerstamm entwickelt, durchaus 
nicht in irgend einer Phase seiner Entwicklung ein acker- 
bautreibender zu werden, im Gegentheil kann diese Le- 
bensweise in seiner Entwicklung ganz entfallen. Da- 
gegen ist es wenig wahrscheinlich, dass ursprüngliche Wur- 
zel- und Fruchtesser die Ackerbauer wurden, in ihrer 
Entwicklung Räuber und Krieger werden. 

W^ie immer und überall so arbeitet auch auf socialem 
Gebiete die Natur mit Gegensätzen, mit Heterogeneitäten ; 
aus dem Zusammentreffen solcher lässt sie Bewegung und 
Entwicklung und aus solchen Entwicklungen immer neue 
Einheiten und Gesammtheiten entstehen. Von unzähligen 
Horden der verschiedensten Arten und Typen zu einer 
geringeren Anzahl von Stämmen, von diesen zu noch ge- 
ringerer Anzahl von Staaten, von einer verhältnismässig 
noch grossen Anzahl von Kleinstaaten zu einer geringeren 
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Anzahl von Grossstaaten, von diesen zu einer wieder ge- 
ringeren Anzahl von Staatensystemen, so stellt sich dem 
Auge des Soeiologen der bisherige Entwicklungsgang der 
Menschheit dar. Und nur aus einem solchen Entwick- 
tungsgange lassen sich alle politischen und socialen, wie auch 
alle psychisch-socialen Erscheinungen in ihren secundären 
Entwicklungen erklären. Auch ist die Erkenntnis eines 
solchen Entwicklungsganges der Menschheit zur Beur- 
theilung der mannigfaltigsten Fragen der Greschichte und 
Politik von Wichtigkeit. So z. B. müssen die Bestrebungen 
der „allgemeinen Weltfriedensliga" vom Standpunkt dieser 
Erkenntnis als idealistisch oder eigentlich utopistisch 
bezeichnet werden. Denn zwischen dem Staat und dem 
„Weltfrieden" liegt noch mitten drin^ das Staatensystem. 
Es ist also noch etwas zu früh an einen Weltfrieden zu 
denken, den sich die europäischen internationalen Friedens- 
congresse zur Aufgabe setzen. Diejenigen, welche in jeden- 
falls löblicher Absicht die Initiative zu demselben ergreifen, 
sollten zuerst wissen, dass Abschaffung der Kriege, ewiger 
Friede imd oberste Schiedsgerichte nicht gleich für alle 
Staaten eingeführt werden, sondern zunächst in einzel- 
nen Staatensystemen zur Bildung gelangen können. 
Sie sollten sich also zuerst die Frage vorlegen, welche euro- 
päischen Staaten ein einheitliches Staatensystem zu bilden 
reif sind. Es würde sich dann vielleicht zeigen, dass es 
eine Anzahl solcher Staaten gibt und zwar würden 
dies Staaten gleicher Cultur und gleicher Verfassung sein. 
Kommt einmal in Europa unter einer Anzahl von Staaten 
gleicher Cultur ein solches festgefügtes Staatensystem zu 
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Stande, dann wird innerhalb desselben eine dauernde 
Friedensära inaugurirt werden können; selbstverständlich 
wird dieses Staatensystem sich gegen feindliche Staaten- 
Systeme bis auf weiteres wieder in Vertheidigungszustand 
setzen, eventuell seine gemeinschaftlichen Interessen auch 
angriflfsweise vertheidigen müssen. 



Zweites Capitel. 

Staatengründung und Rechtsbildung. 

§• 5. 

Die soeben angedeutete Entwicklung aber hat ihren 
Ausgangspunkt in der einheitlichen vorstaatlichen socialen 
Grruppe. *) So lange diese welcher Art immer sie sein 
mag, un vermischt bleibt, entsteht keinerlei staatliche Organi- 
sation, daher auch kein Recht und keinerlei staatliche Cultur. 
Denn es gibt in solchen einheitlichen Gruppen weder Herren, 
noch Sclaven; allerdings auch keine Arbeitstheilung und 
nur eine einfache, in der ganzen Gruppe gleichartige 
Bedürfnisbefriedigung. 

Beispiele solcher in sich gleichartigen, structurlosen 
Gruppen findet man bei Naturvölkern in Hülle und Fülle. 
Wir können die südslavischen Hauscommunionen als mitten 
in die Culturwelt hineinragende, allerdings auf den Aus- 
sterbeetat gesetzte Ueberreste solcher primitiven Gruppen 



*) Mankind have always wandered or settled, agreed or qnarrelled, 
in troops and companies. Fergusson: histoiy of civil society p. 24. 
Zahllose Beispiele und Belege bei Spencer, Post u. a. 
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ansehen. Aus sich heraus bringen es solche Menschen- 
gruppen nie und nimmer zu einer staatlichen Entwick- 
lung. Isolirt und von jeder Einwirkung der Aussenwelt, 
von jeder Unterjochung, von jeder ,,Ausbeutung" seitens 
Fremder bewahrt, würden solche Gruppen in ewiger staat- 
loser Stagnation verbleiben. Allerdings ist letzteres schon 
aus dem Grunde schwer möglich, weil diejenige Entwick- 
lung, die auch bei ihnen in Folge Vermehrung und erwei- 
terter Bedürfnisse eintritt, sie selbst zum Aufsuchen fremder 
Länder und Völker drängt, so z. B. wenn die Fischesser See- 
fahrer werden und mit anderen Nationen in Contact treten. 

Wenn nichtsdestoweniger Naturrechtslehrer in jene 
primitive Entwicklungsstufe der Menschen, wo sie in 
einheitlichen, gleichartigen, syngenetischen Gruppen leben, 
Rechtsinstitute hineindichten, die aus der Anschauung staat- 
licher Rechtseinrichtungen abstrahirt sind, so ist das ein- 
fach eine irrthümliche Uebertragung späterer Resultate der 
Entwicklung auf eine frühere Periode, wo sie nicht einmal 
im Geiste der Menschen, geschweige denn in der Wirk- 
lichkeit existiren konnten. 

So ist es z. B. ein geläufiger Irrthum der Naturrechts- 
lehrer, Historiker und Philosophen in jene primitive Men- 
schengruppen „Gemeineigenthum" hineinzudichten, während 
es auf jener Stufe der Entwicklung überhaupt an jedem 
Eigenthumsbegriff mangelt, daher dort weder von einem 
Privat- noch von einem Gemeineigenthum die Rede sein 
kann. Wir haben es an einem anderen Orte schon nach- 
gewiesen, dass die Idee des Eigenthums erst in Folge der 
Eroberung imd Landnahme entsteht, dass sie zuerst nicht in 

Gumplowicz, Die Bociologfische Staatsidee. 7 
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der Form von Mein und Dein, sondern von Unser und nicht 
Euer ins Leben tritt. *) Die Idee von Gemeineigenthum wie 
sie von den Communisten und manchen Socialisten gehegt 
und gepflegt wird, ist nichts mehr, als eine logische Ver- 
arbeitung und Umgestaltung unseres Sondereigenthums. In 
jenen primitiven, einheitlichen Horden gab es wie gesagt 
weder ein Sonder-, noch ein Gemeineigenthum. Die Horde 
lebte von der Hand in den Mund; sie kennt nur eine 
regellose Bedürfnisbefriedigung ihrer Mitglieder nach Maas- 
gabe der vorhandenen Lebensmittel, ohne Arbeitstheilung, 
ohne viel Sorge um die Zukunft. 

Das alles und damit auch die ersten Ideen über 
Eigenthum stellt sich erst ein mit der ersten Staaten- 
gründung. 

§. 6. 

Den Anstoss zu dieser Staatenbildung geben überall 
die kriegerischen Horden, die sich aus Räubern zu Kriegern 
entwickelten. 



*) Vergl. Rechtsstaat und Socialismus S. 78 u. ff. Mein Grünhut- 
sclier Recensent findet wieder einen Widerspruch darin, dass ich „vor 
dem Staate kein Recht'' anerkenne und dennoch die StaatengrUndung 
mittelst „Landnahme** vor sich gehen lasse. Offenbar denkt er sich 
unter „Landnahme** einen Rechtsact, der durch Unterzeichnung einer 
tabidarlähigen Urkunde, womöglich auf Stempelpapier vollzogen wird; 
dann hätte ich allerdings mich eines groben Widerspruches schuldig 
gemacht. „Derartige Widersprüche, ruft nun Herr Bematzik triumphirend, 
finden sich in den Schriften des Verfassers so oft, dass man sich nicht weiter 
mit ihnen beschäftigen kann." Allerdings finden sich dieselben für ihn 
„so off als ihm seine Fassungskraft versagt, was sehr häufig der Fall 
ist; sein Entschluss ist daher nur sehr löblich mit Dingen, die er nicht 
versteht, aber gar nicht versteht, sich nicht zu befassen. 
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Denn diese hatten schon als Räuber Gelegenheit 
Früchte fremder Arbeit zu gemessen, indem sie bald den 
Fischessern, bald den Ackerbauern, bald den Viehzüchtern 
gelegentliche Vorräthe raubten. Sie waren also die ersten, die 
sich an eine mannigfaltige Kost und mannigfaltige Bedürf- 
nisbefriedigung gewöhnte^ und daran Geschmack fanden, 

Sie benützten daher die in räuberischen und kriege- 
rischen Ueberfällen erlangte Uebermacht, um sich diese man- 
nigfaltigere Bedürfnisbefriedigung dauernd zu sichern. Dies 
geschah indem sie unkriegerische Fruchtesser oder Vieh- 
züchter überwältigten und sie zwangen einen Theil der 
Früchte ihrer Arbeit mit ihnen zu theilen. 

Erst das Zusammentreff en, also ^jnindestens zweier^ 



heterogener Horden, zumeist aber einer friedlichen mit einer 
räu berischen oder kri egeris chen, kann ienes Verhältnis von 
Herrschenden und Beherrschten erzeugen, welches das ewige 
Merkmal all und jeder staatlichen Gemeinschaft bildet. 
Erst durch ein solches Zusammentreffen und durch die 
Schaffung des Verhältnisses von Befehlenden und Gehor- 
chenden, von Herrschenden und Unterworfenen wird ein 
Kulturherd entfacht, der auf beide Theile einen erzie- 
henden, civilisatorischen Einfluss übt. Und zwar besteht 
dieser Einfluss darin, dass sich in Folge der Arbeitstheilung 
die Leistungen der einzelnen Gruppen steigern und die 
Fähigkeiten specialisiren und potenziren. 

§• 7- 

In einem solchen Entstehen einer höheren, weil compli- 

cirteren Erscheinung aus dem Zusammentreffen niedrigerer, 

7* 
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weil einfacherer Elemente müssen wir ein sociales Gesetz 
erkennen, welches wie alle socialen Gesetze sich auf die- 
selben allgemeinen Principien des Naturwaltens zurückführen 
lässt, auf denen auch alle anderen Naturgesetze beruhen. 
Es ist nämlich ein allgemeines Princip des Naturwaltens, 
zuerst Heterogenes ins Leben zu rufen und aus dem Zu- 
sammenwirken heterogener Elemente höhere Gebilde her- 
vorgehen zu lassen. So erinnert denn auch das Entstehen 
staatlicher Organisationen aus ursprünglich heterogenen 
socialen Elementen an jenen von Darwin zuerst beobachteten 
Naturvorgang, dass gewisse Pflanzen (Orchideenarten) so 
beschaflfen sind, dass sie nur durch die Intervention gewisser 
Insecten (Bienen, Fliegen, Schmetterlinge) befruchtet werden 
können. Darwin bemerkt dabei, „dass der Bau der Blüthen 
von Orchideen und der der Insecten, welche sie gewöhnlich 
besuchen, in einer höchst interessanten Art zu einander in 
Beziehung stehen"*) und offenbar ist diese gegenseitige 
Beziehung der so heterogenen Organismen ein Mittel 
zur Erreichung einer höheren Naturabsicht, in dem erwähnten 
Falle der Erhaltung gewisser Pflanzenarten. 

Man könnte nun die schweifenden Menschenhorden, 
sei es nun der Krieger oder der Schiffahrer und Händler 
jenen Insectenschwärmen vergleichen, denn ohne ihre Ein- 
wirkung würden die sesshaften Menschenstänune insbeson- 
dere die Wurzel- und Fruchtesser es nie zu staatlichen 
Organisationen bringen. Auch auf diesem Gebiete hat die 
Natur erst Heterogenes geschaffen, um durch ihr Zusammen- 

*) Die verschiedenen Arten, durch welche Orchideen von Insecten 
befruchtet werden. Deutsch von Caras. 1877. S. 25. 
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wirken neue Gebilde, staatliche Organisationen entstehen 
zu lassen. Und diese Erkenntnis scheint, wenn auch nicht 
ganz klar und in Fol^e einseitiger Gesichtspunkte vielfach 
verschleiert, in frühen n Jahrhunderten schon gedämmert zu 
haben, wie das aus jenen berühmten Worten des ungari- 
schen Königs Stefan /des Heiligen (964—1038) ersichtlich 
ist : ^nam unius linguae, uniusque moris Regnum imbecille et 
fragile est.^*) 1 

I §• 8. 

Ist nun aber einmal durch das Zusammentreffen solcher 
heterogenen socialen Elemente ein Culturherd im Rahmen 
staatlicher Organisation entstanden, so hängt es meist von 
der Einsicht und Qualität der Herrschenden ab, ob derselbe 
zu einer dauernden Entwicklung gelangt oder wie ein 
schnelles Strohfeuer verflackert. Sind die Herrschenden 
nämlich so beschaffen und haben sie Einsicht genug die 
Grundlagen ihrer Herrschaft, in erster Reihe also das 
unterworfene Volk zu schonen, es in staatserhaltendem Sinne 
zu leiten, dann wird eine dauernde Entwicklung an- 
gebahnt. Ist aber ihr wilder Sinn nur auf augenblicklichen 
Genuss und rücksichtslose Ausbeutung des Volkes gerichtet 
und schwächen sie auf diese Weise die Grundlagen der 
staatlichen Gemeinschaft, dann ist der Untergang des Ganzen 
unvermeidlich. 

Daher lässt sich auch zwischen primitiven und vor- 
geschrittenen Zeiten menschlicher Cultür mit Bezug auf 



*) Corp. jur. hung. I. Decreta St. Stephani. Vergl. auch die An- 
sicht Thomae d Acquin über ISt^Mit^ngrUndung in meinem Grundriss der 
Sociologie S. 128. INot«. 
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staatliche Gemeinschaften der Unterschied beobachten, dass 
in jenen, zumeist vorhistorischen Zeiten die Staatenbildungen 
sehr ephemer sind •, so leicht sie entstehen, so schnell ver- 
gehen sie. Dagegen haben die Staatsbildungen vorgeschrit- 
tener Cultur, also auch historischer Zeiten eine grössere 
Stabilität. Die Ursache dieser Erscheinung liegt darin, 
dass eine vorgeschrittene Cultur den Herrschenden mehr 
Hilfsmittel bietet ihre Herrschaft zu erhalten, während in 
primitiven Zeiten nach kurzem Ausbeutungsprocess der 
Unterworfenen auch die Herrschenden in Noth und Mangel 
gerathen und das verödete Land sammt der ausgesogenen 
Bevölkerung verlassen müssen, um anderwärts neue Unter- 
haltsmittel zu suchen. 

Ein solches Schauspiel des schnellen Auftauchens und 
Unterganges von Staaten bietet uns das ausserrömiscbe 
Europa in den ersten Jahrhunderten vor und nach unserer 
Aera bis zu den dauerhafteren Staatengrtindungen einer 
vorgeschrittenen Cultur gegen das Ende des ersten Jahr- 
tausends unserer Zeitrechnung. 

Dieses Umherschweifen kriegerischer Horden auf der 
Suche nach Ausbeute von Land und Leuten, diese rasch 
aufeinanderfolgenden Staaten-Gründungen und -Zerstörungen, 
dieses Durcheinanderwogen heterogener Stämme und Völ- 
kerschaften bildet eine Art Völkerchaos, aus dem in dem 
letzten Viertel des ersten Jahrtausends n. Chr. in Europa 
einige dauerhaftere. Staatengründungen hervorgegangen sind, 
die mit den immer reicheren Hilfsmitteln wachsender Cultur 
und staatlicher Erfahrung die Möglichkeit erlangten sich 
zu erhalten und zu stabilisiren. 
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§. 9. 

Aus alledem erklärt es sich zur Genüge, warum 

es überall die krieg erisdien^Horden.jsiiid^ die uns als Staaten- 

^grfindor begogncii^was eine so allbekannte Thatsache ist, 

dass es einer historischen Beweisführung nicht erst bedarf. 

So wie aber dieser Grund überall derselbe ist, so ist 
auch die Art und Weise, wie die kriegerischen Horden 
sich die Herrschaft verschaffen und dieselbe zu erhalten 
suchen, überall die gleiche, abgesehen von geringen Mo- 
dificationen, die aus örtlichen und zeitlichen Bedingungen 
stammen. So übt z. B. die verschiedene Art der Bewaff- 
nung einen Einfluss auf die Art der Kriegführung oder das 
numerische Verhältnis der zu bewältigenden Landesein- 
wohner einen Einfluss auf die Art und Weise ihrer Unter- 
werfung oder endlich die verschiedene Beschaffenheit des 
Terrains einen solchen auf die Maassregeln zum Zwecke der 
Erhaltung der Herrschaft, oder endlich der Umstand, ob die 
kriegerische Horde blos aus waffenfähigen Männern besteht, 
die auf Eroberungen auszogen oder aus einem mit Weib 
und Kind umherschweifenden Stamme. — Abgesehen aber 
von in Folge solcher Umstände herbeigeführten Modifica- 
tionen ist die Art und Weise, wie sich kriegerische Stämme, 
unkriegerische Ackerbauer oder Viehzüchter unterwerfen 
und über dieselbe herrschen, im Wesen immer gleich, weil 
sie aus der Natur der gegenseitigen Verhältnisse und Inter- 
essen mit Nothwendigkeit sich ergibt. 

Anmerkung. Charakteristisch für die Thatsache, wie hartnäckig 
sich oft der menschliche Geist ofFenkandigen Thatsachen verschliesst, ist 
der Umstand, dass trotz der unzähligen Beispiele der Entstehung des 
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Staates durch Eroberung und trotz des völligen Mangels an Beispielen 
anderer Entstehungsarten die Staatsphilosophen, noch mehr aber die Staats- 
juristen sich von jeher gesträubt haben, die erstere Entstehungsart an- 
zuerkennen und sich von jeher bemühten, die letztere plausibel zu machen. 
Und das thaten sie in dem Bestreben das „Rechtsprincip** des Staates 
zu retten. Dieser Rettungsversuch ist aber ganz überflüssig; denn der 
Staat bleibt nichtsdestoweniger eine Kechtpordnung, wenn er nur der 
Erzenger des Eechts ist, auch wenn er selbst nicht durch das Recht 
erzeugt wurde. Man muss in wissenschaftlichen Dingen so viel Achtang 
vor der Wahrheit haben, um dieselbe immer und überall ohne Rücksicht 
auf mögliche Missdeutungen derselben oder unrichtige Schlussfolgemngen 
aus derselben, zu bekennen; und man muss so viel Vertrauen in die 
Weltordnung haben, um ihr keine Scheusslichkeiten zuzumuthen und 
sicher zu sein, dass scheinbare Ungerechtigkeiten sich in der höheren 
Ordnung des Alls in eine erhabene Harmonie auflösen. Man darf 
also nicht wegen angeblicher Gefährdung des „Rechtsprincips^ im 
Staate die Wahrheit von Naturthatsachen, zu welchen die Entstehung 
der Staaten gehört, escamotiren wollen. Und doch war letzteres das 
Bestreben der allergrössten Zahl der Staatsrechtslehrer. Darum sei an 
dieser Stelle noch einmal kurz darauf hingewiesen, dass alle Sagen des 
Alterthums über Staatengründungen auf Eroberungen hinweisen. Ueber- 
aus charakteristisch ist die Sage von der Gründung Roms, weil in der- 
selben die Erinnerung sicherhalten hat, dass es räuberische Horden 
waren, welche den römischen Kriegerstaat gründeten. Und es ist offen- 
bar dieselbe Erinnerung, welche in den Schriften der Kirchenväter die 
Form annimmt, dass „primus terrenae civitatis conditorfuit fratridda*^. 
(Tom. Aquin XV. 5.) Auch der hl. Augustinus lässt den „irdischen Staat" 
aus dem Brudermorde entstehen (vgl. de civitate Dei), 

Ueberaus reich an Staatengründungen ist das europäische Mittel- 
alter, insbesondere das 5. Jahrhundert und da bietet sich uns denn eine 
grosse Beispielsammlung zur Illustration unserer Behauptung. Im Jahre 
409 gründen die kriegerischen Stämme der Vandalen, Sueven und Alanen 
Monarchieen in Spanien; 429 gründen die Vandalen einen Staat in 
Afrika; 414 die Burgunder einen Staat in Gallien; 416 gründen die 
Westgothen das aquitanische Reich in Südgallien, sodann ihr westgothi- 
sches Reich in Spanien auf den Trümmern des suevischen ; 450 gründen 
die Sachsen und Angeln unter Hengist und Horsa das angelsächsische 
Reich in Grossbritannien ; 476 Heruler unter Odoaker ihre Herrschaft 
in Italien; 486 die Franken unter Chlodwig das Frankenreich in Gallien. 
Im folgenden Jahrhundert gründen 568 die Longobarden unter Alboin 
ihr Reich in Italien; im 7. Jahrhundert gegen 678 überschreiten die 
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Balgaren unter Asparuch die Donau, unterwerfen sich slavische Stämme 
und gründen das Bulgarenreich. „Um die Mitte des 9. Jahrhunderts 
waren durch Warägerschaaren unter den uneinigen slavischen Stämmen 
am Wolschowstrom und am Dniepr mehrere Kriegsherrschaften errichtet 
worden ; durch Rurik und seinen Sohn Igor wurden sie zu einem Reiche, 
dem russischen vereinigt **. (Giesebrecht I. 2. 490.) 

Die Verhältnisse, welche sich zu Ende des Mittelalters zufolge 
solcher Staatsgründungen herausgebildet haben, charakterisirt Stuart 
Mi 11 folgendermassen : „Nach dieser neuen Ordnung der Verhältnisse 
bestand die Bevölkerung jedes Landes aus zwei Elementen, den Eroberem 
und den Unterworfenen. Die ersteren wurden die Eigenthümer des Grund 
und Bodens, die letzteren die Bebauer desselben. Selbstverständlich 
konnten diese letzteren nur dann auf dem Grund und Boden bleiben, 
wenn sie sich den schwierigen Beding^ungen, die ihnen durch die Ueber- 
macht auferlegt wurden, fügten". (Grundsätze der polit. Oekonomie, Einl.) 
Wenn allen diesen That'^achen und Zeugnissen gegenüber mein Grünhut*- 
scher Recensent als Beispiele von „Staaten" die nicht durch Eroberung 
entstanden sind, auf „Island und Graubündten" verweist, so hätte er 
doch zur Unterstützung dieser seiner Einwendung irgend eine historische 
Thatsache beibringen müssen. In seinen Behauptungen ist er kühn; 
Beweise aber bringt er nie bei. Nun merke er sich Folgendes. Erstens 
was Island betrifft. „Als nordische Wickinge, Beschreibt der überaus 
gewissenhafte und verlässliche Alterthumsforscher Prof. Franz Ferk 
(Ueber Druidismus in Noricum, Graz 1877. S. 28) im Jahre 874 auf Island 
erschienen, um sich hier ein Heim zu gründen, da stiessen sie auf christ- 
liche Mönche, die nicht Deutsche, sondern Kelten aus Irland, Iren 
waren. Wie diese, so zog sich auch die übrige keltische Bevölkerung, 
die vermuthlich dagewesen sein musste, gleich den Eskimos auf Grön- 
land, vor den Ankömmlingen in das Innere des Landes zurück.** 
So glatt also, wie das Recensent glaubt, wird es auch im Staate Island 
beim Zusammenstoss zwischen den Normannen und Kelten nicht abge- 
laufen sein. (Vergl. Are Thorgilson's Isländisches Landnamabok.) 

Was aber zweitens Graubündten anbelangt, so hat mein gegen- 
wärtig in der Schweiz weilender Recensent gewiss noch keine Zeit ge- 
habt, sich in der Geschichte seiner neuen Heimat so weit zu orientiren, 
um zu wissen, dass die ursprünglichen rätischen Bewohner Graubündtens 
von den Kelten (Bhaelos a Gallis pulsos. Plinius. 3. 20), diese sodann 
von Römern und diese endlich von deutschen Stämmen theils verdrängt, 
theils unterjocht wurden, für welche historischen Processe die gegen- 
wärtig in Graubündten gesprochene räto-romanische Sprache (Rumonsch) 
ein lebendiges Zeugnis abgibt. 
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§. 10. 

Aus diesen gleichen Verhältnissen und Interessen der 
Erobererstämme bei und nach der Eroberung folgt es offen- 
bar, dass wir bei ihnen allen ohne Rücksicht auf Herkunft 
und Abstammung ein ausgebildetes Königthum als Folge 
des überall gleichen Bedürfnisses nach einheitlicher Führung 
im Kriegszuge finden. Dieses Königthum ist aber beschränkt, 
namentlich in Friedenszeiten ; es wird immerfort daran 
erinnert, dass es nur zum Zwecke der Führung der Gleichen 
existirt und dass es die Rechte der Kriegsgenossen nicht 
verletzen darf. 

Nach der Einnahme eines eroberten Landes finden wir 
überall zum Zwecke der Theilung des Landes und Zu- 
weisung der Loose an die Krieger ein ideales Obereigen- 
thum des Königs statuirt, der so wie er Führer im Kriege 
war, nun als Vertheiler des Bodens functionirt. 

Doch functionirt er als solcher, um uns eines juristischen 
Ausdruckes zu bedienen, nicht zu eigenem Recht, sondern 
im Namen der Gesammtheit der Eroberer, deren Stimme 
und Rath er auf ihren Versammlungen hören muss. 

§. 11. 

Diese Versammlungen nun sind wieder immer 
und überall das unvermeidliche Corrolar der Landnahme 
durch die Eroberer und die Function derselben ist aus 
dem Grunde überall eine dauernde und erzeugt aus dem 
Grunde überall eine dauernde „staatsrechtliche" Institution, 
weil das Bedürfnis, welches die erste Landtheilung her- 
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vorgerufen hat, kein vorübergehendes ist, sondern perma- 
nent besteht. Denn erstens treten vermöge der Natur 
des menschlichen Lebens und des Lebens der einzelnen 
Genealogien von Zeit zu Zeit Vacanzen ein, wodann es 
sich um Wiederverleihung herrenlos gewordener Landloose 
handelt und zweitens begnügt sich ja keine Gesammtheit 
mit dem einmal Erworbenen, sondern trachtet ihre Macht 
und Besitzsphäre immer weiter auszudehnen, in Folge dessen 
die Function jener Versammlungen der Grossen und Edlen 
sich prepetuiren muss. Endlich treten ja zu dieser ur- 
sprünglichen Landloose vertheilenden Function derselben 
in der Folge alle anderen hinzu, welche sei es die Auf- 
rechthaltung der durch die Vertheilung geschaflfenen Ord- 
nung, theils die Vertheidigung derselben vor auswärtigen 
und inneren Feinden zum Zwecke haben. Alle diese Inter- 
essen und Bedtlrfnisse schaffen mit Nothwendigkeit und 
entwickeln immer mehr die Institution der Landtage und 
Reichstage. Die auf diese Weise ins Leben getretene In- 
stitution ist unzweifelhaft öffentliches Recht, denn durch 
ihren Bestand schafft sie sich ihr Recht, welches vorerst 
durch Uebung und Gewohnheit bestehend, schliesslich auch 
aufgezeichnet und in Gesetzesform statuirt wird. 

Anmerkung. Mit Unrecht würde man unserer obigen Darstellung 
der Entstehung und Entwicklung des Staates den Vorwurf der „Con- 
struction,** d. h. des Mangels thatsächlicher Grundlagen machen. 

Diesem häufig sich wiederholenden Vorwurf wollen wir hier begegnen. 
Derselbe kann unserer Darstellung sociologischer Thatsachen nur von 
denjenigen gemacht werden, welche zwischen willkürlichen abstracten 
und speculativen Constructionen und einer schema tischen auf That- 
sachen sich gründenden Darstellung nicht zu unterscheiden vermögen. 

Während nämlich die Construction auf a priori hingestellten Prin- 
cipien aufgebaut ist, wie das z. B. bei den deutschen Naturphilosophen 
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(SchelUng, Krause etc.) vorkommt, steht hinter jedem Worte der sche- 
matischen, sociologischen Darstellung ein Wald von Thatsachen. Die 
Sociologie aber kann sich gar keiner anderen Darstellung bedienen, weil 
sie sonst zu einer tabellarischen Aufzählung von Thatsachen, zu einer 
Sammlung von Materialien wird, wie sie uns Spencer in seiner „de- 
scriptiven Sociologie," Albert Post oder Bastian in ihren so schätzbaren 
dem Zwecke der Zusammenstellung des Materials gewidmeten Werken 
bieten. Sobald aber die Sociologie zur Formulirung ihrer allgemeinen 
Erkenntnisse fortschreitet, so muss sie sich der schematischen Darstellung 
bedienen. Diese Nothwendigkeit und Unvermeidlichkeit der schematischen 
Darstellung theilt sie mit allen Naturwissenschaften. Denn auch der 
Geologe, wenn er die Art des Ueberganges der einzelnen Perioden der 
Erdbildung bespricht verfahrt nothwendigerweise schematisch, weil er 
keine individuellen Thatsachen anführt, sondern das aus zahlreichen That- 
sachen der Erfahrung abstrahirte allgemeine Schema, Und auch der 
Zoolog der z. B. den Generationenwechsel einiger Arten von Lebewesen 
schildert, gibt uns keine individuellen Lebensbeschreibungien 
einzelner beobachteter Thierexemplare, sondern den auf zahllosen 
Thatsachen der Erfahrung gestützten typischen, sozusagen begrifflichen 
Verlauf. Man kann daher schematische Darstellung des Sociologen mit 
der Beweisführung des Mathematikers vergleichen, dessen auf die Tafel 
gezeichneten Linien und Flächen auch keine Wirklichkeit darstellen und 
dennoch begriffliche Wahrheiten enthalten. 



§. 12. 

Königthum, Auftheilung des Landes unter die Sieger 
und Versammlungen der Grössen sind nun das erste Stück 
öflFentlichen Rechts, welches im neu gegründeten Staate 
entstanden ist. An diesem Stücke können wir die sociale 
Entstehung des Rechtes überhaupt beobachten. 

Fragen wir nämlich, wie dieses „Staatsrecht", welches 
in der Auftheilung des Grundeigenthums unter die herr- 
schende Classe, in der Aufrechthaltung der Heerführer- 
schaft als Königthum, in dem dem Könige zuerkannten ide- 
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alen Obereigenthum über den gesaramten Grund und Boden, 
in seiner Verpflichtung den herrenlos gewordenen Besitz 
wieder zu verleihen, in der periodisch wiederkehrenden 
Versammlung des Parlaments und in den Befugnissen des 
letzteren besteht, wie dieses „Staatsrecht^ entstand, so ist 
die einzige erschöpfende und befriedigende Erklärung, dass 
dasselbe in Folge des moralischen Gegendruckes entstehen 
musste, welche die Masse der unterworfenen Bevölkerung 
auf die herrschende Classe übte. Denn nur die Sorge um 
die Aufrechthaltung ihrer Herrschaft, nur die Furcht, dass 
eine Fahrlässigkeit in dem geeinten Vorgehen gegen die 
Unterworfenen die Lockerung der ganzen Organisation zur 
Folge haben könnte, schafft und erhält dieses Stück öffent- 
lichen Rechtes. Und dasselbe Motiv wirkt noch bei weitem 
kräftiger und einschneidender auf die Gestaltung des zweiten 
Stückes dieses öffentlichen Rechts, welches die Normirung 
des Verhältnisses des einzelnen Herrn gegen seine 
Hintersassen umfasst. Da wirkt der gleiche Selbsterhal- 
tungstrieb auf die ganze Haltung der einzelnen Grund- 
eigenthümer, die durch ihre wirthschaftlichen Bedürfnisse, 
durch ihre herrschende Stellung wie auch durch die aus 
der letzteren sich ergebenden Gefahren zu einer Reihe von 
Massregeln gegenüber ihren Hintersassen gedrängt werden, 
deren gewaltsame Durchführung zuerst und deren friedliche 
Befolgung sodann seitens der Beherrschten, das rechtliche 
Verhältnis zwischen letzteren und ersteren ins Leben ruft. 
So ist denn dieses zweite Stück öffentlichen Rechts 
ebenfalls nicht anders als aus dem Druck und Gegendruck 
zweier socialen Gruppen entstanden und ist nichts anderes 
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als die momentan sich ergebende Grenzlinie der beiderseits 
sich zur Geltung bringenden Macht. 

§. 13. 

Auf andere Weise aber ist nie ein Recht 
entstanden und kann auch keines entstehen. Man werfe 
nur einen Blick auf die parlamentarische Gesetzgebungs- 
arbeit unserer Tage. Auf welche Weise entsteht hier ein 
Gewerberecht, ein Fabriksrecht, ein Arbeiterschutzrecht 
u. s. w.? 

Immer ist es der Druck und Gegendruck zweier inte- 
ressirten Parteien als Vertreter ihrer socialen Gruppen, der 
sich in Forderung und Weigerung ausdrückt, zwischen 
welchen im mühsamen parlamentarischen und ausserparla- 
mentarischen Kampf endlich jenes Compromiss, jene gegen- 
seitige Abgrenzung der Machtsphären, jenes Recht zu 
Stande kommt. Das ist die sociale Genesis des Rechts. 

Sollen wir dieselbe durch ein Beispiel illustriren, so 
denke man sich zwei sich feindlich gegenüberstehende 
Heere in entwickelter Gefechtslinie, die um ein zwischen 
ihnen liegendes Ten*ain kämpfen. Beiderseits rücken di 
einzelnen Abtheilungen vor nach Maassgabe der Terrain- 
beschaffenheit und ihrer eigenen Kraft. Nach harten Käm- 
pfen auf der ganzen Linie auf beiden Seiten, bleiben die 
einzelnen beiderseitigen Truppentheile in den von ihnen 
occupirten Positionen, die einen mehr vorwärts, die anderen 
mehr nach rückwärts. Jene Zickzacklinie, in welcher sie 
momentan stehen blieben und die etwa durch beiderseitige 
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Waffenstillstandunterhändler Consta tirt wird, das ist das 
social entstandene Recht. 

Oder denken wir uns einen physikalischen Apparat, 
in welchem zwei elastische Körper von verschiedenen 
Härtegraden mit übermächtiger Gewalt aneinander gepresst 
werden ; je nach dem Härtegrade nun der beiden Körper 
wird sich zwischen ihnen eine Contactslinie herausbilden, 
die dem einen ein grösseres, dem anderen ein geringeres 
Volumen oder aber beiden ein gleiches oder ein an den 
Contactflächen ungleich gestaltetes Volumen gewährt; diese 
Grenzlinie zwischen den beiden Körpern, die durch über- 
mächtige äussere Gewalt aneinander getrieben wurden, 
ist das Bild des social entstandenen Rechts. Den ent- 
wickelten Staat aber müssen wir uns als einen solchen 
Apparat denken, in welchem nicht nur zwei, sondern 
gleichzeitig eine Mehrzahl solcher heterogener Körper von 
verschiedener Consistenz durch übermächtige äussere Kräfte 
aneinander gepresst wurden, in Folge dessen zwischen 
denselben nicht nur eine Contactslinie, sondern ein ganzes 
System von verschiedenartig gekrümmten und gewundenen, 
geraden und Zickzacklinien entstehen, welche alle durch die 
verschiedenen Härtegrade der einzelnen Körper bedingt sind ; 
das ist das System des zwischen den socialen Gruppen im 
Staate geltenden Rechts. 

§. 14. 

Gewiss, es liegt in der Natur der Rechtslehre, nament- 
lich der Privatrechtölehre, dass sie von einem Einfluss der 
Macht auf die Gestaltung der Rechtsinstitute nichts wissen 
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will, — '■ und dass sie folgerichtig auch jede ursprüngliche 
Wirksamkeit der Gewalt als eines Factors der Staatsgrün- 
dung und mittelbar der Rechtserzeugung perhorrescirt. 
Gewalt und Recht sind ihr unversöhnliche Gegensätze, wie 
Feuer und Wasser und sie wird es nie zugeben, dass das 
eine aus dem andern oder durch Zuthun des andern ent- 
standen wäre. 

Das sociologische Problem des üeberganges der Gewalt 
in Recht erinnert denn auch vollkommen an ein ähnliches 
Problem in der Naturwissenschaft: des üeberganges der 
anorganischen Substanz in organische. 

Steht man auf dem Standpunkt der modernen Evolu- 
tionslehre, so muss man consequenterweise zu der Annahme 
der Möglichkeit und Wirklichkeit eines solchen üeber- 
ganges gelangen, weil sonst der Schöpfungact aus der Natur- 
wissenschaft nicht eliminirt, sondern auf einen früheren 
Zeitpunkt hin verlegt würde. 

Nun berufen sich die Gegner der Evolutionstheorie 
darauf, dass es bisher noch nicht gelungen ist, einen solchen 
üebergang experimentell oder in der Naturbeobachtung 
festzustellen. Die Evolutionisten aber haben auf diesem 
Punkte allerdings einen schweren Stand und es bleibt ihnen 
wohl nichts übrig, als den Nachweis der Möglichkeit eines 
solchen üeberganges der zukünftigen Forschung zu über- 
lassen, bis dahin aber aus zwingenden logischen Gründen an 
ihrer Annahme festzuhalten. 

Eine ähnliche Rolle nun wie obiges Problem in der 
Naturwissenschaft, wird lange noch in der Sociologie und 
Rechtsphilosophie das Problem des üeberganges von der 
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Gewalt zum ßecht spielen, trotzdem letzteres bei weitem 
nicht so schwierig ist, wie das erstere. Und zwar ist es 
deswegen nicht so schwierig, weil wir diesen üebergang 
noch immer' in der lebenden Gegenwart beobachten können 
und beglaubigte Geschichte uns doch unzählige Belege 
dafür bietet Wenn wir auch von der Entstehung der 
Staaten absehen wollen, die nie ohne Gewaltanwendung 
vor sich ging, so liefert doch jede Verfassungsgeschichte 
der Beispiele des Ueberganges von Gewalt zu Recht genug. 
Wie lange ist's denn her, dass man in Deutschland vom 
gewaltsamen und rechtlosen Soldatenpressen zur rechtlich 
und gesetzlich begründeten Wehrpflicht jedes Staatsbürgers 
überging und was dergleichen Beispiele mehr sind. 

Die Juristen allerdings stellen sich so, als ob das Pri- 
vatrecht, weder je einer so „rechtlosen" Quelle entsprun- 
gen wäre, noch irgend wie die Spuren eines solchen grösseren 
Druckes und schwächeren Gegendruckes einzelner Gruppen 
im Staate verrathen würde, als ob das Privatrecht einfach 
die Regelung der Verhältnisse gleicher und gleichfreier 
Individuen wäre, doch ist das nur eine Gedankenlosigkeit 
von Juristen, die in der Scholastik und Casuistik aufgehen, 
die gross zu sein pflegen im Kleinen und klein im Grossen. 

Denn das mögen sie sich gesagt sein lassen, es gibt 
nicht ein einziges Institut des Privatrechts, das nicht die 
deutlichen Spuren an sich tragen würde, dass es nicht nur 
auf diese Weise, aus Druck und Gegendruck socialer 
Gruppen, hervorgegangen wäre und das nicht heutzutage 
noch in der vortheilhafteren Stellung der mächtigeren 
Gruppe das unvermeidliche Kainsmal jedes Rechts an der 

Onmplowicz, Die sociologische Staatsidee. 8 
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Stirne trüge. Die Juristen allerdings die glauben steif und 
fest dass z. B. das Familienrecht, da es doch heutzutage 
für alle gleich ist, keineswegs aus einem solchen gewalt- 
samen socialen Processe hervorgegangen sein kann. Daran 
denken sie nämlich nicht, dass sich in der ungleichen und 
minder vortheilhaften Stellung der Frauen, jene ü eber- 
macht der Männer documentirt, welche durch dieses Recht 
ihre Herrschaft über das schwächere Geschlecht befe- 
stigten. Und worauf weist denn das dem Besitz als 
solchem eingeräumte Vorrecht hin, wenn nicht auf die 
Uebermacht der Besitzenden, welche sie den besitzlosen 
Classen gegenüber als Recht statuirten? 

Dass gelegentlich einmal auch in der staatlichen 
Ordnung ein besitzloser Dieb oder Betrüger dieses Vorrecht 
für sich geltend machen kann, das ist nur eine Consequenz, 
welche die besitzende Classe dem Principe zu Liebe mit 
in den Kauf nehmen muss; doch wer kann es leugnen, 
dass unser gesammtes Besitz- und Eigenthumsrecht in jedem 
Detail dieses Herrschaftsgepräge an sich trägt, das ihm 
einst die Besitzenden und Herrschenden aufdrückten? Und 
unser ganzes Schuldrecht? Entstammt es nicht offenbar 
einer Zeit, wo sich diejenigen die Darlehen geben konnten 
und diejenigen, die entlehnen mussten, wie festgeschlossene 
Classen gegenüberstanden? 

Zeigt nicht das grausame Schuldrecht der Römer, dass 
es aus den Festsetzungen einer heterogenen socialen Gruppe 
einer anderen Gruppe gegenüber hervorgegangen? Und ist 
nicht bei uns erst unlängst eine der letzten Grausamkeiten 
dieser Normen — die Schuldhaft — abgeschafft worden, 
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welche ursprünglich nur als raffinirtes, unmenschliches 
Kampfmittel durch die Uebermacht einer Cksse gegen die 
andere eingeführt werden konnte? 

§. 15. 

Alle solche in unserem Privatrecht enthaltenen leben- 
digen Zeugnisse, dass „die Rechtsordnung nichts als eine 
Summe von dauernd anerkannten Machtverhältnissen" sei*), 
hat unlängst Anton Menger zusammengestellt. Der Ge- 
danke war nicht neu. Die Zusammenstellung ist interes- 
sant. Was aber unbegreiflich ist, dass ein Rechtslehrer so 
sehr die Natur alles Rechts verkennt, dass er überall da 
über Ungerechtigkeit und Gewaltherrschaft klagt, wo er 
in den Rechtssatzungen ihr ewiges Element erkennt, 
das eben nichts anderes ist, als — „die Ordnung der Un- 
gleichheit''.**) Will Meng er etwa die Frauen im Rechte 
den Männern gleichstellen, will er die Vorrechte des Besitzes 
aus den Gesetzbüchern ausmerzen, will er das private und 
persönliche Eigenthum aufheben, will er die Lage der 
arbeitenden Classen bis zu jenem Niveau erheben, wo es 
die Arbeitgeber vorziehen würden Arbeiter zu werden, will 
er alle diese „Ungerechtigkeiten" aufheben, dann hebe er 
den Staat auf, der nichts anderes ist, als die durch sociale 
Ungleichheit ermöglichte Sicherstellung der Existenz der 
Gesammtheit. 



*) Anton Menger : Das bürgerliche Recht und die besitzlosen Volks- 
classen. 1890. S. 105. 

**) Vergl. Rechtsstaat und Socialismus u. S. 134 ff. 

8* 
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Denn das ist des Pudels Kern. Entweder Staat oder 
Anarchie; ersterer setzt die ungleichen Bedingungen 
fest, unter denen ein Gemeinschaftsleben möglich ist; 
letztere den Mangel jeder staatlichen Ordnung ; da werden 
allerdings keine „Ungleichheiten und Ungerechtigkeiten" 
festgesetzt, ergeben sich aber desto wuchtiger aus dem 
„sinnlosen Walten roher Kräfte." Und weil dieser letztere 
Zustand für die Menschen unerträglich ist, so war immer 
und überall das Ende des anarchischen Liedes wieder der 
Staat mit seiner Ungleichheit. 

Sonderbar, dass Menger den logischen Widerspruch 
nicht merkt, der zwischen der von ihm gegebenen oder 
eigentlich recipirten Begriffsbestimmung der„Rechtsordnung", 
welche der Staat darstellt und den von ihm aufgestellten 
Forderungen an den Staat obwaltet. 

Denn entweder ist der Staat eine „Summe von dau- 
ernd anerkannten Machtverhältnissen" oder er ist es nicht. 
Ist er es, was auch Menger anerkennt, dann ist ihm die 
Ungleichheit immanent. Denn „Machtverhältnisse" kann 
es nur da geben, wo Ungleichheit herrscht ; wo vollkommene 
Gleichheit herrscht, da kann ja von Machtverhältnissen nicht 
die Rede sein. In jenen primitiven Menschengruppen, von 
denen uns noch hie da Reisende berichten, wo alle Indi- 
viduen gleich sind, gibt es ja keine Machtverhältnisse. 
Wollte man vollkommene rechtliche Gleichheit zwischen 
Mann und Frau, zwischen Besitz und Nichtbesitz u. s. w., 
so müsste man alle Machtverhältnisse aufheben, also auch 
ihre „Summe", also auch die „Rechtsordnung", die der 
Staat rcpräsentirt. Es ist also die Forderung der Aufhebung 
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dieser Ungleichheit, die Forderung der Aufhebung des 
Staates. Tertium non datur. 

Damit soll nicht gesagt sein, dass nicht auch in dem 
modernen Staat noch sehr Vieles verbesserungsbedürftig 
und vervoUkommnungsföhig sei, nur darf man nicht glauben, 
dass es je einen Staat ohne Herrschaft geben werde und 
eine Herrschaft ohne Ungleichheit zwischen Herrschenden 
und Beherrschten. Diese Quadratur des Zirkels zu finden 
wird auch Wiener Professoren nicht gelingen, es wäre denn, 
dass sie vielleicht im Stande sind folgendes Problem zu 
lösen: ein Fass mit Häringen vollpacken auf diese Weise, 
dass alle von obeii auf zu liegen kommen. 

§. 16. 
Oder sind wir vielleicht doch im Irrthum? Gibt es 
nicht Leute, die diese Quadratur des Zirkels schon längst 
gefunden haben? Allerdings glauben die Juristen die 
Formel der Lösung dieser Aufgabe schon längst aufgestellt 
zu haben. Sie lautet sehr einfach : nur das Gr e s e tz herrscht ; 
unter der Herrschaft des Gesetzes sind alle gleich und der 
Monarch ist der erste Diener des Gesetzes. Das ist sehr 
schön gesagt; wem eine Phrase genügt, wo ein Gedanke 
fehlt, kann sich damit zufrieden geben. Ein Gesetz aber 
muss erstens von Jemandem erlassen und zweitens von 
Jemandem ausgeführt werden. Diese beiden Jemande sind 
keineswegs gleichgiltige Nebenpersonen und wenn sie gar 
in einer Person vereinigt sind, wie das ja sogar in Re- 
publiken vorzukommen pflegt, so sind sie beinahe mehr 
wie das Gesetz. Nennen wir nun diese vereinigten zwei 
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Jemande, ohne die kein Gesetz erlassen und keines aus- 
geführt werden kann^ Präsident, Monarch oder kurzweg 
Obrigkeit, so lautet die Frage, welche die Juristen nicht 
zur Ruhe kommen lässt, einfach, wer herrscht im Staate: 
Gesetz oder Obrigkeit? Die Juristen beantworten nxm diese 
Frage je nachdem sie Republikaner oder Monarchisten sind, 
entweder in der einen oder anderen Richtung ; den ersteren 
ist das Gesetz oberster Herrscher, den letzteren ist y^volun- 
tas regia suprema tea?." Keine dieser Antworten ist wissen- 
schaftlich begründet. 

Die erstere enthält einen Widerspruch. Denn ein Ge- 
setz ist keine Offenbarung; es fällt nicht vom Himmel; es 
setzt einen Gesetzgeber voraus, der es sanctionirt und er- 
lässt und diese Thätigkeit gegebenenfalls auch unterlassen 
könnte ; der aber auch das sanctionirte imd erlassene Gesetz 
unter Umständen modificiren oder aufheben kann. Femer 
kann es kein Gesetz geben, welches für immer, unter allen 
Verhältnissen, einen unzweifelhaften Sinn offenbaren wtirde. 
Daran ist die ünvollkommenheit der menschlichen Sprache 
und die unendliche Verschiedenheit der concreten Ver- 
hältnisse schuld, die kein Gesetzgeber voraussehen kann. 
Die Anwendung und Ausführung des Gesetzes setzt also 
wieder jemanden voraus, der in letzter Instanz dasselbe 
erklärt, also unter Umständen immer neu schafft und 
nach seiner Erklärung ausführen lässt. 

Unter so bewandten Verhältnissen nun herrscht offen- 
bar nicht das Gesetz, sondern derjenige, der alle diese Ope- 
rationen mit dem Gesetze vornehmen und auch die Wir- 
kungen des bestehenden Gesetzes jedesmal aufheben kann. 
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Das wäre nun in monarchischen Staaten der Monarch? 
Scheinbar und formal allerdings. Und diese Form ist so 
klar, dieser Schein so trügerisch, dass nicht nur die grosse 
Menge den Monarchen mit dem Staate identificirt, sondern 
dass es auch Monarchen gegeben hat, die da glaubten 
„L'etat c'est moi.*' Wo immer sich aber eine solche Wahn- 
Idee im Kopfe Yon Dynasten festsetzt, dort säumt die Ge- 
schichte nicht, die nöthige Correctur vorzunehmen; sie hat 
auch in Frankreich den Beweis geliefert, dass der Staat 
bestehen bleibt, auch wenn die Nachkommen des Mon- 
archen „L'^tat c'est moi'^ im Exile schmachten. 

Denn nie und nimmer darf der Monarch mit dem 
Staate verwechselt werden; in der sociologischen Staats- 
idee ist für eine solche mit dem Staate sich indentüici- 
rende Monarchie kein Platz, und zwar aus folgenden Er- 
wägungen. 

§. 17. 

Wie hoch auch die Herrscher stehen, so stehen sie doch 
nicht ausserhalb der Gattung „Mensch'*. Die Willensbildung 
geht auch bei ihnen, wenn sie normal sind, nicht anders 
vor sich wie bei allen anderen normalen Menschen. Der Wille 
nun des normalen Menschen bildet sich unter dem Einfluss 
von Motiven und zwar derart, dass die stärksten Motive 
den Ausschlag geben. Die Motivenbildung aber ist keines- 
wegs ein individueller Process, sondern ein socialer, d. h. 
ein solcher, der unter Einwirkung und Rückwirkung, unter 
Action und Reaction zwischen dem Individuum und seiner 
Gruppe vor sich geht. Daher sind auch die stärksten 
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Motive im Menschen nicht persönliche, sondern sociale, d. h. 
solche, die aus den Einflüssen seiner Gruppe auf ihn und 
aus seiner Rücksichtnahme auf dieselbe in ihm entstehen. 

Das stärkste sociale Motiv aber jeder Gruppe ist das 
der Selbsterhaltung und von der Stellung der socialen 
Gruppe im Staate hängt es ab, welche Massregeln dieses 
Motiv ihren Mitgliedern dictirt. 

Die höchste herrschende Gruppe im Staate hat nun 
offenbar zum Zwecke der Selbsterhaltung das grösste Inter- 
esse an der Erhaltung des Staates, weil ihre ganze sociale 
Stellung von der Erhaltung desselben abhängt. 

Dieses Streben aber der Mächtigsten im Staate nach 
Selbsterhaltung und Erhaltung des Staates, in dem sie die 
herrschende Stellung einnehmen, concentrirt sich unbewusst 
im Herrscher, den sie umgeben und erzeugt in ihm die 
stärksten, seine Willensbildung entscheidend beeinflussenden 
Motive. Daher ist es der Wille dieses socialen Kreises, der 
im Herrscherwillen zum Ausdruck gelangt. 

Diese sociologische Wahrheit haben mit ganz richtigem 
Instincte die herrschenden Classen der europäischen Monar- 
chieen erkannt, indem sie sich auf die Wahl der Um- 
gebung des Monarchen von jeher einen gesetzlichen Ein- 
fluss sicherten. Sie fühlten es ganz richtig, dass die Um- 
gebung die Willensbildung des Monarchen beeinflusse und 
dass Männer aus ihrer Mitte keine andere Willensrichtung 
haben können, als diejenige, die sich aus den stärksten 
socialen Motiven ihrer Classe und ihres Standes ergibt. 

Daher ist es vollkommen richtig, dass es der Wille 
der herrschenden Classen ist, welcher in dem Willen des 
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Monarchen zum Ausdruck kommt und im Staate herrscht. Mit 
dieser Thatsache aber ist vollkommen vereinbar die formale 
Richtigkeit des Satzes y^voluntas regis suprema lex^^ nur darf 
dabei nicht ausser Acht gelassen werden, wie die ^voluntas 
reffis^ zu Stande kommt, was sie eigentlich ist und was sie 
thatsächlich enthält. 



Drittes Capitel. 

Der Constitutionalismus und die Entwicklung 

des Staates. 

§. 18. 

Aus obigen Ausführungen ist ersichtlich, dass der Con- 
stitutionalismus im Grunde genommen nichts anderes ist 
und nichts anderes anstrebt, als die gesetzliche Regelung 
der Willensbildung des Monarchen. Dass der Monarch 
nichts anderes wolle, als was im Interesse der herrschenden 
Classe liegt, das ist der Zweck des Constitutionalismus, 
dessen Erreichung durch Berufung von Ministem, nach dem 
Sinne dieser Classe, sichergestellt wird. Dieser Constitu- 
tionalismus ist keine Erfindung des 18. oder 19. Jahr^ 
hunderts, er entwickelte sich in den europäischen Staaten 
seit dem Ende des Mittelalters; er blühte in England; er 
entwickelte sich unter der Mitwirkung ständischer Ver- 
sammlungen ; er war heimisch in Oesterreich ; er erreichte 
einen hohen Grad von Vollkommenheit in Ungarn und Polen. 

Allerdings monopolisirten damals meist enge Kreise 
privilegirter Classen den constitutionellen Einfluss auf die 
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Willensbildung der Monarchen; das war aber nur die natür- 
liche Folge des Umstandes, dass Besitz und Herrschaft in 
den Händen dieser Classen sich befanden. 

Die ganze Entwicklung des modernen Constitutiona- 
lismus ist denn auch nur die Folge der in der Neuzeit 
stattgefundenen Verschiebung der socialen Machtverhält- 
nisse in den modernen Staaten. 

Jeder neue sociale Kreis, der sich einen Antheil an 
socialer Macht erringt, wie z. B. der Stand der Industriellen, 
der Capitalisten, der Gewerbetreibenden etc. trachtet nun 
auch sein Theil an Einfluss auf die obersten Entscheidungen 
im Staate zu gewinnen. Und diesem Zwecke dienen die 
modernen Parlamente, in welche immer neue sociale Kreise 
Aufnahme anstreben, theilweise dient ihm auch die Presse. 
Worauf ist es denn abgesehen bei all den parlamentarischen 
und bei der stets wachsenden Flut von Zeitungs-Defoatten? 
Auf die Bildung von j,Meinungen"j die in letzter Linie als 
Motive auf den entscheidßnden Willen einen Einfluss 
ilben sollen. Die moderne Entwicklung des Constitutio- 
nalismus mit der wachsenden Vertretung des Volkes, 
die an der Gesetzgebungsarbeit und an der Controle der 
Verwaltung theilnimmt, bildet also allerdings eine grössere 
Garantie, dass die obersten Entscheidungen in staatlich^i 
Dingen nicht etwa ephemeren Interessen enger Kreise ent- 
sprechen, wie das häufig in absoluten Monarchieen der Fall 
ist; sie bietet bei der Freiheit der Rede und der Presse 
eine Garantie, dass wichtige Volks- und daher Staatsinteressen 
bei der Bildung der obersten Entscheidungen nicht unbe- 
achtet bleiben, sie stellt aber andererseits an die Regierungen, 
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welche in dem System der vielfnchen Siebe, durch weiche 
die „öffentliche Meinung" durchgeseiht wird, das letzte Sieb 
bilden, die höchste Anforderung, die Spreu von dem Korne, 
den werthlosen Sand von dem echten Golde zu sondern. 

§. 19. 
Die Systeme nun nach welchen diese Siebapparate 
aufgestellt werden, sind manigfach; die Arbeit der Grold- 
wäscherei, welche aus dem schmutzigen Schlamme der 
Parteiinteressen das echte Gold staatsmännischer Weisheit 
auszusondern versteht, ist überaus schwierig, insbesondere 
im modernen Staate, wo der „öffentlichen Meinung'^ alle 
Schleussen geöffnet werden, durch die sie in das enge Bett 
staatlicher Gesetzgebungs- und Verwaltungsarbeit einströmt 
und wo es gilt die trüben Fluten, damit sie die Arbeit 
nicht stören, einzudämmen oder abzuleiten. Nun sind aller- 
dings in diesen complicirten Siebapparaten auch Vorrich- 
tungen getroffen, welche den Zweck haben, solche oberste 
Siebe, wenn sie schlecht functioniren, durch besser functio- 
nirende zu ersetzen, nur muss man nicht glauben, dass 
solche Vorrichtungen in allen Staaten nach einem einzigen 
alleinseligmachenden Systeme gebaut sein müssen. Diese 
Systeme können verschieden sein, wie denn auch die Wahl- 
systeme und die Einrichtung der Parlamente den Bedürf- 
nissen der einzelnen Staaten angepasst sein können. In den 
einen Staaten mögen jene Vorrichtungen durch den Druck 
der parlamentarischen Majoritäten automatisch in Bewegung 
gesetzt werden, wie z. B. in England; in anderen Staaten 
mag bald der Regierung; bald dem Monarchen ein grösserer 
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oder geringerer selbständiger Einiluss auf den Austausch 
dieses letzten Siebes zustehen; in noch anderen mag in 
solch' kritischen Momenten ein „Königsreferendum" einge- 
richtet werden — alle diese Einrichtungen haben nur einen 
Zweck : zu verhüten, dass der entscheidende Wille im Staate 
ein persönlicher, individueller Wille sei. Vielmehr muss 
dieser höchste Wille jedenfalls ein socialer Wille sein, d. h. 
auf die Art und Weise erzeugt werden, wie es in jedem 
einzelnen Staate die darauf gerichtete historische Entwick- 
lung des Constitutionalismus, sei es durch Herkommen, sei es 
durch Gesetz vorschreibt. Ist einmal dieser Wille auf diese 
Weise zu Stande gekommen, dann ist allerdings gegen die 
Worte: regis voluntas suprema lex nichts einzuwenden, wo- 
bei noch ins Gewicht fallt, dass ohne diese voluntas regis 
im constitutionellen Staate überhaupt kein Gesetz zu Stande 
kommen kann. 

§. 20. 

Von den Elementen, aus denen die sociologische Staats- 
idee sich zusammensetzt, haben wir bisher zwei besprochen : 
die Entstehung des Staates und die Monarchie. Das dritte 
Element aber dieser Idee ist die Entwicklung. Man kann 
weder den Staat noch irgend eine der Erscheinungen, die er 
zu Tage fördert verstehen und auch nicht das Recht, wenn 
man diese Entwicklung nicht begi'eift, wenn man sich nicht 
Rechenschaft geben kann darüber: a) woher sie stammt? 
h) worin sie besteht und c) in welcher Richtung sie verläuft? 
Wir wollen uns darüber zunächst kurz äussern und sodann 
unsere Ansicht zu begründen suchen. Die Entwicklung 
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des Staates ergibt sich mit Nothwendigkeit aus der Art 
seiner Entstehung — denn aus dem Zusammenstoss des 
Heterogenen folgt der Kampf um Herrschaft und Macht, 
aus dem Kampf folgt eine Regelung der jeweiligen Grenzen; 
aus der Sonderung und Arbeitstheilung folgt die Poten- 
zirung der Kräfte der einzelnen Gruppen und fortwährende 
Erneuerung des Kampfes auf höherer Stufe, mit immer 
neu folgenden Regelungen der Grenzen der einzelnen Macht- 
sphären, worin eben das Wesen der Entwicklung liegt. — 
Ihre Richtung aber geht in dem ewigen Hinaufströmen 
des Unteren und Untersten und in dem verhältnismässigen 
Versiegen und Verschwinden des Obersten, wodurch eine 
ewige, nie endende sociale Strömung erzeugt wird, in der 
sich die Gerechtigkeit, der Weltgeschichte manifestirt, die 
einzige Gerechtigkeit, die es auf Erden gibt, deren Urtheile 
die Jahrtausende verkünden. 

«) 

Wir sprachen schon oben von dem Zusammenstoss und 
dem Kampf. In der einheitlichen und gleichheitlichen Horde 
gibt es keinen Elampf. Wie das Rudel Wölfe die Menschen 
sucht, die Pferde anfällt, auf die Schafherde sich stürzt, 
aber unter einander Frieden hält: so die einheitliche und 
gleichheitliche Horde. Wenn ihr aber keine Fremden in 
den Weg kommen ? — dann gibt es keinen Zusammenstoss, 
dann gibt es keinen Kampf, dann gibt es keine Entwicklung. 
Dann nährt sie sich Jahrtausende so gut es eben geht von 
Früchten und Wurzeln, oder von Fischen und Schalthieren 
oder jagt Jahrtausende ihr Wild und bleibt im stagni- 
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renden Zustande des Naturvolkes. Die Völkerkunde bietet 
uns unzählige Beispiele solcher „friedlichen" Völker; sie 
bleiben auf der Stufe der Affen ; sie kennen keinen Krieg, 
keine Führung, keinen Befehl, keinen Zusammenstoss mit 
Fremden, sie „beuten nicht aus" und werden nicht „aus- 
gebeutet," sie kennen keine Ungleichheit; ihre Freiheit 
ist unbeschränkt; sie sind die vollkommensten — Affen. 

Aus diesem thierähnlichen Zustande rettet die Menschen 
nur — Uebermacht und Gewalt anderer Menschen. 

Die Rolle, welche Uebermacht und Gewalt in der Ge- 
schichte der Menschheit spielt, wird von jenen bedeutend 
unterschätzt, welche glauben, dieselbe aus der socialen Welt 
eliminiren zu können ; und doch liegt in denselben eine ele- 
mentare Kraft, ohne deren Wirken weder Staaten gegründet, 
noch Staaten erhalten werden können. 

Mit unvermeidlicher Nothwendigkeit wird die Gewalt 
beim Zusammenstoss heterogener socialer Elemente ausgelöst. 
Mögen es die Europäer versuchen, europäische Cultur und 
Gesittung nach Afrika zu tragen — auf gütlichem Wege ! — 
Nie hat menschliche Geschichte einen Schritt vorwärts ge- 
than, und wird nie einen solchen thim, ohne Beihilfe dieser 
elementaren Kraft. 

In der staatlichen Ordnung aber ist sie in gebundenem 
Zustande enthalten; nach jenem physikalischen Gesetze, nach 
dem keine Kraft je verloren gehen kann, ist sie in der staat- 
lichen Ordnung in HeiTschaft und Verwaltung umgesetzt 
und muss immer wieder in ihrer ursprünglichen Form her- 
vorbrechen, so oft anarchische Gelüste die staatliche Ordnung 
gefährden. Diese staatengründende elementare Kraft ver- 
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schwindet nie; sie schlummert in der Rechtsordnung des 
Staates in gebundenem Zustande, um im Nothfalle immer, als 
staatserhaltende und staatsrettende Macht an's Tageslicht 
zu treten. 

h) 

Auf welchem Wege immer der Zusaramenstoss erfolgt, 
sobald es einer Gruppe gelingt, einen Zusammenhalt her- 
zustellen — der nur durch Unterwerfung und Befehl, durch 
Gewalt und Uebermacht hergestellt werden kann — beginnt 
die Entwicklung. Eine Entwicklung zunächst der Macht 
der Herrschenden und ihrer Herrschaft über die Unter- 
worfenen; sodann des Widerstandes dieser letzteren, ihres 
Vordringens nach Oben, in die Reihen der Herrschenden. 
Folgen dem ersten Zusammenstoss weitere mit auswärtigen 
Gruppen, die friedlich durch Einströmung Fremder oder 
kriegerisch durch Eroberung weiteren bevölkerten Gebietes 
oder durch siegreiches Eindringen Fremder herbeigeführt 
werden können: so wird die Entwicklung immer reicher, 
mannigfaltiger, complicirter. 

Aus dieser socialen Entwicklung aber folgt zugleich die 
Entwicklung all jener social-psychischen Erscheinungen, die 
ursprünglich den verschiedenen social-psychischen Bedürf- 
nissen der Menschen entsprechend, in ihrer primitivsten Ge- 
stalt; auch in der einheitlichen und gleichheitlichen Horde ent- 
standen sind — wie Sprache, Religion, Sitte und die nun ihrer- 
seits die grosse sociale Entwicklung im Staate beeinflussen, 
indem sie zu allen andern Factoren des socialen Kampfes 
als ebensolche und als Mittel des Kampfes hinzutreten. 
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Ohne solchen fortwährenden, durch die verschiedensten 
und verschiedenartigsten Motive und Factoren geschürten 
Kampf gibt es keinen Staat — und in der gesetzlichen 
Regelung und Ordnung dieses Kampfes besteht seine 
oberste Aufgabe. Was Guizot von Frankreich sagt: „2xi 
lutte des diverses dasses de ndtre socUti a rempU notre hi- 
stoire^^ das gilt ausnahmslos von allen Staaten — das 
gilt einfach vom Staate als solchem. 

Daher wir denn auch, wenn wir einen Staat kennen 
lernen wollen, vor allem darnach fragen, welche Parteien 
in ihm bestehen und um was sie momentan kämpfen. Nur 
von diesem Punkte aus, vom Kampf der Parteien und von 
der Betrachtung des Gegenstandes dieses Kampfes können 
wir ein gegebenes Staatswesen begreifen. Denn dieser 
sociale Kampf ist nicht etwas Abnormes, sondern der nor- 
malste Zustand jedes Staates und je mehr in einem 
Staate gekämpft wird, desto intensiver ist sein geschicht- 
liches Leben, desto grössere Dienste leistet er der Sache 
der Menschheit. Denn endlich und schliesslich bringt ja 
jede neuerklommene Stufe der socialen Entwicklung eine 
höhere Form des socialen Daseins zur Reife. 

Und nicht nur für die Kenntnis eines gegebenen Staates 
ist zunächst die Kenntnis der in ihm kämpfenden Parteien 
das Wichtigste, sondern auch zum Zwecke eines voraus- 
blickenden Urtheils über dessen weitere Entwicklung. Denn 
im Grossen und Ganzen geschieht ja nicht das im Staate, 
was ein Monarch beabsichtigt oder ein Minister in sein 
Programm aufnimmt, sondern was den Verhältnissen imma- 
nent ist, d. h. was sich au3 den Machtverhältnissen der 
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im Staate kämpfenden Parteien mit Noth wendigkeit ergeben 
mass. Könnte man das Machtquantum jeder Partei und 
jedes socialen Bestandtheiles eines Staates in Ziffern aus. 
drücken, so würde sich aus denselben sehr wohl eine 
Gleichung aufstellen lassen, deren Lösung uns die zu- 
künftige Entwicklung des Staates anzeigen würde. Solche 
Gleichungen sind nur nicht formulirbar — aber der echte 
Staatsmann, der ein praktischer, sozusagen ein unbewusster 
Sociolog ist, sieht im Geiste diese Gleichungen und findet 
instinctiv die Lösung. 

Die Erklimmung aber solcher immer höheren Stufen 
socialer Entwicklung geht Hand in Hand mit der allmähligen 
stufenweisen Umwandlung der socialen Kreise und Gruppen 
im Staate ausausserstaatlichen und antistaatlichen in staatliche. 
Denn die Elemente, die sich ursprünglich feindselig bis aufs 
Messer gegenüberstehen, werden durch die civiUsatorische 
Action des staatlichen Verbandes demselben accomodirt 
und erlangen ein staatliches Gefühl, ein Interesse an dem 
Bestände des Staates und der bestehenden Organisation. 

Um dieses moralische Resultat zu erzeugen, braucht 
der Staat nur naturgemäss zu functioniren als oberster 
Friedensbewahrer, als Rechtserzeuger, Richter, als Schützer 
und Vertheidiger aller mit seinem Bestände nicht unver- 
einbaren berechtigten Interessen der socialen Kreise und 
Gruppen. Diese Functionen aber sind Sache der Regie- 
rungen und es ist eine der schwierigsten Probleme der 
Staatswissenschaft die Rolle derselben gegenüber dem ewigen 
Kampf der Parteien im Staate zu formuliren. 

Man hat oft die Meinung geäussert, dass der Staat, 

Gnmplowicz, Die sociologische Staatsidee. ^ 
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worunter man in diesem Falle offenbar die Begierong 
versteht, über den Parieien steht und die Function habe 
das Gleichgewicht unter denselben aufrechtzuerhalten, den 
socialen Kampf in gewissen dem Staate zuträgUchen Grenzen 
zu erhalten (Lorenz v. Stein). Das trifft in manchen Fällen 
ZU) in anderen ist es aber unzweifelhaft, dass der Staat, die 
Regierung, nicht über den Parteien steht, sondern selbst 
Partei ist, und Partei nehmen rauss. Es ist hier nicht 
der Ort diese Frage zu entscheiden, nur so viel sei hier 
angedeutet, dass die Stellung der Regierung den socialen 
Kämpfen gegenüber nach Zeit, Umständen, staatlicher Ent- 
wicklungsstufe und nach Verschiedenheit des Kampfes und 
dessen unmittelbaren Objectes eine verschiedene ist. 

In dem modernen Culturstaate gibt es z. B. viele 
Kämpfe, welchen der Staat als unbetheiligter über den 
Parteien stehender Dritter zusieht, so z. B. die Kämpfe der 
kirchlichen Parteien. Dasselbe muss gesagt werden be- 
züglich der Kämpfe um wissenschaftliche Standpunkte, z. B. 
um eine naturwissenschaftliche, darwinistische oder rationa- 
listische Weltanschauung; in solche Kämpfe greifen die 
Regierungen in merito nicht ein. Handelt es sich um 
Theorien, welche die Grundlagen der staatlichen Ordnung 
angreifen, z. B. um socialistische und communistische, um 
Theorien, die die staatlichen Einrichtungen des Eigenthums, 
der Ehe, der Familie angreifen, da kann der Staat offenbar 
nicht über den Parteien stehen — dann muss er Partei 
ergreifen, weil es an seine Existenz geht. 

Mit Bezug wieder auf nationale Kämpfe verhalten sich 
die Staaten verschieden je nach der Verschiedenheit ihrer 
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Stellung zu den Nationalitäten. Im allgemeinen kann 
gesagt werden, dass in den höheren Staatsformen die Herr- 
scher sich den nationalen Kämpfen gegenüber neutral ver- 
halten. In Russland z. B. ist ebenso wie in kirchlichen 
auch in nationalen Dingen die Regierung entschieden Partei, 
in Belgien steht sowohl in den einen wie in den anderen 
Dingen wenigstens der Monarch über den Parteien. 

Auf welche Weise nun ein jedes Stadium des socialen 
Kämpfes sich in einem neuen Rechte, eventuell in einem Gesetz- 
gebiingsacte äussert, ist oben (S. 107—109) dargestellt worden. 

Es kann kein Gesetz im Staate erlassen werden, das 
nicht die Folge eines socialen Kampfes, der Ausdruck eines 
Sieges einerseits, einer Niederlage andererseits wäre. Das 
scheinbar friedlichste Gesetz ist der momentane Abschluss 
einer Periode des Kampfes, worauf die gegnerischen Par- 
teien zu neuen Kämpfen rüsten. 

Wenn der Finanzminister einen Complex von Gesetzen 
über die Valutareform durchführt, so bedeutet das eine 
grosse entscheidende Schlacht ; es gibt Sieger und Besiegte, 
Gewinn und Verlust, Kriegsschäden und Beute. Ja, wenn 
der Unterrichtsminister nur eine Verordnung wegen Auf- 
hebung schriftlicher griechischer Aufsätze in den Gym- 
nasien erlässt, so ist auch das der Abschluss eines Kampfes 
und auf dem Gefechtsterrain hat so mancher Schulmeister- 
Philologe sein bestes Herzblut verspritzt. 

Und darin eben liegt das Wesen und die Bedeutung 

der sociologischen Staatsidee, dass sie den Staat nur als 

eine Vielheit ewig sich bekämpfender socialer Bestand- 

theile betrachtet, in deren allseitigen und gegenseitigen 

9* 
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Kämpfen das Leben des Staates, seine fortschreitende Ent- 
wicklung sich vollzieht. Mitten in diesem ewigen Kampf 
socialer Elemente aber ist die Gesetzgebung das automatisch 
functionirende Nomometer, dass uns den jedesmaligen Stand 
der kämpfenden Parteien anzeigt. 

Es verräth also immerhin eine richtige Ahnung des 
Wesens des Staates, wenn die griechischen Philosophen ihre 
Untersuchungen tlber denselben von der Behandlung der 
Frage: was ist Recht und was ist Gerechtigkeit? beginnen. 
Denn wenn auch nicht, wie das die Naturrechtslehre glaubt, 
Ausgangspunkt des Staates und nicht dessen Quelle 
so ist doch das Recht der Mittelpunkt des Staates, insofern 
jede Phase des socialen Kampfes ein Recht erzeugt, jede 
Stufe der socialen Entwicklung ihre eigene Gerechtigkeit 
hat. Darin dagegen liegt der Grund der Unfruchtbarkeit 
der rationalistischen und socialistischen Staatsbetrachtung, 
dass sie das Recht mit einer nicht vorhandenen und rein 
utopischen Gleichheit verwechselt, sich einbildet, dass die- 
selbe ursprünglich existirte und das anzustrebende Ziel 
aller Staatsentwicklung sei. Das sind verhängnisvolle 
Einbildungen, die auf dem Verkennen des Wesens des 
Staates und also auch des Rechtes beruhen. 

Die sociologische Staatsidee räumt mit diesen Irrthümem 
auf; der Staat ist nicht die Verwirklichung einer vor 
ihm existirenden Rechtsidee, sondern eine Organisation so- 
cialer Elemente, deren Kampt erst das Recht erzeugt, 
jedoch immer nur innerhalb der Schranken der staat- 
lichen Organisation, da es ohne Staat kein Recht geben 
kann, da der Staat die Voraussetzung sine qua non alles 
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Rechtes ist, daher denn auch trotz aller Entwicklung und 
Aenderung des Rechts, dasselbe nie den staatlichen Charakter 
abstreifen kann, d. h. denjenigen den ihm der Staat als 
Organisation der Herrschaft, als Ordnung der Ungleichheit 
verleiht. 

c) 

Die letzte Frage bezüglich der socialen Entwicklung 
ist die nach ihrer Richtung. Zunächst sei bemerkt, dass 
wir mit Absicht nur von einer Richtung und nicht von 
einem Endziel sprechen. Denn über ein Endziel gibt 
es keine wissenschaftliche Discusion, weil wir keine That- 
sachen, also keine Daten haben, um darüber Wissenschaft- 
liehe Beobachtungen anzustellen und auf Thatsachen be- 
gründete Aussprüche zu thun. Nach einem Ziel staatlicher 
Entwicklung kann man ein Verlangen haben, ein Sehnen 
fühlen, man kann es gläubig ahnen — nur wissen kann man 
nie etwas darüber. Daher sind auch alle jene Betrachtungen 
und Raisonnements unwissenschaftlich, die ein gewisses End- 
ziel dieser Entwicklung als für den Ausgangspunkt und 
die Richtschnur der Discussion über den Staat massgebend 
annehmen, was leider so häufig geschieht. Solche präsup- 
ponirte Endziele sind z. B: vollkommene Gleichheit aller 
Menschen, vollkomniene Freiheit oder auch gleiches ma- 
terielles Wohlsein, vollste Gerechtigkeit u. s. w. u. s. w. 

Da wir kein wissenschaftliches Kriterium besitzen^ um 
die Richtigkeit der Annahme, dass die sociale Entwicklung 
irgend einem solchen £lndziele zustrebe, zu prüfen, so muss 
das Endziel der socialen Entwicklung ausserhalb jeder 
wissenschafthchen Discussion bleiben. 
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Dagegen haben wir, um die Richtung dieser Entwick- 
lung zu beurtheilen, ein genügendes historisches Material 
zur Verfügung. Auf demselben fussend, müssen wir an- 
erkennen, dass die sociale Entwicklung im Staate zu immer 
höheren Daseinsformen aller Staatsgenossen strebt und 
dieselben auch erzeugt. Diese höheren Daseinsformen werden 
bedingt durch die immer mehr gesicherte Rechtsstellung 
des Individuums, durch die Schaffung von untersten Grenzen 
materiellen Wohlbefindens für dasselbe, wobei der Staat 
die Sorge übernimmt, dass das Individuum nicht unter dieses 
Niveau sinke, endlich durch ein Minimum geistiger Er- 
ziehung, für welche der Staat bezüglich jedes Indivi- 
duums die Sorge übernimmt. Aus dieser bisherigen Rich- 
tung der socialen Entwicklung kann der Schluss gezogen 
werden, dass dieselbe auch von der weiteren socialen Ent- 
wicklung im Staate eingehalten werden wird — ob für 
immer oder nur bis zu gewissen historischen Kataklismen, 
darauf freilich kann ebenfalls keine wissenschaftlich be- 
gründete Antwort ertheilt werden. 

Doch hat an dieser, aus der bisherigen socialen Ent- 
wicklung der meisten Staaten abgeleiteten Erkenntnis der 
Grundrichtung derselben die sociologische Staatsidee jeden- 
falls ein Kriterium zur Abgabe eines Werthurtheils über jede 
einzelne Phase der Entwicklung eines gegebenen Staates, 
indem sie die Resultate derselben darnach beurtheilt, ob da- 
durch diese fortschrittliche Richtung gefördert wurde oder 
nicht, was der sociologischen Staatsidee immerhin auch 
einen nicht zu unterschätzenden ethischen Werth sichert. 
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